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(Finanzkonglomeraterichtlinie-Umsetzungsgesetz) 


A. Problem und Ziel 

ln ihrem Aktionsplan zu Finanzdienstleistungen aus dem Jahr 1999 nennt die 
Europäische Kommission eine Reihe von Maßnahmen, die zur Vollendung des 
Binnenmarktes für Finanzdienstleistungen erforderlich sind. Dabei kündigte 
sie zusätzliche Aufsichtsvorschriften für Finanzkonglomerate an, mit denen 
Lücken in den geltenden branchenbezogenen Rechtsvorschriften geschlossen 
und zusätzliche aufsichtsrechtlich relevante Risiken abgedeckt werden sollen. 
Dadurch sollen zusätzliche Regeln für Finanzgruppen mit branchenübergrei- 
fenden Tätigkeiten eingeführt werden. 


B. Lösung 

Dem Gesetzentwurf liegt die Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parla- 
mentes und des Rates zugrunde. Gegenstand des Gesetzentwurfs ist die zusätz- 
liche Beaufsichtigung von Kreditinstituten, Versicherungsuntemehmen und 
Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats durch entsprechende Anpassun- 
gen des Kreditwesengesetzes und des Versicherungsaufsichtsgesetzes. Diese 
zusätzliche gruppenweite Beaufsichtigung führt auf Konglomeratsebene zu 
einer besseren Beurteilung von Risiken im Zusammenhang mit: 

- der Solvabilität, 

- der Risikokonzentration, 

- gruppenintemen Transaktionen, 

- dem internen Risikomanagement, 

- der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung der Geschäftsleitung. 

Mit diesen zusätzlichen Aufsichtsregeln soll insbesondere die Doppelbelegung 
von Eigenkapital und die gruppeninterne Schöpfung von Eigenkapital verhin- 
dert werden. 


C. Alternativen 

Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Zusätzliche Haushaltsausgaben sind infolge der Durchführung des Gesetzes 
nicht zu erwarten. 

2. Vollzugsaufwand 

Infolge der Umsetzung des Gesetzes entsteht beim Bund kein Vollzugsauf- 
wand. 


E. Sonstige Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch das Gesetz nicht mit Kosten 
belastet. 

Im Rahmen der Finanzierung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf- 
sicht (BaFin) können den über die Umlage zur Finanzierung herangezogenen 
Unternehmen der Finanzbranche infolge der zusätzlichen Aufsicht für Finanz- 
konglomerate zusätzliche Kosten über eine Erhöhung der genannten Umlage 
entstehen. 

Bei anderen Wirtschaftsunternehmen, insbesondere bei nicht der Finanzbran- 
che angehörenden mittelständischen Unternehmen und auch bei sozialen Siche- 
rungssystemen entstehen keine zusätzlichen Kosten. Geringfügige kosten- 
induzierte Erhöhungen von Einzelpreisen, die nicht quantifizierbar sind, lassen 
sich nicht ausschließen. Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau sind jedoch nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, den /II. August 2004 


DER BE NDESKANZLER 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2002/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 
(Finanzkonglomeraterichtlinie-Umsetzungsgesetz) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 802. Sitzung am 9. Juli 2004 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2002/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 
(Finanzkonglomeraterichtlinie-Umsetzungsgesetz)* 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1 Änderung des Kreditwesengesetzes 

Artikel 2 Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Artikel 3 Änderung des Gesetzes über die Errichtung 

eines Bundesaufsichtsamtes für das Versiche- 
rungswesen 

Artikel 4 Inkrafttreten 


Artikel 1 

Änderung des Kreditwesengesetzes 

Das Kreditwesengesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 9. September 1998 (BGBl. 1 S. 2776), zuletzt 
geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. 1 
S. . . .) wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zur Zwischenüberschrift nach der Über- 
schrift des Ersten Abschnitts wird wie folgt gefasst: 

„1. Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute, 
Finanzholding-Gesellschaften, gemischte Fi- 
nanzholding-Gesellschaften, F inanzkonglo- 
merate, gemischte Unternehmen und Finanz- 
untemehmen“. 

b) Nach der Angabe zu § 2b wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 

„§ 2c Leitungsorgane von Finanzholding-Gesell- 
schaften und gemischten Finanzholding-Ge- 
sellschaften“. 

c) Die Angabe zu § 8a wird wie folgt gefasst: 

„§ 8a Zusammenarbeit bei der Beaufsichtigung 
von Finanzkonglomeraten“. 

d) Nach der Angabe zu § 8a werden folgende Angaben 
eingefügt: 

„§ 8b Zuständigkeit für die Beaufsichtigung 
auf zusammengefasster Basis 

§ 8c Zuständigkeit für die zusätzliche 

Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene“. 

e) Die Angabe zur Überschrift des Zweiten Abschnitts 
wird wie folgt gefasst: 


„Zweiter Abschnitt 

Vorschriften für Institute, Institutsgruppen, 

F inanzholding-Gruppen, F inanzkonglomerate, 
gemischte Finanzholding-Gesellschaften und 
gemischte Unternehmen“. 

f) Nach der Angabe zu § 10a wird folgende Angabe 
eingefügt: 

„§ 10b Eigenmittelausstattung von 
F inanzkonglomeraten‘ ‘ . 

g) Nach der Angabe zu § 13b werden folgende Angaben 
eingefügt: 

„§ 13c Gruppeninterne Transaktionen mit 
gemischten Unternehmen 

§ 13d Risikokonzentrationen und gruppeninterne 
Transaktionen von Finanzkonglomeraten“. 

h) Die Angabe zu § 45a wird wie folgt gefasst: 

„§ 45a Maßnahmen gegenüber Finanzholding- 
Gesellschaften und gemischten 
Finanzholding-Gesellschaften“. 

i) Nach der Angabe zu § 5 1 werden folgende Angaben 
eingefügt: 

„Vierter Abschnitt 

Besondere Vorschriften für Finanzkonglomerate 

§ 51a Ermittlung eines Finanzkonglomerats; 
Schwellenwerte 

§ 51b Feststellung eines Finanzkonglomerats 
§ 51c Befreiungen“. 

j) In der bisherigen Angabe „Vierter Abschnitt“ wird 
das Wort „Vierter“ durch das Wort „Fünfter“ ersetzt. 

k) Die Angabe zu § 53d wird wie folgt gefasst: 

„§ 53d Mutteruntemehmen mit Sitz in 
einem Drittstaat“. 

l) Nach der Angabe zu § 53d wird folgende Angabe 
eingefügt: 

„§ 53e Zusammenarbeit mit der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften“. 

m) In der bisherigen Angabe „Fünfter Abschnitt“ wird 
das Wort „Fünfter“ durch das Wort „Sechster“ er- 
setzt. 


*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 über die zu- 
sätzliche Beaufsichtigung der Ki'editinstitute, Versicherungsuntemehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur Ändemng 
der Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 93/6/EWG und 93/22/EWG des Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 
2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABI. EU 2003 Nr. L 35 S. 1). 
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n) In der bisherigen Angabe „Sechster Abschnitt“ wird 
das Wort „Sechster“ durch das Wort „Siebenter“ er- 
setzt. 

2. Die Zwischenüberschrift nach der Überschrift des Ersten 

Abschnitts wird wie folgt gefasst: 

„1. Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute, Fi- 
nanzholding-Gesellschaften, gemischte Finanz- 
holding-Gesellschaften, Finanzkonglomerate, ge- 
mischte Unternehmen und Finanzuntemehmen“. 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 wird nach dem Wort „ande- 
rer“ das Wort „unbedingt“ eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „er- 
werben“ die Wörter „und zu halten“ eingefügt. 

c) Absatz 3a wird wie folgt gefasst: 

„(3a) Finanzholding-Gesellschaften sind Finanz- 
untemehmen, die keine gemischten Finanzholding- 
Gesellschaften sind und deren Tochtemntemehmen 
ausschließlich oder hauptsächlich Institute oder Fi- 
nanzuntemehmen sind und die mindestens ein 
Einlagenkreditinstitut, ein E -Geld-Institut oder ein 
Wertpapierhandelsuntemehmen zum Tochtemnter- 
nehmen haben. Gemischte Finanzholding-Gesell- 
schaften sind Muttemntemehmen, die keine beaufsich- 
tigten Finanzkonglomeratsuntemehmen sind, und die 
zusammen mit ihren Tochtemntemehmen, von denen 
mindestens ein Unternehmen ein beaufsichtigtes 
Finanzkonglomeratsuntemehmen mit Sitz im Inland 
oder einem anderen Staat des Europäischen Wiit- 
schaftsraums ist, und anderen Unternehmen ein 
Finanzkonglomerat bilden. Beaufsichtigte Finanzkon- 
glomeratsuntemehmen sind konglomeratsangehörige 
Einlagenkreditinstitute, E-Geld-Institute, Wertpapier- 
handelsuntemehmen, Erstversichemngsuntemehmen 
im Sinne des § 104k Nr. 2 Buchstabe a des Versiche- 
mngsaufsichtsgesetzes, Kapitalanlagegesellschaften 
oder andere Vermögensverwaltungsgesellschaften im 
Sinne des Artikels 2 Nr. 5 und des Artikels 30 der 
Richtlinie 2002/87/EG.“ 

d) Absatz 3b wird wie folgt gefasst: 

„(3b) Gemischte Unternehmen sind Unternehmen, 
die keine Finanzholding-Gesellschaften, gemischte 
Finanzholding-Gesellschaften oder Institute sind und 
die mindestens ein Einlagenkreditinstitut, ein 
E-Geld-Institut oder ein Wertpapierhandelsunterneh- 
men zum Tochtemntemehmen haben. Eine gemischte 
Untemehmensgmppe besteht aus einem gemischten 
Unternehmen und seinen Tochterunternehmen.“ 

e) In Absatz 3d Satz 1 wird nach dem Wort „anderer“ 
das Wort „unbedingt“ eingefügt. 

f) Nach Absatz 17 werden folgende Absätze 18 bis 23 
angefügt: 

„(18) Branchenvorschriften im Sinne dieses Geset- 
zes sind die Rechtsvorschriften der Europäischen Ge- 
meinschaften im Bereich der Finanzaufsicht, insbe- 
sondere die Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 
85/611/EWG, 98/78/EG, 93/6/EWG, 93/22/EWG 
und 2000/ 12/EG, die darauf bemhenden inländischen 


Gesetze, insbesondere dieses Gesetz, das Versiche- 
rangsaufsichtsgesetz, das Wertpapierhandelsgesetz, 
das Investmentgesetz, das Hypothekenbankgesetz, 
das Gesetz über Bausparkassen, das Geldwäsche- 
gesetz einschließlich der dazu ergangenen Rechts- 
verordnungen sowie der sonstigen im Bereich der 
Finanzaufsicht erlassenen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften. 

(19) Finanzbranche im Sinne dieses Gesetzes sind 
folgende Branchen: 

1 . die Banken- und Wertpapierdienstleistungsbran- 
che; dieser gehören Kreditinstitute im Sinne des 
Absatzes 1, Finanzdienstleistungsinstitute im 
Sinne des Absatzes la Satz 2 Nr. 1 bis 4, Finanz- 
unternehmen im Sinne des Absatzes 3, Unter- 
nehmen mit bankbezogenen Hilfsdiensten im 
Sinne des Absatzes 3c oder entsprechende Un- 
ternehmen mit Sitz im Ausland an; für die Zwe- 
cke der §§ 51a und 51c gelten Kapitalanlagege- 
sellschaften als nicht dieser Branche angehörig; 

2 . die Versicherungsbranche; dieser gehören Erstver- 
sichemngsuntemehmen im Sinne des § 104k Nr. 2 
Buchstabe a des Versichemngsaufsichtsgesetzes, 
Rückversichemngsuntemehmen im Sinne des 
§ 104a Abs. 2 Nr. 3 des Versichemngsaufsichtsge- 
setzes, Versichemngs-Holdinggesellschaften im 
Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 4 des Versichemngs- 
aufsichtsgesetzes oder entsprechende Unterneh- 
men mit Sitz im Ausland an; 

3. eine weitere aus den gemischten Finanzholding- 
Gesellschaften gebildete Branche. 

(20) Ein Finanzkonglomerat im Sinne dieses Ge- 
setzes ist vorbehaltlich des § 51a Abs. 2 bis 6 eine 
Gmppe von Unternehmen, 

1 . die aus einem Muttemntemehmen, seinen Toch- 
terunternehmen und den Unternehmen, an denen 
das Muttemntemehmen oder ein Tochtemnter- 
nehmen eine Beteiligung halten, besteht, oder 
aus Unternehmen, die zu einer horizontalen Un- 
ternehmensgmppe zusammengefasst sind; 

2. an deren Spitze ein beaufsichtigtes Finanzkon- 
glomeratsunternehmen steht, bei dem es sich um 
ein Muttemntemehmen eines Unternehmens der 
Finanzbranche, ein Unternehmen, das eine Be- 
teiligung an einem Unternehmen der Finanz- 
branche hält, oder ein Unternehmen, das mit 
einem anderen Unternehmen der Banken- und 
Wertpapierdienstleistungsbranche oder der Ver- 
sichemngsbranche zu einer horizontalen Unter- 
nehmensgmppe zusammengefasst ist, handelt; 
steht kein beaufsichtigtes Finanzkonglomerats- 
unternehmen an der Spitze der Gmppe, weist die 
Gmppe jedoch mindestens eines dieser Unter- 
nehmen als Tochtemntemehmen auf, ist die 
Gruppe ein Finanzkonglomerat, wenn sie vor- 
wiegend in der Finanzbranche tätig ist; 

3. der mindestens ein Unternehmen der Versiche- 
mngsbranche sowie mindestens ein Untemeh- 
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men der Banken- und Wertpapierdienstleistungs- 
branche angehören und 

4. in der die konsolidierte oder aggregierte Tätig- 
keit beziehungsweise die konsolidierte und ag- 
gregierte Tätigkeit der Unternehmen der Gruppe 
sowohl in der Versicherungsbranche als auch in 
der Banken- und Wertpapierdienstleistungsbran- 
che erheblich ist. 

Als Finanzkonglomerat gilt auch eine Untergruppe 
einer Gruppe im Sinne des Satzes 1 Nr. 1, sofern 
diese selbst die Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 1 
bis 4 erfüllt. 

(21) Eine horizontale Unternehmensgruppe im 
Sinne dieses Gesetzes ist eine Gruppe, in der ein Un- 
ternehmen mit einem oder mehreren anderen Unter- 
nehmen in der Weise verbunden ist, dass 

1 . sie gemeinsam auf Grund einer Satzungsbestim- 
mung oder eines Vertrages unter einheitlicher 
Leitung stehen, oder 

2. sich ihre Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf- 
sichtsorgane mehrheitlich aus denselben Perso- 
nen zusammensetzen, die während des Ge- 
schäftsjahres und bis zum Ablauf des in § 290 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs bestimmten Zeit- 
raums im Amt sind, wenn sie einen konsolidier- 
ten Abschluss aufzustellen haben oder hätten. 

(22) Gruppeninteme Transaktionen innerhalb 
eines Finanzkonglomerats im Sinne dieses Gesetzes 
sind Transaktionen, bei denen sich beaufsichtigte 
Finanzkonglomeratsuntemehmen zur Erfüllung ei- 
ner Verbindlichkeit direkt oder indirekt auf andere 
Unternehmen innerhalb desselben Finanzkonglome- 
rats oder auf natürliche oder juristische Personen 
stützen, die mit den Unternehmen der Gruppe durch 
enge Verbindungen verbunden sind, wobei unerheb- 
lich ist, ob dies auf vertraglicher oder nicht vertragli- 
cher oder auf entgeltlicher oder unentgeltlicher 
Grundlage erfolgt. 

(23) Risikokonzentrationen im Sinne dieses Geset- 
zes sind alle mit einem Ausfallrisiko behafteten En- 
gagements der Unternehmen eines Finanzkonglome- 
rats, die groß genug sind, die Solvabilität oder die 
allgemeine Finanzlage der beaufsichtigten Finanz- 
konglomeratsuntemehmen zu gefährden, wobei die 
Ausfallgefahr auf einem Adressenausfallrisiko, 
einem Kreditrisiko, einem Anlagerisiko, einem Versi- 
cherungsrisiko, einem Marktrisiko, einem sonstigen 
Risiko, einer Kombination dieser Risiken oder auf 
Wechselwirkungen zwischen diesen Risiken bemht 
oder bemhen kann.“ 

4. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 2 wird nach dem Wort „im“ das 
Wort „elektronischen“ eingefügt. 

b) In Absatz 5 Satz 2 wird nach dem Wort „im“ das 
Wort „elektronischen“ eingefügt. 

5. § 2b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz la Satz 2 wird die Angabe „Satz I oder 6“ 
durch die Angabe „Satz I oder 7“ ersetzt. 


b) In Absatz 3 Satz I werden jeweils die Wörter „Ein- 
lagenkreditinstitut oder Wertpapierhandelsuntemeh- 
men“ durch die Angabe „Einlagenkreditinstitut, 
E-Geld-Institut, Wertpapierhandelsunternehmen oder 
Erstversichemngsunternehmen“ und die Wörter 
„Einlagenkreditinstituts oder Wertpapierhandelsun- 
temehmens“ durch die Angabe „Einlagenkreditins- 
tituts, E-Geld-Instituts, Wertpapierhandelsuntemeh- 
mens oder Erstversichemngsuntemehmens“ ersetzt. 

6. Nach § 2b wird folgender § 2c eingefügt: 

,,§ 2c 

Leitungsorgane von Finanzholding-Gesellschaften 
und gemischten Finanzholding-Gesellschaften 

Personen, die die Geschäfte einer Finanzholding-Ge- 
sellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesell- 
schaft tatsächlich führen, müssen zuverlässig sein und 
die zur Fühmng der Geschäfte erforderliche fachliche 
Eignung haben.“ 

7. § 6 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Anordnungsbefugnis nach Satz 1 besteht auch ge- 
genüber Finanzholding-Gesellschaften oder gemischten 
Finanzholding-Gesellschaften sowie gegenüber den Per- 
sonen, die die Geschäfte dieser Gesellschaften tatsäch- 
lich fuhren.“ 

8. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz I werden nach den Wörtern „per- 
sönlich haftende Gesellschafter“ die Wörter „oder 
gegen Personen, die die Geschäfte einer Finanz- 
holding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft tatsächlich führen,“ eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz I werden nach den Wörtern „sowie 
bei der Aufsicht“ die Wörter „über Institutsgmppen 
oder Finanzholding-Gmppen im Sinne des § lOa 
Abs. 2 bis 4“ eingefügt. 

9. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt: 

„§ 8a 

Zusammenarbeit bei der Beaufsichtigung 
von Finanzkonglomeraten 

(I) Die Bundesanstalt und, soweit sie im Rahmen die- 
ses Gesetzes tätig wird, die Deutsche Bundesbank arbei- 
ten bei der Ermittlung und Beaufsichtigung von Finanz- 
konglomeraten nach Maßgabe der Richtlinie 2002/87/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2002 über die zusätzliche Beaufsichti- 
gung der Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen und 
Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur 
Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 
92/49/EWG, 92/96/EWG, 93/6/EWG und 93/22/EWG 
des Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABI. EU 
2003 Nr. L 35 S. 1) mit den zuständigen Stellen der an- 
deren Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums zu- 
sammen; § 8 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. Gehört ein 
Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Institut, Wertpapierhan- 
delsunternehmen oder eine Kapitalanlagegesellschaft 
einer grenzüberschreitend tätigen Untemehmensgruppe 
an, die ein Finanzkonglomerat sein könnte, das noch 
nicht nach Maßgabe der Richtlinie 2002/87/EG als sol- 
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ches eingestuft wurde, teilt die Bundesanstalt dies den 
zuständigen Stellen der anderen betroffenen Staaten des 
Europäischen Wirtschaftsraums mit. 

(2) Die Bundesanstalt bestimmt mit den zuständigen 
Stellen der anderen betroffenen Staaten des Europäi- 
schen Wirtschaftsraums nach Maßgabe des Artikels 10 
der Richtlinie 2002/87/EG den nach diesem Gesetz für 
die zusätzliche Beaufsichtigung des Finanzkonglomerats 
zuständigen Koordinator. Ist die Bundesanstalt Koordi- 
nator, obliegen ihr nach Maßgabe des Artikels 11 der 
Richtlinie 2002/87/EG insbesondere folgende Aufgaben: 

1 . Koordinierung der Sammlung und Verbreitung 
zweckdienlicher und grundlegender Informationen 
bei der laufenden Beaufsichtigung sowie in Krisen- 
situationen; 

2. generelle Aufsicht und Beurteilung der Finanzlage 
eines Finanzkonglomerats; 

3. Beurteilung der Einhaltung der Vorschriften über 
die Eigenmittelausstattung und der Bestimmungen 
über Risikokonzentrationen und gruppeninteme 
Transaktionen nach Maßgabe der Artikel 6 bis 8 der 
Richtlinie 2002/87/EG; 

4. Beurteilung der Struktur, Organisation und internen 
Kontrollsysteme eines Finanzkonglomerats nach 
Maßgabe des Artikels 9 der Richtlinie 2002/87/EG; 

5 . Planung und Koordinierung der Aufsichtstätigkeiten 
bei der laufenden Beaufsichtigung sowie in Krisen- 
situationen in Zusammenarbeit mit den jeweils zu- 
ständigen Stellen der anderen betroffenen Staaten 
des Europäischen Wirtschaftsraums und 

6. sonstige Aufgaben, Maßnahmen und Entscheidun- 
gen, die der Bundesanstalt durch die Richtlinie 
2002/87/EG oder in Anwendung ihrer Bestimmun- 
gen zugewiesen werden. 

Die Bundesanstalt als Koordinator 

1 . unterrichtet die zuständigen Stellen der anderen 
betroffenen Staaten des Europäischen Wirt- 
schaftsraums über die Mitteilung der Fest- 
stellung einer Gruppe von Unternehmen als 
Finanzkonglomerat nach § 51b Abs. 1; 

2. hört die zuständigen Stellen der anderen betrof- 
fenen Staaten des Europäischen Wirtschafts- 
raums vorab an 

a) bei Entscheidungen nach § 10b Abs. 2 
Satz 3, § 13d Abs. 1 Satz 2 und § 53d; 

b) bei Befreiungen nach § 31 Abs. 3 Satz 3; in 
dringenden Fällen kann die Bundesanstalt 
von der vorherigen Anhörung absehen; 

c) vor Maßnahmen nach § 10b Abs. 5, § 13d 
Abs. 4 Satz 5, § 45 Abs. 3 und § 45a Abs. 1 
Satz 2, sofern dies für deren Aufsichtstätig- 
keit von Bedeutung ist; in dringenden Fäl- 
len oder bei Gefahr im Verzug kann die 
Bundesanstalt von der vorherigen Anhö- 
rung absehen. Sie hat die zuständigen Stel- 
len der betroffenen Staaten des Europäi- 
schen Wirtschaftsraums hiervon unverzüg- 
lich zu unterrichten; 


3. unterbreitet den zuständigen Stellen der ande- 
ren betroffenen Staaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums Vorschläge für Entschei- 
dungen zur 

a) Nichtberücksichtigung von konglome- 
ratsangehörigen Unternehmen bei der Be- 
rechnung der Schwellenwerte nach § 51a 
Abs. 4; 

b) Aufhebung der Feststellung einer Unter- 
nehmensgruppe als Finanzkonglomerat 
und eines Unternehmens als übergeordne- 
tes Finanzkonglomeratsuntemehmen nach 
§ 51b Abs. 3; 

c) Befreiungen nach § 51c Nr. 2. 

(3) In den Fällen des § 10b Abs. 4, § 51a Abs. 4 
und 6 Satz 4, § 51b Abs. 3 und § 51c entscheidet die 
Bundesanstalt im Einvernehmen mit den zuständigen 
Stellen der anderen betroffenen Staaten des Europäi- 
schen Wirtschaftsraums. 

(4) Die näheren Bestimmungen über die Zusammen- 
arbeit bei der Beaufsichtigung von Finanzkonglomera- 
ten regelt die Bundesanstalt in Kooperationsvereinba- 
rungen mit den zuständigen Stellen der anderen betrof- 
fenen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums.“ 

10. Der bisherige § 8a wird § 8b und in Absatz 1 Satz 1 die 
Angabe „§ 10a Abs. 2 bis 5“ durch die Angabe „§ 10a 
Abs. 2 bis 4“ ersetzt. 

1 1 . Nach § 8b wird folgender § 8c eingefügt: 

,,§ 8c 

Zuständigkeit für die zusätzliche Beaufsichtigung 
auf Konglomeratsebene 

(1) Die Bundesanstalt kann von der Beaufsichtigung 
eines Finanzkonglomerats absehen und das übergeord- 
nete Finanzkonglomeratsuntemehmen von den Vor- 
schriften dieses Gesetzes über die Beaufsichtigung auf 
Konglomeratsebene widermfhch freisteilen, wenn 

1. das Finanzkonglomerat einem anderen Finanzkon- 
glomerat nachgeordnet ist, dessen übergeordnetes 
Finanzkonglomeratsuntemehmen mit Sitz in einem 
anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums 
dort in die zusätzliche Beaufsichtigung auf Kon- 
glomeratsebene gemäß der Richtlinie 2002/87/EG 
einbezogen ist, oder 

2. dies unter Berücksichtigung der Stmktur des Fi- 
nanzkonglomerats und des relativen Gewichts sei- 
ner Tätigkeiten in verschiedenen Staaten des Euro- 
päischen Wirtschaftsraums angemessen ist; dem 
übergeordneten F inanzkonglomeratsuntemehmen 
ist Gelegenheit zur Äußemng zu geben. 

(2) Die Bundesanstalt kann über die Fälle des § 1 
Abs. 20 und des § 10b Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 
hinaus nach Maßgabe des Artikels 2 Nr. 14 sowie der 
Artikel 3 und 5 der Richtlinie 2002/87/EG eine bran- 
chenübergreifend tätige Untemehmensgmppe als Fi- 
nanzkonglomerat und ein Institut als übergeordnetes 
Finanzkonglomeratsuntemehmen bestimmen. Die Vor- 
schriften dieses Gesetzes über die zusätzliche Beauf- 
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sichtigung von Finanzkonglomeraten sind in diesem 
Fall entsprechend anzuwenden.“ 

12. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 4 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Errichtung der Bundesanstalt für Fi- 
nanzdienstleistungsaufsicht“ durch die Angabe „§ 4 
Abs. 3 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes“ 
ersetzt. 

b) ln Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „Absatz 1 
Satz 1 oder 2“ durch die Angabe ,Wbsatz 1 Satz 1 
oder 3“ ersetzt. 

13. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts wird wie folgt 
gefasst: 

„Zweiter Abschnitt 

Vorschriften für Institute, Institutsgruppen, 

F inanzholding-Gruppen, F inanzkonglomerate, 
gemischte Finanzholding-Gesellschaften und 
gemischte Unternehmen“ 

14. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) § 10 Abs, 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Institute müssen im Interesse der Erfül- 
lung ihrer Verpflichtungen gegenüber ihren Gläubi- 
gem, insbesondere zur Sicherheit der ihnen anver- 
trauten Vermögenswerte, angemessene Eigenmittel 
haben. Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Benehmen 
mit der Deutschen Bundesbank nähere Bestimmun- 
gen über die angemessene Eigenmittelausstattung im 
Rahmen der Vorgaben des Rechts der Europäischen 
Gemeinschaften zu erlassen, insbesondere über 

1. die Höhe und Form der Eigenkapitalanforde- 
mngen; 

2. die als Risikoaktiva und Marktrisikopositionen 
zu berücksichtigenden Geschäfte, einschließ- 
lich ihrer Bemessungsgmndlagen; 

3. die Berechnungsmethoden für die Eigenkapi- 
talanfordemng und die dafür erforderlichen 
technischen Gmndsätze; 

4. die Voraussetzungen für die Eignung eines Risi- 
komodells für die Ermittlung der Anrechnungs- 
beträge oder Teilanrechnungsbeträge für die 
Marktrisiken. 

Das Bundesministerium der Finanzen kann die Er- 
mächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bun- 
desanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deut- 
schen Bundesbank ergeht. Vor Erlass der Rechts- 
verordnung sind die Spitzenverbände der Institute 
anzuhören. Die Institute haben der Bundesanstalt 
und der Deutschen Bundesbank monatlich die nach 
der Rechtsverordnung nach Satz 2 für die Überprü- 
fung der angemessenen Eigenkapitalausstattung er- 
forderlichen Angaben einzureichen; nähere Bestim- 
mungen über Inhalt, Art, Umfang und Form der 
Angaben und über die zulässigen Datenträger und 
Übertragungswege sind in der Rechtsverordnung 
nach Satz 2 zu regeln.“ 


b) ln Absatz 2b Satz 1 Nr. 7 Buchstabe b wird die 
Angabe „20 Millionen Deutsche Mark“ durch die 
Angabe „10 Millionen Euro“ ersetzt. 

c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Die §§ 723 bis 725, 727 und 728 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs finden keine Anwendung, wenn 
Zweck der Gesellschaft die Überlassung von haf- 
tendem Eigenkapital ist.“ 

d) ln Absatz 5a Satz 9 wird die Angabe „§ 11 Nr. 3 
des Gesetzes zur Regelung des Rechts der Allge- 
meinen Geschäftsbedingungen“ durch die Angabe 
„§ 309 Nr. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs“ er- 
setzt. 

e) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Von der Summe des Kern- und Ergänzungs- 
kapitals sind abzuziehen: 

1 . Beteiligungen des Instituts an Instituten, ausge- 
nommen Kapitalanlagegesellschaften, und Fi- 
nanzuntemehmen in Höhe von mehr als 10 vom 
Hundert des Kapitals dieser Unternehmen; 

2. Forderungen aus nachrangigen Verbindlichkei- 
ten im Sinne des Absatzes 5a und Forderungen 
aus Genussrechten an Instituten, ausgenommen 
Kapitalanlagegesellschaften, und Finanzunter- 
nehmen, an denen das Institut zu mehr als 10 
vom Hundert beteiligt ist; 

3. Vermögenseinlagen als stiller Gesellschafter bei 
Instituten, ausgenommen Kapitalanlagegesell- 
schaften, und Finanzuntemehmen, an denen das 
Institut zu mehr als 10 vom Hundert beteiligt 
ist; 

4. der Gesamtbetrag der folgenden Positionen, so- 
weit er 10 vom Hundert des haftenden Eigenka- 
pitals des Instituts vor Abzug der Beträge nach 
den Nummern 1 bis 3 und nach dieser Nummer 
übersteigt: 

a) Beteiligungen an Instituten, ausgenommen 
Kapitalanlagegesellschaften, und Finanzun- 
temehmen bis zu höchstens 10 vom Hundert 
des Kapitals dieser Unternehmen; 

b) Fordemngen aus nachrangigen Verbindlich- 
keiten im Sinne des Absatzes 5a und Forde- 
mngen aus Genussrechten an Instituten, aus- 
genommen Kapitalanlagegesellschaften, und 
Finanzuntemehmen, an denen das Institut 
nicht oder bis zu höchstens 10 vom Hundert 
des Kapitals dieser Unternehmen beteiligt ist; 

c) Vermögenseinlagen als stiller Gesellschafter 
bei Instituten, ausgenommen Kapitalanlage- 
gesellschaften, und Finanzunternehmen, an 
denen das Institut nicht oder bis zu höchs- 
tens 10 vom Hundert des Kapitals dieser 
Unternehmen beteiligt ist; 

5. Beteiligungen im Sinne des § 271 Abs. 1 Satz 1 
des Handelsgesetzbuchs oder eine unmittelbare 
oder mittelbare Beteiligung in Höhe von min- 
destens 20 vom Hundert des Kapitals oder der 
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Stimmrechte an Erstversicherungsuntemeh- 
men, Rückversicherungsuntemehmen und Ver- 
sicherungs-Holdinggesellschaften; 

6. Forderungen aus Genussrechten im Sinne des 
§ 53c Abs. 3 Satz 1 Nr. 3a in Verbindung mit 
Abs. 3a des Versicherungsaufsichtsgesetzes und 
Forderungen aus nachrangigen Verbindlichkei- 
ten im Sinne des § 53c Abs. 3 Satz 1 Nr. 3b in 
Verbindung mit Abs. 3b des Versicherungsauf- 
sichtgesetzes an Erstversicherungsuntemeh- 
men, Rückversicherungsuntemehmen und Ver- 
sichemngs-Holdinggesellschaften, an denen 
das Institut eine Beteiligung im Sinne der Num- 
mer 5 hält. 

Die Bundesanstalt kann auf Antrag des Instituts in 
Bezug auf die Abzugspositionen nach Satz 1 Nr. 1 
bis 6 Ausnahmen zulassen, wenn das Institut An- 
teile eines anderen Instituts, Finanzuntemehmens, 
Erstversichemngsunternehmens oder Rückversi- 
chemngsuntemehmens oder einer Versichemngs- 
Holdinggesellschaft vorübergehend besitzt, um das 
betreffende Unternehmen zwecks Saniemng und 
Rettung finanziell zu stützen. Ein Institut braucht 
Positionen nach Satz 1 Nr. 1 bis 4, die es oder das 
ihm übergeordnete Unternehmen pflichtgemäß oder 
freiwillig in die Zusammenfassung nach § 10a, 
nach § 13b Abs. 3 Satz 1 und nach § 12 Abs. 2 
Satz 1 und 2 einbezieht, nicht von seinem haf- 
tenden Eigenkapital abzuziehen. Die Bundesanstalt 
kann auf Antrag eines Einlagenkreditinstituts, 
E-Geld-lnstituts oder Wertpapierhandelsunterneh- 
mens, das keinem Finanzkonglomerat angehört, zu- 
lassen, dass es Positionen nach Satz 1 Nr. 5 und 6 
nicht von seinem haftenden Eigenkapital abzuzie- 
hen braucht, wenn es eine Berechnung der Eigenka- 
pitalausstattung nach Maßgabe der in der Rechts- 
verordnung nach § 10b Abs. 1 Satz 2 näher 
bestimmten Berechnungsmethoden 1 bis 3 zusätz- 
lich durchführt; eine Berechnung nach der Berech- 
nungsmethode 1 darf nur dann erfolgen, wenn und 
soweit nach Auffassung der Bundesanstalt Umfang 
und Niveau des integrierten Managements und der 
internen Kontrollen in Bezug auf die in den Konso- 
lidiemngskreis einbezogenen Unternehmen zufrie- 
den stellend ist. Die nach Satz 4 gewählte Berech- 
nungsmethode ist auf Dauer einheitlich anzuwenden. 
Ein Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Institut oder 
Wertpapierhandelsuntemehmen, das einem Finanz- 
konglomerat angehört, braucht die Positionen nach 
Satz 1 Nr. 1 bis 6 nicht von seinem haftenden Ei- 
genkapital abzuziehen, wenn die betreffenden Un- 
ternehmen in die Berechnung der Eigenmittel die- 
ses Finanzkonglomerats auf Konglomeratsebene 
nach § 10b einbezogen werden.“ 

f) In Absatz 10 Satz 5 wird die Angabe „Satz 4“ 
durch die Angabe „Satz 5“ ersetzt. 

15. § 10a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „(Gruppe)“ ge- 
strichen. 


b) In Absatz 2 Satz 3 und 4 wird jeweils das Wort 
„Gruppe“ durch das Wort „Institutsgruppe“ ersetzt. 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Eine Institutsgruppe im Sinne dieser Vor- 
schrift besteht auch dann, wenn ein Institut mit an- 
deren Unternehmen der Banken- und Wertpapier- 
dienstleistungsbranche eine horizontale Unterneh- 
mensgruppe bildet. Bei einer solchen Institutsgruppe 
gilt als übergeordnetes Unternehmen dasjenige grup- 
penangehörige Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Insti- 
tut oder Wertpapierhandelsuntemehmen mit Sitz im 
Inland mit der höchsten Bilanzsumme; bei gleich 
hoher Bilanzsumme bestimmt die Bundesanstalt das 
übergeordnete Unternehmen.“ 

d) Absatz 5 wird aufgehoben. 

e) In Absatz 6 Satz 3, 6, 9 und 10 wird jeweils das 
Wort „Gmppe“ durch die Wörter „Institutsgmppe 
oder Finanzholding-Gmppe“ ersetzt. 

f) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Gmppe“ durch die 
Wörter „Institutsgmppe oder Finanzholding- 
Gmppe“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 10 Abs. 1 Satz 4“ 
durch die Angabe „§ 10 Abs. 1 Satz 5“ ersetzt. 

16. Nach § 10a wird folgender § 10b eingefügt: 

„§ 10b 

Eigenmittelausstattung von Finanzkonglomeraten 

(1) Ein Finanzkonglomerat muss insgesamt ange- 
messene Eigenmittel haben. Das Bundesministerium 
der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nä- 
here Bestimmungen über die angemessene Eigenmit- 
telausstattung zur Durchfühmng des Artikels 6 und des 
Anhangs I der Richtlinie 2002/87/EG zu erlassen, ins- 
besondere über: 

1 . die zulässige Zusammensetzung der Eigenmittel, 

2. den Umfang und die Form der Berechnung der 
zusätzlichen Eigenkapitalanfordemng sowie die 
sonstigen technischen Gmndsätze, 

3. die folgenden zulässigen Berechnungsmethoden 
für die zusätzliche Eigenkapitalanforderung: 

a) Methode 1: Berechnung auf Gmndlage des 
konsolidierten Abschlusses; 

b) Methode 2: Abzugs- und Aggregationsme- 
thode; 

c) Methode 3: Buchwert-ZAnforderangsabzugs- 
methode oder 

d) Kombination der Methoden 1 bis 3, 

4. Risikomodelle, 

5. Berechnungsintervalle. 

Das Bundesministerium der Finanzen kann diese Er- 
mächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundes- 
anstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechts- 
verordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bun- 
desbank ergeht. Vor Erlass der Rechtsverordnung sind 
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die Spitzenverbände der Institute und der Versiche- 
rungsbeirat nach § 92 des Versicherungsaufsichtsgeset- 
zes anzuhören. 

(2) Die Bundesanstalt überprüft die angemessene 
Eigenmittelausstattung der Finanzkonglomerate. Das 
übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen im 
Sinne des Absatzes 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 hat der 
Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank die für 
die Überprüfung der angemessenen Eigenmittelaus- 
stattung auf Konglomeratsebene nach Maßgabe des 
Absatzes 1 erforderlichen Angaben einzureichen, es 
sei denn, ein übergeordnetes Finanzkonglomerats- 
untemehmen im Sinne des § 104a Abs. 3 Satz 6 bis 8 
oder Abs. 4 des Versichemngsaufsichtsgesetzes ist 
nach § 104q Abs. 2 des Versichemngsaufsichtsgesetzes 
anzeigepflichtig. Nähere Bestimmungen über Art, Um- 
fang, Zeitpunkt und Form der Angaben sowie über die 
zulässigen Datenträger und Übertragungswege sind in 
der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 zu regeln. 

(3) ln die Berechnung der Eigenmittel auf Konglo- 
meratsebene nach Absatz 1 sind einzubeziehen das 
übergeordnete Finanzkonglomeratsunternehmen mit 
Sitz im Inland und die ihm nachgeordneten Finanzkon- 
glomeratsuntemehmen. Bei den in die Berechnung der 
Eigenmittel auf Konglomeratsebene einzubeziehenden 
Unternehmen gelten als Eigenmittel die Bestandteile, 
die den nach § 10 dieses Gesetzes und § 53c des Versi- 
chemngsaufsichtsgesetzes anerkannten Bestandteilen 
entsprechen. Die Bundesanstalt bestimmt, welche der 
in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 näher 
bestimmten Berechnungsmethoden das Finanzkonglo- 
merat bei der Berechnung der Eigenmittel auf Konglo- 
meratsebene anzuwenden hat; das übergeordnete Fi- 
nanzkonglomeratsuntemehmen ist vorab anzuhören. 
Steht eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft an der 
Spitze des Finanzkonglomerats, dessen beaufsichtigte 
Finanzkonglomeratsunternehmen ihren Sitz nicht aus- 
schließlich im Inland haben, ist die Anwendung jeder 
der in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 
näher bestimmten Berechnungsmethoden zulässig; das 
übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen hat 
der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank die 
Wahl der Berechnungsmethode unverzüglich anzuzei- 
gen. Nachgeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen 
im Sinne dieses Gesetzes sind die beaufsichtigten 
Finanzkonglomeratsuntemehmen und die gemischte 
Finanzholding-Gesellschaft, soweit sie nicht überge- 
ordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen sind, sowie 
die konglomeratsangehörigen Finanzuntemehmen, Un- 
ternehmen mit bankbezogenen Hilfsdiensten, Rück- 
versichemngsuntemehmen und Versichemngsholding- 
Gesellschaften. Übergeordnetes Finanzkonglomerats- 
untemehmen im Sinne dieses Gesetzes ist das in der 
Banken- und Wertpapierdienstleistungsbranche tätige 
beaufsichtigte Finanzkonglomeratsuntemehmen, das 

1. an der Spitze eines Finanzkonglomerats steht, es 
sei denn ein Erstversichemngsuntemehmen mit 
Sitz im Inland steht ebenfalls an der Spitze des Fi- 
nanzkonglomerats und die Versichemngsbranche 
ist stärker vertreten als die Banken- und Wertpa- 
pierdienstleistungsbranche; 


2. ein Tochtemnternehmen einer gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft mit Sitz im Inland ist, es sei 
denn 

a) ein Erstversichemngsuntemehmen mit Sitz im 
Inland ist das Tochtemnternehmen derselben 
gemischten Finanzholding-Gesellschaft und 
die Versichemngsbranche ist stärker vertreten 
als die Banken- und Wertpapierdienstleistungs- 
branche; 

b) ein in der Banken- und Wertpapierdienstleis- 
tungsbranche tätiges beaufsichtigtes Finanz- 
konglomeratsuntemehmen derselben Gmppe 
mit Sitz in einem anderen Staat des Europäi- 
schen Wirtschaftsraums, das Tochtemnterneh- 
men einer gemischten Finanzholding-Gesell- 
schaft in seinem Sitzstaat ist, hat eine höhere 
Bilanzsumme als das Einlagenkreditinstitut, 
E-Geld-Institut oder Wertpapierhandelsunter- 
nehmen mit Sitz im Inland; 

c) ein Erstversicherungsunternehmen derselben 
Gmppe mit Sitz in einem anderen Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraums ist Tochterun- 
ternehmen einer gemischten Finanzholding- 
Gesellschaft in seinem Sitzstaat und die Ver- 
sichemngsbranche ist stärker vertreten als die 
Banken- und Wertpapierdienstleistungsbranche; 

erfüllen mehrere in der Banken- und Wertpa- 
pierdienstleistungsbranche tätige beaufsich- 
tigte Finanzkonglomeratsuntemehmen mit Sitz 
im Inland diese Voraussetzungen, ist das Insti- 
tut mit der höchsten Bilanzsumme das überge- 
ordnete F inanzkonglomeratsunternehmen; 

3. ein Tochtemnternehmen einer gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft mit Sitz in einem anderen 
Staat des Europäischen Wirtschaftsraums ist, das 
kein Muttemntemehmen von einem beaufsichtig- 
ten Finanzkonglomeratsuntemehmen mit Sitz in 
ihrem Sitzstaat ist, wenn 

a) die Banken- und Wertpapierdienstleistungs- 
branche stärker als die Versichemngsbranche 
vertreten ist und 

b) das in der Banken- und Wertpapierdienstleis- 
tungsbranche tätige beaufsichtigtes Finanzkon- 
glomeratsuntemehmen mit Sitz im Inland die 
höchste Bilanzsumme hat. 

Vorbehaltlich des Satzes 6 Nr. 2 und 3 gilt ein in der 
Banken- und Wertpapierdienstleistungsbranche tätiges 
beaufsichtigtes Finanzkonglomeratsuntemehmen mit 
Sitz im Inland als übergeordnetes Finanzkonglomerats- 
untemehmen, wenn die Banken- und Wertpapierdienst- 
leistungsbranche stärker vertreten ist als die Versiche- 
mngsbranche und dieses Institut mit Sitz im Inland die 
höchste Bilanzsumme hat. Abweichend von Satz 6 
Nr. 1 bis 3 und Satz 7 kann die Bundesanstalt unter Be- 
rücksichtigung der Struktur des Finanzkonglomerats 
nach Anhömng des beaufsichtigten Finanzkonglome- 
ratsunternehmens, das nach Satz 6 und 7 als übergeord- 
netes Finanzkonglomeratsuntemehmen zu bestimmen 
wäre, ein anderes beaufsichtigtes Finanzkonglomerats- 
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unternehmen oder eine gemischte Finanzholding- 
Gesellschaft als übergeordnetes Finanzkonglomerats- 
untemehmen bestimmen; das zu bestimmende Unter- 
nehmen ist ebenfalls vorab anzuhören. Im Sinne dieses 
Absatzes stärker vertreten ist jeweils die Finanzbranche 
mit dem höchsten durchschnittlichen Anteil nach § 5 la 
Abs. 3. 

(4) Bestehen Beteiligungen an einem oder mehreren 
beaufsichtigten Finanzkonglomeratsuntemehmen oder 
Kapitalbeziehungen zu derartigen Unternehmen oder 
kann auf derartige Unternehmen ein beherrschender 
Einfluss ausgeübt werden, ohne dass ein Fall des Ab- 
satzes 3 Satz 6 bis 8 vorliegt, kann die Bundesanstalt 
die Vorschriften dieses Gesetzes über die zusätzliche 
Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene ganz oder 
teilweise auf diese Unternehmen entsprechend anwen- 
den und eines dieser Unternehmen als übergeordnetes 
Finanzkonglomeratsunternehmen bestimmen, wenn 

1 . mindestens eines dieser Unternehmen der Banken- 
und Wertpapierdienstleistungsbranche und mindes- 
tens eines der Versicherungsbranche angehört und 

2. die konsolidierten oder aggregierten Tätigkeiten 
beziehungsweise die konsolidierten und aggregier- 
ten Tätigkeiten dieser Unternehmen in der Banken- 
und Wertpapierdienstleistungsbranche sowie der 
Versicherungsbranche erheblich im Sinne des 
§ 51a Abs. 3 sind. 

(5) Die Bundesanstalt kann auf die Eigenmittel des 
Finanzkonglomerats einen Korrekturposten festsetzen, 
wenn 

1 . unbeschadet der Erfüllung der Anforderungen nach 
Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit der Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 1 Satz 2 oder nach den 
§§ 13d oder 25a Abs. la die Solvabilität des Fi- 
nanzkonglomerats gefährdet ist; 

2. bedeutende gruppeninteme Transaktionen inner- 
halb des Finanzkonglomerats oder bedeutende Ri- 
sikokonzentrationen auf Konglomeratsebene die 
Finanzlage des Finanzkonglomerats gefährden. 

Die Bundesanstalt hat die Festsetzung auf Antrag des 
übergeordneten Finanzkonglomeratsuntemehmens auf- 
zuheben, soweit die Voraussetzung für die Festsetzung 
wegfällt. Die Bundesanstalt darf die in Satz 1 bezeich- 
neten Anordnungen erst treffen, wenn das Finanzkon- 
glomerat den Mangel nicht innerhalb einer von der 
Bundesanstalt zu bestimmenden Frist behoben hat. 

(6) Das übergeordnete Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen ist für eine angemessene Eigenmittelausstat- 
tung des Finanzkonglomerats verantwortlich. Es darf 
jedoch zur Erfüllung seiner Verpflichtungen nach 
Satz 1 auf die nach Absatz 3 Satz 1 in die Berechnung 
der Eigenmittel auf Konglomeratsebene einzubezie- 
henden Unternehmen nur einwirken, soweit dem das 
allgemeine Gesellschaftsrecht nicht entgegensteht. 

(7) Die nach Absatz 3 Satz 1 in die Berechnung der 
Eigenmittel auf Konglomeratsebene einzubeziehenden 
Unternehmen haben zur Sicherstellung der ordnungs- 
gemäßen Aufbereitung und Weiterleitung der für die 
zusätzliche Beaufsichtigung eines Finanzkonglomerats 


erforderlichen Angaben eine ordnungsgemäße Organi- 
sation und angemessene interne Kontrollverfahren ein- 
zurichten. Sie sind verpflichtet, die für die zusätzliche 
Beaufsichtigung erforderlichen Angaben an das nach 
Absatz 2 anzeigepflichtige Unternehmen zu übermit- 
teln. Kann das nach Absatz 2 anzeigepflichtige Unter- 
nehmen für einzelne nachgeordnete Finanzkonglome- 
ratsunternehmen die erforderlichen Angaben nicht be- 
schaffen, sind die auf das nachgeordnete Finanzkon- 
glomeratsunternehmen entfallenden Buchwerte nach 
Maßgabe der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 
von den Eigenmitteln des übergeordneten Finanzkon- 
glomeratsunternehmens abzuziehen. 

(8) Die Absätze 1, 6 und 7 gelten nicht für ein Fi- 
nanzkonglomerat, das selbst einem Finanzkonglomerat 
nachgeordnet ist, für das die Absätze 1, 6 und 7 gel- 
ten.“ 

16a. § 11 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Institute müssen ihre Mittel so anlegen, 
dass jederzeit eine ausreichende Zahlungsbereitschaft 
(Liquidität) gewährleistet ist. Das Bundesministerium 
der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nä- 
here Anforderungen an die ausreichende Liquidität zu 
bestimmen, insbesondere über 

1. die Methoden zur Beurteilung der ausreichenden 
Liquidität und die dafür erforderlichen technischen 
Grundsätze; 

2. die als Zahlungsmittel und Zahlungsverpflichtun- 
gen zu berücksichtigenden Geschäfte einschließ- 
lich ihrer Bemessungsrundlagen. 

Das Bundesministerium der Finanzen kann die Er- 
mächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundes- 
anstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechts- 
verordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bun- 
desbank ergeht. Vor Erlass der Rechtsverordnung sind 
die Spitzenverbände der Institute anzuhören. Die Insti- 
tute haben der Bundesanstalt und der Deutschen Bun- 
desbank monatlich die für die Überprüfung der ausrei- 
chenden Liquidität erforderlichen Angaben einzurei- 
chen; nähere Bestimmungen über Inhalt, Art, Umfang 
und Form der Angaben und über die zulässigen Daten- 
träger und Übertragungswege sind in der Rechtsver- 
ordnung nach Satz 2 zu regeln.“ 

17. In § 12 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Finanz- 
untemehmen“ ein Komma eingefügt und werden die 
Wörter „oder Versicherungsunternehmen“ durch die 
Wörter „Erstversicherungsuntemehmen oder Rückver- 
sicherungsuntemehmen“ ersetzt. 

18. § 1 2a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 10a Abs. 2 
bis 5“ durch die Angabe „§ 10a Abs. 2 bis 4“ er- 
setzt. 

b) Folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 Satz 1 gelten für eine 
gemischte Finanzholding-Gesellschaft und ein in 
der Banken- und Wertpapierdienstleistungsbranche 
tätiges beaufsichtigtes übergeordnetes Finanzkon- 
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glomeratsunternehmen in Bezug auf Pflichten nach 
den §§ 10b und 13d entsprechend.“ 

19. ln § 13 Abs. 1 Satz 3 zweiter Halbsatz wird das Wort 
„dieses“ durch das Wort „diese“ ersetzt. 

20. § 13b wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 wird die Angabe „§ 10a Abs. 2 bis 5“ 
durch die Angabe „§ 10a Abs. 2 bis 4“ ersetzt. 

b) ln den Absätzen 2 und 3 Satz 1 wird jeweils das 
Wort „Gruppe“ durch die Wörter „Institutsgruppe 
oder Finanzholding-Gruppe“ ersetzt. 

21. Nach § 13b werden folgende §§ 13c und 13d einge- 
fügt: 

„§ 13c 

Gruppeninteme Transaktionen mit 
gemischten Unternehmen 

(1) Ein Einlagenkreditinstitut, E-Geld-lnstitut oder 
Wertpapierhandelsunternehmen, das Tochterunterneh- 
men eines gemischten Unternehmens ist, hat der Bun- 
desanstalt und der Deutschen Bundesbank bedeutende 
gruppeninterne Transaktionen mit gemischten Unter- 
nehmen oder deren anderen Tochterunternehmen anzu- 
zeigen. Das Bundesministerium der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch eine im Benehmen mit der Deutschen 
Bundesbank zu erlassende Rechtsverordnung näher zu 
bestimmen: 

1. die Arten der anzuzeigenden Transaktionen und 
Schwellenwerte, anhand derer die gruppeninter- 
nen Transaktionen als bedeutend anzusehen sind; 

2. die Obergrenzen für gruppeninteme Transaktionen 
und Beschränkungen hinsichtlich der Art gmppen- 
intemer Transaktionen; 

3. Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der Angaben so- 
wie die zulässigen Datenträger und Übertragungs- 
wege. 

Das Bundesministerium der Finanzen kann die Er- 
mächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundes- 
anstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechts- 
verordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bun- 
desbank zu erlassen ist Vor Erlass der Rechtsverord- 
nung sind die Spitzenverbände der Institute anzuhören. 

(2) Das Einlagenkreditinstitut, E-Geld-lnstitut oder 
Wertpapierhandelsunternehmen im Sinne von Absatz 1 
Satz 1 darf unbeschadet der Wirksamkeit der Rechts- 
geschäfte bedeutende gruppeninteme Transaktionen 
mit gemischten Unternehmen oder deren anderen 
Tochtemntemehmen nur auf Gmnd eines einstimmi- 
gen Beschlusses sämtlicher Geschäftleiter durchfüh- 
ren; § 13 Abs. 2 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 

(3) Unbeschadet der Wirksamkeit der Rechtsge- 
schäfte darf das Einlagenkreditinstitut, E-Geld-lnstitut 
oder Wertpapierhandelsuntemehmen im Sinne des Ab- 
satzes 1 Satz 1 ohne Zustimmung der Bundesanstalt 
keine bedeutenden gmppenintemen Transaktionen mit 
gemischten Unternehmen oder deren anderen Tochter- 
unternehmen durchführen, die die in der Rechtsverord- 
nung nach Absatz 1 Satz 2 festgelegten Obergrenzen 
überschreiten oder gegen die in der Rechtsverordnung 


festgelegten Beschränkungen hinsichtlich der Art be- 
deutender gmppenintemer Transaktionen verstoßen. 
Die Zustimmung nach Satz 1 steht im Ermessen der 
Bundesanstalt. Unabhängig davon, ob die Bundesan- 
stalt die Zustimmung erteilt, hat das Institut das Über- 
schreiten der Obergrenzen oder die Verstöße gegen die 
Beschränkungen hinsichtlich der Art gmppenintemer 
Transaktionen der Bundesanstalt und der Deutschen 
Bundesbank unverzüglich anzuzeigen. Die Bundes- 
anstalt kann 

1. von dem Einlagenkreditinstitut, E-Geld-lnstitut 
oder Wertpapierhandelsunternehmen im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 bei einem Überschreiten der in der 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 bestimmten 
Obergrenzen die Unterlegung des Überschreitungs- 
betrags mit Eigenmitteln verlangen; 

2. Verstöße gegen die in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 Satz 2 bestimmten Beschränkungen hin- 
sichtlich der Art gmppenintemer Transaktionen 
durch geeignete und erforderliche Maßnahmen un- 
terbinden. 

(4) Zur Ermittlung, Quantifiziemng, Überwachung 
und Steuemng bedeutender gmppenintemen Transakti- 
onen innerhalb einer gemischte Untemehmensgmppe 
müssen die gmppenangehörigen Einlagenkreditinsti- 
tute, E-Geld-lnstitute und Wertpapierhandelsuntemeh- 
men über ein angemessenes Risikomanagement und 
angemessene interne Kontrollverfahren, einschließlich 
eines ordnungsgemäßen Berichtswesens und ord- 
nungsgemäßer Rechnungslegungsverfahren, verfügen; 
die §§13 und 13b bleiben unberührt. § 10a Abs. 8 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 9 Satz 1 und 2 und § 25a 
Abs. 1 Satz 2 gelten entsprechend. 

§ 13d 

Risikokonzentrationen und gmppeninteme 
Transaktionen von Finanzkonglomeraten 

(1) Das übergeordnete Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen im Sinne des § 10b Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder 
Abs. 4, hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bun- 
desbank bedeutende Risikokonzentrationen auf Kon- 
glomeratsebene und bedeutende gmppeninteme Trans- 
aktionen innerhalb des Finanzkonglomerats anzuzei- 
gen, es sei denn, ein übergeordnetes Finanzkonglome- 
ratsunternehmen ist nach § 104q Abs. 3 Satz 6 bis 8 
oder Abs. 4 des Versichemngsaufsichtsgesetzes anzei- 
gepflichtig. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung im Benehmen mit 
der Deutschen Bundesbank nähere Bestimmungen zu 
Risikokonzentrationen und gmppenintemen Transak- 
tionen zur Durchfühmng der Artikel 7 und 8 und des 
Anhangs II der Richtlinie 2002/87/EG zu erlassen, ins- 
besondere über 

1. Arten der anzuzeigenden Risikokonzentrationen 
und gmppenintemen Transaktionen sowie Schwel- 
lenwerte, anhand derer Risikokonzentrationen und 
gmppenintemen Transaktionen als bedeutend anzu- 
sehen sind; 
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2 . Obergrenzen für bedeutende Risikokonzentrationen 
und bedeutende gruppeninteme Transaktionen so- 
wie Beschränkungen hinsichtlich der Art gruppen- 
intemer Transaktionen; 

3 . Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der Angaben und 
über die zulässigen Datenträger und Übertragungs- 
wege. 


22. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern „eines 
Instituts“ die Wörter „und die Personen, die die Ge- 
schäfte einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer 
gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich 
führen,“ eingefügt sowie das Wort „hat“ durch das 
Wort „haben“ ersetzt. 

b) Absatz 3a wird wie folgt geändert: 

aa) Dem Satz 1 wird folgender Satz vorangestellt: 

„Eine Finanzholding-Gesellschaft hat der Bun- 
desanstalt und der Deutschen Bundesbank un- 
verzüglich anzuzeigen: 

1 . die Absicht der Bestellung einer Person, die 
die Geschäfte der Finanzholding-Gesell- 
schaft tatsächlich führen soll, unter Angabe 
der Tatsachen, die für die Beurteilung der 
Zuverlässigkeit und der fachlichen Eignung 
wesentlich sind, und den Vollzug einer sol- 
chen Absicht; 

2. das Ausscheiden einer Person, die die Ge- 
schäfte der Finanzholding-Gesellschaft tat- 
sächlich geführt hat; 


Das Bundesministerium der Finanzen kann die Er- 
mächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundes- 
anstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechts- 
verordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bun- 
desbank zu erlassen ist Vor Erlass der Rechtsverord- 
nung sind die Spitzenverbände der Institute und der 
Versicherungsbeirat nach § 92 des Versicherungsauf- 
sichtsgesetzes zu hören. 

(3) Ein in der Banken- und Wertpapierdienstleis- 
tungsbranche tätiges beaufsichtigtes Finanzkonglome- 
ratsuntemehmen darf unbeschadet der Wirksamkeit 
der Rechtsgeschäfte nur auf Grund eines einstimmigen 
Beschlusses sämtlicher Geschäftsleiter dieses Instituts 
bedeutende gruppeninterne Transaktionen durchfüh- 
ren. § 13 Abs. 2 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 

(4) Unbeschadet der Wirksamkeit der Rechtsge- 
schäfte ist das übergeordnete Finanzkonglomeratsun- 
temehmen dafür verantwortlich, dass bedeutende Risi- 
kokonzentrationen auf Konglomeratsebene oder be- 
deutende gruppeninteme Transaktionen innerhalb des 
Finanzkonglomerats ohne Zustimmung der Bundesan- 
stalt nicht die in der Rechtsverordnung nach Absatz 2 
festgelegten Obergrenzen überschreiten oder gegen die 
in der Rechtsverordnung festgelegten Beschränkungen 
hinsichtlich der Art gruppenintemer Transaktionen 
verstoßen. Es darf jedoch zur Erfüllung seiner Ver- 
pflichtungen nach Satz 1 auf die konglomeratsangehö- 
rigen Unternehmen nur einwirken, soweit dem das all- 
gemeine Gesellschaftsrecht nicht entgegensteht; § 10b 
Abs. 7 und 8 gilt entsprechend. Die Zustimmung nach 
Satz 1 steht im Ermessen der Bundesanstalt. Unabhän- 
gig davon, ob die Bundesanstalt die Zustimmung 
erteilt, hat das nach Absatz 1 anzeigepflichtige Unter- 
nehmen das Überschreiten der Obergrenzen oder die 
Verstöße gegen die Beschränkungen hinsichtlich der 
Art gmppenintemer Transaktionen unverzüglich der 
Bundesanstalt anzuzeigen. Die Bundesanstalt kann 

1. bei einem Überschreiten der in der Rechtsverord- 
nung nach Absatz 2 Satz 1 bestimmten Obergrenzen 
von dem Finanzkonglomerat die Unterlegung des 
Überschreitungsbetrags mit Eigenmitteln verlan- 
gen; 

2. Verstöße gegen die in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 2 Satz 1 bestimmten Beschränkungen hin- 
sichtlich der Art gmppenintemer Transaktionen 
durch geeignete und erforderliche Maßnahmen un- 
terbinden.“ 

21a. ln § 20 Abs. 1 Nr. 3 wird die Angabe „§ 10 Abs. 6 
Satz 1 Nr. 1 bis 4“ durch die Angabe „§ 10 Abs. 6 
Satz 1 Nr. 1 bis 3“ ersetzt. 


3. Ändemngen der Struktur der Finanzhol- 
ding-Gmppe in der Weise, dass die Gmppe 
künftig branchenübergreifend tätig wird.“ 

bb) ln dem bisherigen Satz 1 wird nach der Angabe 
„Deutsche Bundesbank“ das Wort „ferner“ ein- 
gefügt. 

cc) Folgender Satz wird angefügt: 

„Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt entsprechend für eine 
gemischte Finanzholding-Gesellschaft hin- 
sichtlich der Personen, die die Geschäfte dieser 
Gesellschaft tatsächlich führen; die Sätze 2 
und 4 gelten hinsichtlich der konglomerats- 
angehörigen Unternehmen entsprechend.“ 

23. ln § 24a Abs. 4 Satz 4 wird die Angabe „Satz 2“ durch 
die Angabe „Satz 3“ ersetzt. 

24. § 25a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Ein Institut muss über eine ordnungsgemäße 
Geschäftsorganisation verfügen, die die Einhaltung 
der von den Instituten zu beachtenden gesetzlichen 
Bestimmungen gewährleistet. Die in § 1 Abs. 2 
Satz 1 bezeichneten Personen sind für die ord- 
nungsgemäße Geschäftsorganisation des Instituts 
verantwortlich. Eine ordnungsgemäße Geschäfts- 
organisation umfasst insbesondere 

1. eine angemessene Strategie, die auch die Risi- 
ken und Eigenmittel des Instituts berücksichtigt; 

2. angemessene interne Kontrollverfahren, die aus 
einem internen Kontrollsystem und einer inter- 
nen Revision bestehen; das interne Kontrollsys- 
tem umfasst insbesondere geeignete Regelun- 
gen zur Steuemng und Überwachung der Risi- 
ken; 
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3. angemessene Regelungen, anhand derer sieh 
die finanzielle Lage des Instituts jederzeit mit 
hinreichender Genauigkeit bestimmen lässt; 

4. angemessene Sicherheitsvorkehrungen für den 
Einsatz der elektronischen Datenverarbeitung; 

5. eine vollständige Dokumentation der ausge- 
führten Geschäfte, die eine lückenlose Überwa- 
chung durch die Bundesanstalt für ihren Zu- 
ständigkeitsbereich gewährleistet; Buchungsbe- 
lege sind zehn Jahre und sonstige erforderliche 
Aufzeichnungen sechs Jahre aufzubewahren; 
§ 257 Abs. 3 und 5 des Handelsgesetzbuchs gilt 
entsprechend; 

6. angemessene, geschäfts- und kundenbezogene 
Sicherungssysteme gegen Geldwäsche und ge- 
gen betrügerische Handlungen zu Lasten des 
Instituts; bei Sachverhalten, die auf Grund des 
Erfahrungswissens über die Methoden der Geld- 
wäsche zweifelhaft oder ungewöhnlich sind, hat 
es diesen vor dem Hintergrund der laufenden 
Geschäftsbeziehung und einzelner Transaktio- 
nen nachzugehen. Die Bundesanstalt kann ge- 
genüber einem Institut im Einzelfall Anordnun- 
gen treffen, die geeignet und erforderlich sind, 
Vorkehrungen im Sinne des Satzes 3 Nr. 1 bis 6 
zu schaffen.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Absatz 1 gilt für Institutsgruppen, Finanz- 
holding-Gruppen oder Finanzkonglomerate mit der 
Maßgabe entsprechend, dass die in § 1 Abs. 2 
Satz 1 bezeichneten Personen des übergeordneten 
Unternehmens oder des übergeordneten Finanzkon- 
glomeratsuntemehmens für die ordnungsgemäße 
Geschäftsorganisation der Institutsgruppe, der Fi- 
nanzholdinggruppe oder des Finanzkonglomerats 
verantwortlich sind. § 10a Abs. 8 Satz 1 und 2 so- 
wie Abs. 9 Satz 1 und 2 gilt für Institutsgruppen 
und Finanzholding-Gruppen, § 10b Abs. 6 sowie 
Abs. 7 Satz 1 und 2 für Finanzkonglomerate ent- 
sprechend.“ 

25. § 29 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Bei der Prüfung des Jahresabschlusses hat er insbe- 
sondere festzustellen, ob das Institut die Anzeige- 
pflichten nach den §§ 10, 10b, 11, 12a, 13 bis 13d und 
14 Abs. 1, nach den §§ 15, 24 und 24a jeweils auch in 
Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 
Abs. 4 Satz 1, nach § 24a auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 24a Abs. 5, sowie die Anfor- 
derungen nach den §§ 10 bis 10b, 11, 12, 13 bis 13d, 
18 und 25a sowie nach den §§13 bis 13c und 14 
Abs. 1 jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsver- 
ordnung nach § 22 erfüllt hat.“ 

26. § 3 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird jeweils die Angabe „§ 10a 
Abs. 2 bis 5“ durch die Angabe „§ 10a Abs. 2 
bis 4“ ersetzt. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Freistellungen nach Satz 1, 2 oder 4 können 
auf Antrag des Instituts oder von Amts wegen 
erfolgen.“ 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Bundesanstalt kann einzelne übergeord- 
nete Finanzkonglomeratsuntemehmen im Sinne des 
§ 10b Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 von Verpflich- 
tungen nach § 10b hinsichtlich einzelner nachgeord- 
neter Finanzkonglomeratsunternehmen im Sinne 
des § 10b Abs. 3 Satz 5 freisteilen, wenn und so- 
lange die Einbeziehung dieser Unternehmen für die 
Aufsicht auf Konglomeratsebene ohne Bedeutung 
ist und es der Bundesanstalt ermöglicht wird, die 
Einhaltung dieser Voraussetzungen zu überprüfen. 
Die Bundesanstalt hat von einer Freistellung nach 
Satz 1 abzusehen, wenn mehrere nachgeordnete 
Finanzkonglomeratsuntemehmen die Vorausset- 
zung für eine Freistellung zwar erfüllen, die Ge- 
samtheit dieser Unternehmen für die Aufsicht auf 
Konglomeratsebene aber nicht von untergeordneter 
Bedeutung ist. Für einzelne nachgeordnete Finanz- 
konglomeratsuntemehmen im Sinne des § 10b 
Abs. 3 Satz 5 ist eine Freistellung auch zulässig, 
wenn nach Auffassung der Bundesanstalt ihre Ein- 
beziehung in die Aufsicht auf Konglomeratsebene 
ungeeignet oder irreführend wäre. Freistellungen 
nach Satz 1 oder 3 können auf Antrag des überge- 
ordneten Finanzkonglomeratsuntemehmens oder 
von Amts wegen erfolgen.“ 

27. In § 32 Abs. 4 wird nach dem Wort „im“ das Wort 
„elektronischen“ eingefügt. 

28. In § 33 Abs. I Satz I wird nach Nummer 4 folgende 
Nummer 4a eingefügt: 

„4a. das Institut im Fall der Erteilung der Erlaubnis 
Tochtemnternehmen einer Finanzholding-Gesell- 
schaft im Sinne des § 1 Abs. 3a Satz 1 oder einer 
gemischten Finanzholding-Gesellschaft im Sinne 
des § 1 Abs. 3a Satz 2 wird und Tatsachen die An- 
nahme rechtfertigen, dass eine Person im Sinne 
des § 2c nicht zuverlässig ist oder nicht die zur 
Fühmng der Geschäfte der Finanzholding-Gesell- 
schaft oder der gemischten Finanzholding-Gesell- 
schaft erforderliche fachliche Eignung hat;“. 

29. § 33b wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„ 1 . Tochter- oder Schwestemnternehmen eines Ein- 
lagenkreditinstituts eines EGeld-Instituts, eines 
Wertpapierhandelsunternehmens oder eines 
Erstversichemngsuntemehmens ist und dessen 
Muttemntemehmen in einem anderen Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraums zugelassen ist 
oder 

2. durch dieselben natürlichen Personen oder Un- 
ternehmen kontrolliert wird, die ein Einlagen- 
kreditinstitut, ein E-Geld-Institut, ein Wertpa- 
pierhandelsuntemehmen oder ein Erstversiche- 
mngsuntemehmen mit Sitz in einem anderen 
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Staat des Europäischen Wirtschaftsraum kont- 
rollieren,“. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Anhörung erstreckt sich insbesondere auf die 
Angaben, die für die Beurteilung der Zuverlässig- 
keit und fachlichen Eignung der in § 1 Abs. 2 
Satz 1 genannten Personen sowie für die Beurtei- 
lung der Zuverlässigkeit der Inhaber einer bedeu- 
tenden Beteiligung an Unternehmen derselben 
Gruppe mit Sitz in dem betreffenden Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraums erforderlich sind.“ 

30. ln § 38 Abs. 3 Satz 1 wird nach dem Wort „im“ das 

Wort „elektronischen“ eingefügt. 

31. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 10a Abs. 2 
bis 5“ durch die Angabe „§ 10a Abs. 2 bis 4“ und 
das Wort „seiner“ durch das Wort „ihrer“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Absatz 2 Satz 1 bis 4 und Satz 5 erste Alter- 
native gilt entsprechend für nachgeordnete Finanz- 
konglomeratsuntemehmen im Sinne des § 10b 
Abs. 3 Satz 5 und gemischte Finanzholding-Gesell- 
schaften sowie für die Mitglieder der Organe solcher 
Unternehmen. Absatz 3 gilt entsprechend für nach- 
geordnete Finanzkonglomeratsunternehmen im 
Sinne des § 10b Abs. 3 Satz 5 mit Sitz im Ausland.“ 

32. § 44a wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Finanz- 
holding-Gesellschaft,“ die Wörter „einer gemisch- 
ten Finanzholding-Gesellschaft,“ nach dem Wort 
„Zusammenfassung“ die Wörter „oder in die zu- 
sätzliche Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene“ 
sowie nach den Wörtern „nach Maßgabe der Ban- 
kenrichtlinie“ die Wörter „oder der Richtlinie 2002/ 
87/EG“ eingefügt. 

b) ln Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „nach 
Maßgabe der Bankenrichtlinie“ die Wörter „oder 
der Richtlinie 2002/87/EG“ eingefügt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Wörter „Wertpapierhandelsuntemehmen 
oder Finanzholding-Gesellschaften“ werden 
durch die Wörter „E-Geld-lnstituten, Wertpa- 
pierhandelsuntemehmen, Kapitalanlagegesell- 
schaften, Finanzholding-Gesellschaften oder 
gemischte Finanzholding-Gesellschaften“ er- 
setzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Satz 1 gilt entsprechend, wenn nachgeordnete 
Finanzkonglomeratsuntemehmen von der als 
Koordinator zuständigen Stelle eines anderen 
Staates des Europäischen Wirtschaftsraums aus 
§ 31 Abs. 3 Satz 1 oder 3 entsprechenden 
Gründen nicht in die zusätzliche Aufsicht auf 
Konglomeratsebene einbezogen werden.“ 


33. § 44c Abs. 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Die Rechte der Bundesanstalt und der Deutschen 
Bundesbank sowie die Mitwirkungsund Duldungs- 
pflichten der Betroffenen bestehen auch hinsichtlich der 
Unternehmen und Personen, bei denen Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass sie in die Anbahnung, den 
Abschluss oder die Abwicklung unerlaubter Bankge- 
schäfte oder Finanzdienstleistungen einbezogen sind. 
Sie bestehen, sofern die zuständige Behörde eines ande- 
ren Staats ein entsprechendes Ersuchen an die Bundes- 
anstalt stellt, auch hinsichtlich der Unternehmen und 
Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtferti- 
gen, dass sie in die Anbahnung, den Abschluss oder die 
Abwicklung von Bankgeschäften oder Finanzdienst- 
leistungen einbezogen sind, wenn sie in einem anderen 
Staat des Europäischen Wirtschaftsraums oder in einem 
Drittstaat entgegen einem entsprechenden Verbot in 
diesem Staat unerlaubt Bankgeschäfte betreiben oder 
Finanzdienstleistungen erbringen.“ 

34. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird Absatz 2 und wie folgt ge- 
fasst: 

„(2) Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden auf 
übergeordnete Unternehmen im Sinne des § 10a 
Abs. 2 bis 4, wenn die konsolidierten Eigenmittel 
der gmppenangehörigen Unternehmen den Anfor- 
demngen des § 10a Abs. 1 nicht entsprechen.“ 

b) Nach dem neuen Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
eingefügt: 

„(3) Entsprechen bei einem Finanzkonglomerat 
die Eigenmittel nicht den Anfordemngen des § 10b 
Abs. 1 , kann die Bundesanstalt gegenüber 

1. einem in der Banken- und Wertpapierdienst- 
leistungsbranche tätigen übergeordneten Finanz- 
konglomeratsuntemehmen im Sinne von § 10b 
Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 Maßnahmen nach 
Absatz 1 treffen; 

2 . einer gemischten F inanzholding-Gesellschaft die 
erforderlichen und geeigneten Maßnahmen tref- 
fen; sie kann insbesondere Entnahmen durch den 
Inhaber oder Gesellschafter und die Ausschüt- 
tung von Gewinnen untersagen oder beschrän- 
ken.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und wie folgt 
gefasst: 

„(4) Die Bundesanstalt darf die in den Absätzen 
1 bis 3 bezeichneten Anordnungen erst treffen, 
wenn das Institut oder die gemischte Finanzhol- 
ding-Gesellschaft den Mangel nicht innerhalb einer 
von der Bundesanstalt zu bestimmenden Frist beho- 
ben hat. Beschlüsse über die Gewinnausschüttung 
sind insoweit nichtig, als sie einer Anordnung nach 
den Absätzen 1 bis 3 widersprechen.“ 

35 . § 45a wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Finanz- 
holding-Gesellschaften“ die Wörter „und gemisch- 
ten Finanzholding-Gesellschaften“ eingefügt. 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 17- 


Drucksache 15/3641 


b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Bundesanstalt kann einer Finanzhol- 
ding-Gesellschaft an der Spitze einer Finanz- 
holding-Gruppe im Sinne des § 10a Abs. 3 Satz 1 
oder 2 oder § 13b Abs. 2 die Ausübung ihrer 
Stimmrechte an dem übergeordneten Unternehmen 
und den anderen nachgeordneten Unternehmen un- 
tersagen, wenn 

1. die Finanzholding-Gesellschaft dem übergeord- 
neten Unternehmen nicht die für die Zusammen- 
fassung nach § 10a oder § 13b erforderlichen An- 
gaben gemäß § 10a Abs. 9 Satz 2 oder § 13b 
Abs. 5 in Verbindung mit § 10a Abs. 9 Satz 2 
übermittelt, sofern nicht den Erfordernissen der 
bankaufsichtlichen Zusammenfassung in anderer 
Weise Rechnung getragen werden kann; 

2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass 
eine Person, die die Geschäfte der Finanzhol- 
ding-Gesellschaft tatsächlich führt, nicht zuver- 
lässig ist oder nicht die zur Führung der Geschäfte 
erforderliche fachliche Eignung hat. Satz 1 gilt 
entsprechend für eine gemischte Finanzhol- 
ding-Gesellschaft, die dem nach § 10b Abs. 2 und 
§ 13d Abs. 1 anzeigepflichtigen Unternehmen 
nicht die für die Beaufsichtigung auf Konglome- 
ratsebene nach § 10b oder § 13d erforderlichen 
Angaben gemäß § 10b Abs. 7 Satz 2, auch in Ver- 
bindung mit § 13d Abs. 4 Satz 2, übermittelt oder 
wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, 
dass eine Person, die die Geschäfte der gemisch- 
ten Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führt, 
nicht zuverlässig ist oder nicht die zur Führung 
der Geschäfte erforderliche fachliche Eignung 
hat.“ 

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Die Bundesanstalt kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 oder des Absatzes 1 Satz 2 
zweite Alternative auch gegenüber dem übergeord- 
neten Unternehmen einer Finanzholding-Gruppe 
oder dem übergeordneten Finanzkonglomeratsun- 
temehmen anordnen, Weisungen der Finanzhol- 
ding-Gesellschaft oder der gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft nicht zu befolgen, sofern 
gesellschaftsrechtliche Möglichkeiten zur Abberu- 
fung der Personen, die die Geschäfte der Finanz- 
holding-Gesellschaft oder der gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft tatsächlich führen, nicht zur 
Verfügung stehen oder solche zwar vorhanden sind, 
aber ihre Ausschöpfung erfolglos geblieben ist.“ 

d) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „überge- 
ordneten Unternehmens“ die Angabe „nach 
§ 10a Abs. 2 bis 4 oder des übergeordneten 
Finanzkonglomeratsuntemehmens nach § 10b 
Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4“ eingefügt. 

bb) In Satz 7 werden im zweiten Flalbsatz nach der 
Angabe „Finanzholding-Gesellschaft“ die Wör- 
ter „oder die gemischte Finanzholding-Gesell- 
schaft“ eingefügt. 


e) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt in Bezug auf nachgeordnete Unterneh- 
men einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft 
im Sinne von § 10b Abs. 2 Satz 3 entsprechend.“ 

36. § 49 wird wie folgt gefasst: 

„§ 49 

Sofortige Vollziehbarkeit 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnah- 
men der Bundesanstalt auf der Grundlage des § 2b 
Abs. la Satz 1 und Abs. 2 Satz 1, des § 6a, des § 10b 
Abs. 5, des § 12a Abs. 2, des § 13 Abs. 3, des § 13a 
Abs. 3 bis 5, jeweils auch in Verbindung mit § 13b 
Abs. 4 Satz 2, des § 13c Abs. 3 Satz 4, des § 13d 
Abs. 4 Satz 5, des § 28 Abs. 1, des § 35 Abs. 2 Nr. 2 
bis 6, der §§ 36, 37 und 44 Abs. 1, auch in Verbindung 
mit § 44b, Abs. 2 und Abs. 3a Satz 1, des § 44a Abs. 2 
Satz 1, der §§ 44c, 45 und 45a Abs. 1, der §§ 46 und 
46a Abs. 1 und des § 46b haben keine aufschiebende 
Wirkung.“ 

37. Nach § 5 1 wird folgender Abschnitt eingefügt: 

„Vierter Abschnitt 

Besondere Vorschriften für Finanzkonglomerate 
§51a 

Ermittlung eines Finanzkonglomerats; Schwellenwerte 

(1) Die Bundesanstalt ermittelt, ob branchenüber- 
greifend tätige Gruppen von Unternehmen als Finanz- 
konglomerate einzustufen sind. 

(2) Eine Gruppe ist im Sinne des § 1 Abs. 20 Satz 1 
Nr. 2 Flalbsatz 2 vorwiegend in der Finanzbranche 
tätig, wenn der Anteil der Bilanzsumme der in der 
Finanzbranche tätigen Unternehmen der Gruppe an der 
Bilanzsumme der Gruppe insgesamt mehr als 40 vom 
Plündert beträgt. 

(3) Die konsolidierten oder aggregierten Tätigkeiten 
beziehungsweise die konsolidierten und aggregierten 
Tätigkeiten der Unternehmen der Versicherungsbran- 
che sowie der Banken- und Wertpapierdienstleistungs- 
branche sind erheblich im Sinne des § 1 Abs. 20 Satz 1 
Nr. 4, wenn 

1 . a) der Anteil der Bilanzsumme der Unternehmen 
der Versicherungsbranche an der Bilanzsumme 
aller gruppenangehöriger Unternehmen beider 
Finanzbranchen und der Anteil der Solvabili- 
tätsanforderungen der Unternehmen der Ver- 
sicherungsbranche an den Gesamtsolvabilitäts- 
anforderungen aller gruppenangehöriger Un- 
ternehmen beider Finanzbranchen im Durch- 
schnitt mehr als 10 vom Plündert beträgt, und 

b) der Anteil der Bilanzsumme der Unternehmen 
der Banken- und Wertpapierdienstleistungs- 
branche an der Bilanzsumme aller gruppenan- 
gehöriger Unternehmen beider Finanzbranchen 
und der Anteil der Solvabilitätsanforderungen 
der Unternehmen der Banken- und Wertpapier- 
dienstleistungsbranche an den Gesamtsolvabi- 
litätsanforderungen aller gruppenangehöriger 
Unternehmen beider Finanzbranchen im 
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Durchschnitt mehr als 10 vom Hundert beträgt, 
oder 

2. die Bilanzsumme der Unternehmen in der Versi- 
cherungsbranche sowie der Unternehmen in der 
Banken- und Wertpapierdienstleistungsbranche je- 
weils 6 Mrd. Euro übersteigen. 

(4) Die Bundesanstalt kann bei den Berechnungen 
nach den Absätzen 2 und 3 im Einzelfall einzelne kon- 
glomeratsangehörige Unternehmen unberücksichtigt 
lassen, wenn und solange 

1 . das Unternehmen sich in einem Drittstaat befindet, 
in dem Hindernisse für die Übermittlung der für 
die Berechnungen notwendigen Angaben bestehen, 

2. vorbehaltlich des Satzes 2 die Einbeziehung des 
Unternehmens für die Aufsicht auf Konglomerats- 
ebene ohne Bedeutung ist oder 

3. die Einbeziehung des Unternehmens in die zusätz- 
liche Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene un- 
geeignet oder irreführend wäre. 

Erfüllen in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 mehrere kon- 
glomeratsangehörige Unternehmen die Voraussetzun- 
gen, sind sie in ihrer Gesamtheit für die zusätzliche Be- 
aufsichtigung der Gruppe jedoch nicht von untergeord- 
neter Bedeutung, hat die Bundesanstalt diese Unter- 
nehmen bei den Berechnungen nach den Absätzen 2 
und 3 zu berücksichtigen. 

(5) Sinken bei einer nach Maßgabe des § 1 Abs. 20 
sowie der Absätze 2 und 3 als Finanzkonglomerat er- 
mittelten Untemehmensgruppe, die bereits der zusätz- 
lichen Beaufsichtigung nach Maßgabe dieses Gesetzes 
unterliegt, die Anteile nach den Absätzen 2 und 3 Nr. 1 
oder der Betrag nach Absatz 3 Nr. 2 während eines Ge- 
schäftsjahres unter die dort genannten Schwellenwerte, 
gilt die Gruppe weiter als Finanzkonglomerat, wenn in 
den drei darauf folgenden Geschäftsjahren 

1. in Fällen des Absatzes 2 ein Schwellenwert von 
35 vom Hundert; 

2. in Fällen des Absatzes 3 Nr. 1 ein Schwellenwert 
von 8 vom Hundert; 

3. in Fällen des Absatzes 3 Nr. 2 ein Schwellenwert 
von 5 Milliarden Euro überschritten wird. 

(6) Als Bilanzsumme im Sinne der Absätze 2 und 3 
sind die anhand der Jahresabschlüsse ermittelten ag- 
gregierten Bilanzsummen der Unternehmen der 
Gruppe zugrunde zu legen. Unternehmen, an denen 
eine Beteiligung gehalten wird, sind in Höhe des An- 
teils ihrer Bilanzsummen anzurechnen, der dem von 
der Gruppe gehaltenen aggregierten proportionalen 
Anteil entspricht. Liegt ein konsolidierter Abschluss 
vor, ist dieser anstelle der aggregierten Bilanzsummen 
der Einzelabschlüsse der Unternehmen zugrunde zu le- 
gen. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 kann die 
Bundesanstalt im Einzelfall zulassen, dass für die Be- 
rechnung der Schwellenwerte anstelle oder zusätzlich 
zu der Bilanzsumme die Ertragsstruktur oder die au- 
ßerbilanziellen Geschäfte herangezogen werden. Die 
bei den Berechnungen zu berücksichtigenden Solvabi- 
litätsanforderungen sind nach den §§10 und 10a dieses 


Gesetzes sowie den §§ 53c und 104g des Versiche- 
rungsaufsichtsgesetzes zu ermitteln; soweit ein Unter- 
nehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäi- 
schen Wirtschaftsraums oder einem Drittstaat in die 
Berechnung einzubeziehen ist, das nicht bereits in der 
Berechnung nach § 10a dieses Gesetzes oder nach 
§ 104g des Versicherungsaufsichtsgesetzes erfasst 
wird, sind insoweit die Bestimmungen über die Solva- 
bilitätsanforderungen des jeweiligen Sitzstaates anzu- 
wenden. 

§51b 

Feststellung eines Finanzkonglomerats 

(1) Die Bundesanstalt stellt fest, dass eine branchen- 
übergreifend tätige Gruppe von Unternehmen ein Fi- 
nanzkonglomerat ist. Sie teilt dem Mutteruntemehmen 
an der Spitze der Gruppe die Feststellung als Finanz- 
konglomerat und das übergeordnete Finanzkonglome- 
ratsunternehmen mit; steht an der Spitze der Gruppe 
kein Mutteruntemehmen, teilt die Bundesanstalt dies 
dem in der Banken- und Wertpapierdienstleistungs- 
branche tätigen beaufsichtigten Finanzkonglomerats- 
untemehmen mit der höchsten Bilanzsumme mit, es sei 
denn, ein konglomeratsangehöriges Erstversichemngs- 
untemehmen mit einer höheren Bilanzsumme ist nach 
§ 104o Abs. 1 Satz 2 des Versichemngsaufsichtsgeset- 
zes zu unterrichten. 

(2) Die Bundesanstalt hat die Feststellung einer 
Gmppe von Unternehmen als Finanzkonglomerat und 
die Bestimmung des übergeordneten Finanzkonglome- 
ratsunternehmens aufzuheben, wenn die Voraussetzun- 
gen des § 1 Abs. 20 nicht mehr erfüllt sind, insbeson- 
dere in der Gmppe die maßgeblichen Anteile nach 
§ 51a Abs. 2 und 3 Nr. 1 oder der Betrag nach § 51a 
Abs. 3 Nr. 2 absinken 

1. in dem Fall des § 51a Abs. 2 unter einen Schwel- 
lenwert von 35 vom Hundert; 

2. in dem Fall des § 51a Abs. 3 Nr. 1 unter einen 
Schwellenwert von 8 vom Hundert; 

3. in dem Fall des § 51a Abs. 3 Nr. 2 unter einen 
Schwellenwert von 5 Milliarden Euro. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 2 kann die Bundesan- 
stalt in den Fällen des § 51a Abs. 5 während des maß- 
geblichen Zeitraums von drei Jahren die Feststellung 
einer Gmppe von Unternehmen als Finanzkonglomerat 
und die Bestimmung des übergeordneten Finanzkon- 
glomeratsunternehmens aufheben; Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

§51c 

Befreiungen 

Die Bundesanstalt kann widermflich von der Feststel- 
lung einer Gmppe von Unternehmen als Finanzkonglo- 
merat absehen oder das übergeordnete Finanzkonglo- 
meratsunternehmen von den Verpflichtungen nach den 
§§ 13d und 25a Abs. la ganz oder teilweise freisteilen, 
wenn 

1. im Fall des § 51a Abs. 3 Nr. 2 die Gmppe den in 
§ 51a Abs. 3 Nr. 1 genannten Schwellenwert nicht 
erreicht und die zusätzliche Beaufsichtigung auf 
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Konglomeratsebene nicht erforderlich, ungeeignet 
oder irreführend ist; dies ist insbesondere anzuneh- 
men, wenn 

a) die relative Größe der am schwächsten vertre- 
tenen Finanzbranche gemessen entweder am 
durchschnittlichen Anteil nach § 51a Abs. 3 
Nr. 1 oder an der Bilanzsumme oder den Sol- 
vabilitätsanforderungen dieser Finanzbranche 
höchstens 5 vom Hundert beträgt oder 

b) der Marktanteil gemessen an der Bilanzsumme 
in der Banken- und Wertpapierdienstleistungs- 
branche und an den in der Versicherungsbran- 
che gebuchten Bruttobeiträgen in keinem Ver- 
tragsstaat des Europäischen Wirtschaftsraums 
mehr als 5 vom Hundert beträgt; 

2. die zur Feststellung als Finanzkonglomerat füh- 
rende Überschreitung der Schwellenwerte in § 51a 
Abs. 2 und 3 ausschließlich auf eine erhebliche 
Änderung der Struktur der Gruppe zurückzuführen 
ist; die Freistellung ist auf einen Zeitraum von 
höchstens drei Jahren zu befristen, beginnend mit 
dem nächstfolgenden Geschäftsjahr.“ 

38. Der bisherige Vierte Abschnitt wird Fünfter Abschnitt. 

39. § 53b Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „25a Abs. 1 Nr. 3“ durch 
die Angabe „25a Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 und 6“ und die 
Angabe „§§ 44c und 46 bis 50“ durch die Angabe 
„§§ 44c, 46 bis 49 und § 17 des Finanzdienstleis- 
tungsaufsichtsgesetzes“ ersetzt. 

b) In Satz 3 wird die Angabe „§§ 44c, 49, 50“ durch 
die Angabe „§§ 44c und 49 und der § 17 des 
Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes“ ersetzt. 

40. Nach § 53c wird folgender § 53d eingefügt: 

„§53d 

Mutterunternehmen mit Sitz in einem Drittstaat 

(1) Unterliegen Einlagenkreditinstitute, E-Geld-Ins- 
titute oder Wertpapierhandelsuntemehmen mit Sitz im 
Inland, die Tochterunternehmen eines Instituts oder ei- 
ner Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz in einem Dritt- 
staat sind, in dem Drittstaat nicht einer den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes über die Beaufsichtigung auf 
konsolidierter Basis gleichwertigen Beaufsichtigung, 
kann die Bundesanstalt die Gruppe von Unternehmen 
als Institutsgruppe oder Finanzholding-Gruppe und ein 
Institut als übergeordnetes Unternehmen bestimmen; 
die Vorschriften dieses Gesetzes über die Beaufsichti- 
gung auf konsolidierter Basis sind in diesem Fall ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für in der Banken- 
und Wertpapierdienstleistungsbranche tätige beauf- 
sichtigte Finanzkonglomeratsuntemehmen mit Sitz im 
Inland, die Tochterunternehmen eines beaufsichtigten 
Finanzkonglomeratsunternehmens oder einer gemisch- 
ten Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz in einem Dritt- 
staat sind und in dem Drittstaat nicht einer den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes über die Beaufsichtigung von 
Finanzkonglomeraten gleichwertigen Beaufsichtigung 
unterliegen. 


(3) Die Bundesanstalt kann abweichend von den 
Absätzen 1 und 2 im Einzelfall einer angemessenen 
Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis oder auf Kon- 
glomeratsebene in anderer Weise Rechnung tragen. Sie 
kann insbesondere verlangen, dass 

1. in Fällen des Absatzes 1 eine Finanzholding-Ge- 
sellschaft mit Sitz im Inland oder in einem anderen 
Staat des Europäischen Wirtschaftsraums gegrün- 
det wird, auf die die Vorschriften dieses Gesetzes 
über die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis 
entsprechend anzuwenden sind; 

2. in Fällen des Absatzes 2 eine gemischte Finanzhol- 
ding-Gesellschaft mit Sitz im Inland oder in einem 
anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums 
gegründet wird, auf die die Vorschriften dieses 
Gesetzes über die zusätzliche Beaufsichtigung auf 
Konglomeratsebene entsprechend anzuwenden 
sind.“ 

41 . Der bisherige § 53d wird § 53e und wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „Meldungen 
an die“ durch die Wörter „Zusammenarbeit mit 
der“ ersetzt. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und Satz 1 
wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird nach dem Wort „Einlagen- 
kreditinstitut“ ein Komma und das Wort 
„E-Geld-Institut“ eingefügt. 

bb) In Nummer 6 wird nach dem Wort „Einlagen- 
kreditinstitute“ ein Komma und das Wort 
„E-Geld-Institute“ eingefügt. 

c) Folgende Absätze 2 und 3 werden angefügt: 

„(2) Die Bundesanstalt unterrichtet die Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften über 

1. die Mitteilung der Feststellung einer Gruppe 
von Unternehmen als Finanzkonglomerat nach 
§ 51b Abs. 1; 

2. die Grundsätze, die sie im Einvernehmen mit 
den anderen zuständigen Stellen des Europäi- 
schen Wirtschaftsraums in Bezug auf die Über- 
wachung von gruppeninternen Transaktionen 
und Risikokonzentrationen anwendet; 

3. die gewählte Vorgehensweise in den Fällen nach 
§ 53dAbs. 3. 

(3) Die Bundesanstalt hört die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vorab an 

1. in den Fällen des § 53d Abs. 1, wenn sie nach 
Maßgabe der Bankenrichtlinie für die konsoli- 
dierte Aufsicht zuständig wäre. Die Bundesan- 
stalt berücksichtigt die Stellungnahme, die der 
Beratende Bankenausschuss im Einklang mit 
Artikel 56a Abs. 2 der Bankerrrichtlinie erstellt 
hat; 

2. in den Fällen des § 53d Abs. 2, wenn sie nach 
Maßgabe der Richtlinie 2002/87/EG als Koordi- 
nator tätig würde. Die Bundesanstalt berück- 
sichtigt die Stellungnahme, die der Finanzkon- 
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glomerateausschuss im Einklang mit Artikel 21 
Abs. 5 der Richtlinie 2002/87/EG erstellt hat.“ 

42. Der bisherige Fünfte Abschnitt wird der Sechste Ab- 
schnitt. 

43. In § 56 Abs. 2 Nr. 4 wird die Angabe „§ 24 Abs. 3 
Satz 1 oder Abs. 3a Satz 1,“ durch die Angabe „§ 24 
Abs. 3 Satz 1 oder Abs. 3a Satz 1 Nr. 1 oder 2 oder 
Satz 2, jeweils auch in Verbindung mit Satz 5, § 24 
Abs. 3a Satz 1 Nr. 3“ ersetzt. 

44. Der bisherige Sechste Abschnitt wird Siebenter Ab- 
schnitt. 

45. Nach § 64f wird folgender § 64g angefügt: 

„§ 64g 

Übergangsvorschriften zum 
Finanzkonglomeraterichtlinie-Umsetzungsgesetz 

(1) Bis zum Erlass der Rechtsverordnung nach § 13d 
Abs. 2 

1. sind sämtliche während eines Kalenderjahres auf- 
tretende bedeutende Risikokonzentrationen der 
Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank vor 
dem 16. Januar des darauf folgenden Jahres anzu- 
zeigen. Eine Risikokonzentration ist bedeutend, 
wenn das entsprechend der §§ 13 bis 13b, 19 und 
20 dieses Gesetzes, jeweils auch in Verbindung mit 
der Rechtsverordnung nach § 22 dieses Gesetzes 
sowie des § 54 Versicherungsaufsichtsgesetzes zu 
ermittelnde Adressenausfallrisiko, Kreditrisiko 
oder Anlagerisiko gegenüber einer nach Maßgabe 
des § 19 Abs. 2 dieses Gesetzes zu bestimmenden 
Adresse einzeln oder in der Summe 10 vom Hun- 
dert der Eigenkapitalanforderung auf Konglome- 
ratsebene erreicht oder überschreitet; 

2. hat das übergeordnete Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen nach § 10b Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Absatz 4 
der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank 
die aus Versicherungsrisiken resultierenden, auf 
Basis des internen Risikomanagementsystems als 
bedeutend identifizierten, Risikokonzentrationen, 
die sich aus Großrisiken und Kumulrisiken sowie 
Risiken mit langer Entwicklungsphase bei unsiche- 
rer Ursachenkette ergeben, unverzüglich anzu- 
zeigen. Soweit solche Risiken sich auch auf ein- 
zelne Adressen nach Nummer 1 unmittelbar aus- 
wirken, ist dies in der Anzeige, aufgeschlüsselt 
nach Einzeladressen, ebenfalls anzugeben. Das 
Versicherungsrisiko besteht in der möglichen Inan- 
spruchnahme, die unter Berücksichtigung der ver- 
traglichen Versicherungssumme unter Einbezie- 
hung der Rückversicherung, der Schadenerfahrun- 
gen der Vergangenheit und mathematischer Mo- 
delle zu bestimmen ist; 

3. hat das übergeordnete Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen nach § 10b Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 
die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank 
über Risiken, die sich durch eine Kombination aus 
und durch Wechselwirkungen zwischen den einzel- 
nen Risikoarten ergeben, unverzüglich zu unter- 
richten; 


4. sind sämtliche während eines Kalenderjahres durch- 
geführte bedeutende gruppeninteme Transaktionen 
innerhalb eines Finanzkonglomerats der Bundesan- 
stalt und der Deutschen Bundesbank vor dem 1 6. Ja- 
nuar des darauf folgenden Jahres anzuzeigen. Grup- 
peninteme Transaktionen sind insbesondere 

a) Darlehen, 

b) Bürgschaften, Garantien und andere außerbilan- 
zielle Geschäfte, 

c) Geschäfte, die Eigenmittelbestandteile im 
Sinne der §§10 und 10a dieses Gesetzes sowie 
der §§ 53c und 104g des Versichemngsaufsicht- 
gesetzes betreffen, 

d) Kapitalanlagen, 

e) Rückversichemngsgeschäfte, 

f) Kostenteilungsvereinbamngen. 

Eine gmppeninteme Transaktion ist bedeutend, 
wenn die einzelne Transaktion 5 vom Hundert der 
Eigenkapitalanfordemng auf Konglomeratsebene 
erreicht oder übersteigt. Mehrere Transaktionen 
desselben oder verschiedener konglomeratsange- 
höriger Unternehmen mit einem anderen konglo- 
meratsangehörigen Unternehmen während eines 
Geschäftsjahres sind jeweils adressatenbezogen 
zusammenzufassen, auch wenn die einzelne Trans- 
aktion 5 vom Hundert der Eigenkapitalanfordemng 
auf Konglomeratsebene nicht erreicht. 

(2) Bis zum Erlass der Rechtsverordnung nach § 13c 
Abs. 1 Satz 2 gilt Absatz 1 Nr. 4 für gmppeninteme 
Transaktionen mit gemischten Unternehmen oder 
deren Tochtemntemehmen entsprechend. 

(3) Bis zu einer Ergänzung der Rechtsverordnung 
nach § 24 Abs. 4 

1. sind im Rahmen der Anzeigen nach § 24 Abs. 3a 
Satz 1 Nr. 1 

a) zur Beurteilung der Zuverlässigkeit der Per- 
sonen, die die Geschäfte einer Finanzholding- 
Gesellschaft oder einer gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft tatsächlich führen sollen, 
die nach § 8 Satz 2 Nr. 2 der Anzeigenverord- 
nung vom 29. Dezember 1997 (BGBl. I 

S. 3372), die zuletzt durch Artikel 8 des Geset- 
zes vom 15. August 2003 (BGBl. I S.1657) ge- 
ändert worden ist, vorgesehenen Erklämngen 
abzugeben; 

b) zur Beurteilung der fachlichen Eignung der Per- 
sonen, die die Geschäfte einer Finanzholding- 
Gesellschaft oder gemischten Finanzholding- 
Gesellschaft tatsächlich führen sollen, die nach 
§ 8 Satz 2 Nr. 1 der Anzeigenverordnung vom 
29. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3372), die zu- 
letzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
15. August 2003 (BGBl.I S. 1657) geändert 
worden ist, genannten Unterlagen beizufügen; 

2. gilt § 27 der Anzeigenverordnung vom 29. Dezem- 
ber 1997 (BGBl. I S. 3372), die zuletzt durch Arti- 
kel 8 des Gesetzes vom 15. August 2003 (BGBl. I 
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S. 1657) geändert worden ist, in Bezug auf Anzei- 
gen einer gemisehten Finanzholding-Gesellsehaft 
nach § 12a Abs. 1 Satz 3 und § 24 Abs. 3a Satz 5 
entsprechend. 

(4) Die Ermittlung und Feststellung einer branchen- 
übergreifend tätigen Unternehmensgruppe als Finanz- 
konglomerat nach den §§ 51a bis 51c in Verbindung 
mit § 1 Abs. 20 erfolgt erstmals auf der Grundlage der 
Jahresabschlüsse für das in 2003 beendete Geschäfts- 
jahr; wesentliche Änderungen während des Geschäfts- 
jahres 2004 hat die Bundesanstalt zu berücksichtigen. 
Die Bestimmungen des § 10b über die angemessene 
Eigenkapitalausstattung auf Konglomeratsebene sind 
erstmals auf der Grundlage der Rechnungslegung für 
das am 1. Januar 2005 beginnende Geschäftsjahr oder 
das während des Jahres 2005 beendete Geschäftsjahr 
anzuwenden. Anzeigen nach Absatz 1 Nr. 1 Satz 1 und 
Nr. 4 Satz 1 sind erstmals zum 16. Januar 2006 einzu- 
reichen.“ 

Artikel 2 

Änderung des Versieherungsaufsiehtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 1 
S. 2), zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom 
. . . (BGBl. IS. . . .) wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 5 wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 

„§ 5a Anhörung der zuständigen Stellen eines an- 
deren Mitglied- oder Vertragsstaates“. 

b) Nach der Angabe zu § 13d wird folgende Angabe 
eingefügt: 

„§ 13e Anzeigepflichten von Versicherungs-Hol- 
dinggesellschaften und gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaften“. 

c) Die Angabe zu § 104a wird wie folgt gefasst: 

„104a Begriffsbestimmungen“. 

d) Nach der Angabe zu § 104i werden folgende Anga- 
ben eingefügt: 

„Vc 

Zusätzliche Beaufsichtigung von 
Versicherungsuntemehmen, die einem 
Finanzkonglomerat angehören 

§ 104k Begriffsbestimmungen 

§ 1041 Zusammenarbeit bei der Beaufsichtigung 
von Finanzkonglomeraten 

§ 104m Zuständigkeit für die zusätzliche Beauf- 
sichtigung auf Konglomeratsebene 

§ 104n Ermittlung eines Finanzkonglomerats 
§ 104o Feststellung eines Finanzkonglomerats 
§ 104p Befreiungen 

§ 104q Eigenmittelausstattung von Finanzkonglo- 
meraten 


§ 104r Risikokonzentrationen und gruppeninteme 
Transaktionen von Finanzkonglomeraten 

§ 104s Besondere organisatorische Pflichten von 
F inanzkonglomeraten 

§ 104t Maßnahmen bei unzureichenden Eigenmit- 
teln auf Konglomeratsebene 

§ 1 04u Maßnahmen gegenüber gemischten F inanz- 
holding-Gesellschaften 

§ 104v Mutterunternehmen mit Sitz in einem Dritt- 
staat 

§ 104w Grenzüberschreitende Auskünfte und Prü- 
fungen“. 

e) Die Angabe zu § Ulf wird wie folgt gefasst: 

„§ Ulf Informationspflicht und Zusammenarbeit 
der Aufsicht bei verbundenen Unterneh- 
men und Finanzkonglomeraten“. 

f) Nach der Angabe zu § 123b wird folgende Angabe 

eingefügt: 

„§ 123c Übergangsvorschriften zum Finanzkonglo- 
meraterichtlinie-Umsetzungsgesetz“. 

2. In § 5 Abs. 6 Satz I wird nach der Angabe „§ I3d Nr. I, 
2, 4, 4a und 5“ die Angabe „sowie § I3e Abs. I Satz I 
Nr. I und Abs. 2 und 3“ eingefügt. 

3. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt: 

,,§ 5a 

Anhörung der zuständigen Stellen eines anderen 
Mitglied- oder Vertragsstaates 

(1) Soll eine Erlaubnis für das Betreiben von Ver- 
sicherungsgeschäften nach § 5 Abs. 1 einem Unterneh- 
men erteilt werden, das 

1 . Tochter- oder Schwesterunternehmen eines Erstver- 
sicherungsunternehmens, eines Einlagenkreditinsti- 
tuts im Sinne des § 1 Abs. 3d Satz 1 des Kreditwe- 
sengesetzes, eines E-Geld-Instituts im Sinne des § 1 
Abs. 3d Satz 4 des Kreditwesengesetzes oder eines 
Wertpapierhandelsunternehmens im Sinne des § 1 
Abs. 3d Satz 2 des Kreditwesengesetzes ist und des- 
sen Mutteruntemehmen in einem anderen Mitglied- 
oder Vertragsstaates zugelassen ist oder 

2. durch dieselben natürlichen Personen oder Unter- 
nehmen kontrolliert wird, die ein Erstversicherungs- 
untemehmen, Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Institut 
oder Wertpapierhandelsunternehmen mit Sitz in ei- 
nem anderen Mitglied- oder Vertragsstaates kontrol- 
lieren, 

hat die Aufsichtsbehörde vor Erteilung der Erlaubnis die 
zuständigen Stellen der anderen Mitglied- oder Vertrags- 
staaten, in dem das Mutteruntemehmen oder das 
Schwestemnternehmen nach Nummer 1 oder kontrollie- 
rende Personen nach Nummer 2 ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt oder kontrollierende Unternehmen nach 
Nummer 2 ihre Hauptniederlassung haben, anzuhören. 
Schwestemnternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 sind 
Unternehmen, die ein gemeinsames Muttemntemehmen 
haben. 
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(2) Die Anhörung nach Absatz 1 erstreckt sich ins- 
besondere auf die Angaben, die für die Beurteilung der 
Zuverlässigkeit und fachliche Eignung der in § 7a 
Abs. 1 Satz 1 genannten Personen sowie für die Be- 
urteilung der Zuverlässigkeit der Inhaber einer bedeu- 
tenden Beteiligung im Sinne der § 7a Abs. 2 und § 104 
an Unternehmen derselben Gruppe im Sinne des Ab- 
satzes 1 mit Sitz in dem betre Ahnden Mitglied- oder 
Vertragsstaat erforderlich sind, sowie auf die Angaben 
zu den Eigenmitteln. 

(3) Diese Vorschriften sind nicht anzuwenden bei 
der Erteilung der Erlaubnis an Sterbekassen und die in 
§ 159 Abs. 1 genannten Einrichtungen.“ 

4. Dem § 7a wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Personen, die die Geschäfte einer Versiche- 
rungs-Holdinggesellschaft im Sinne des § 104a Abs. 2 
Nr. 4 oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft 
im Sinne des § 104k Nr. 3 tatsächlich führen, müssen zu- 
verlässig sein und die zur Führung der Geschäfte erfor- 
derliche fachliche Eignung haben.“ 

5. In § 8 Abs. 1 Satz 1 wird nach Nummer 2 folgende 
Nummer 2a angefügt: 

„2a. das Erstversicherungsunternehmen im Fall der Er- 
teilung der Erlaubnis Tochterunternehmen einer 
Versicherungs-Holdinggesellschaft im Sinne des 
§ 104a Abs. 2 Nr. 4 oder einer gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft im Sinne des § 104k Nr. 3 
wird und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass eine Person im Sinne des § 7a Abs. 3 nicht 
zuverlässig ist oder nicht die zur Führung der 
Geschäfte der Versicherungs-Holdinggesellschaft 
oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft 
erforderliche fachliche Eignung hat,“. 

6. Nach § 13d wird folgender § 13e eingefügt: 

„§ 13e 

AnzeigepAichten von Versicherungs- 
Holdinggesellschaften und gemischten 
F inanzholding-Gesellschaften 

(1) Eine Versicherungs-Holdinggesellschaft hat der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen: 

1. die Absicht der Bestellung einer Person, die die 
Geschähe der Versicherungs-Holdinggesellschaften 
tatsächlich führen soll, unter Angabe der Tatsachen, 
die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit und der 
fachlichen Eignung wesentlich sind, und den Voll- 
zug einer solchen Absicht; § 5 Abs. 5 Nr. 5 gilt ent- 
sprechend; 

2. das Ausscheiden einer Person, die die Geschäfte der 
Versicherungs-HoldinggesellschaAen tatsächlich ge- 
führt hat; 

3. Änderungen der Struktur der Unternehmensgruppe, 
an deren Spitze die Versicherungs-Holdinggesell- 
schaft steht, in der Weise, dass die Gruppe künftig 
branchenübergreifend tätig wird. 

Für eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft gilt Satz 1 
Nr. 1 und 2 hinsichtlich der Personen, die die Geschäfte 
dieser Gesellschaft tatsächlich führen, mit der Maßgabe 
entsprechend, dass die Anzeige bei der Aufsichtsbehörde 
und der Deutschen Bundesbank einzureichen ist. 


(2) Eine Versicherungs-Holdinggesellschaft hat der 
Aufsichtsbehörde einmal jährlich eine Sammelanzeige 
ihrer Beteiligungen einzureichen. Die Begründung, die 
Veränderung oder die Aufgabe solcher Beteiligungen 
sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft, die 
an der Spitze eines Finanzkonglomerats steht, hat der 
Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank ein- 
mal jährlich eine Sammelanzeige der konglomeratsan- 
gehörigen Unternehmen einzureichen. Veränderungen 
im Bestand konglomeratsangehöriger Unternehmen 
sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen.“ 

7. In § 14 wird nach Absatz la folgender Absatz Ib ein- 
gefügt: 

„(Ib) § 5a über die Anhörung der zuständigen Stel- 
len eines anderen Mitglied- oder Vertragsstaates ist 
entsprechend anzuwenden.“ 

8. § 14a Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 14 Abs. 1 Satz 2 bis 4 und Absatz Ib gilt entspre- 
chend.“ 

9. ln § 53c werden nach Absatz 3c folgende Absätze 3d 
und 3e eingefügt: 

„(3d) Von der Summe der sich nach Absatz 3 Satz 1 
Nr. 1 bis 5 ergebenden Beträge sind abzuziehen 

1. Beteiligungen des Versicherungsuntemehmens im 
Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 an Kreditins- 
tituten im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5 
und 7 bis 11 des Kreditwesengesetzes, Finanz- 
dienstleistungsinstituten im Sinne des § 1 Abs. la 
Satz 2 Nr. 1 bis 4 des Kreditwesengesetzes und 
Finanzuntemehmen im Sinne des § 1 Abs. 3 des 
Kreditwesengesetzes, 

2. Forderungen aus Genussrechten im Sinne des 
Absatzes 3 Satz 1 Nr. 3a und Forderungen aus 
nachrangigen Verbindlichkeiten im Sinne des Ab- 
satzes 3 Satz 1 Nr. 3b gegenüber den in Nummer 1 
genannten Unternehmen, an denen das Versiche- 
rungsuntemehmen eine Beteiligung hält oder mit 
dem zusammen es Mitglied einer horizontalen Un- 
temehmensgruppe (§ 104a Abs. 2 Nr. 1 Satz 4) ist. 

Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag des Versiche- 
rungsunternehmens in Bezug auf die Abzugspositionen 
nach Satz 1 Ausnahmen zulassen, wenn das Versiche- 
rungsuntemehmen Anteile an den in Nummer 1 ge- 
nannten Unternehmen vorübergehend besitzt, um das 
betreffende Unternehmen zwecks Sanierung und Ret- 
tung finanziell zu stützen. Ein Versicherungsunterneh- 
men braucht Positionen nach Satz 1, nicht von seinen 
Eigenmitteln abzuziehen, wenn es nach Abschnitt Vc 
dieses Gesetzes zusätzlich beaufsichtigt wird. Die Auf- 
sichtsbehörde kann auf Antrag des Versicherungsunter- 
nehmens zulassen, dass anstelle des Abzugs der in 
Satz 1 genannten Positionen die in Anhang I der Richt- 
linie 2002/87/EG genannten Berechnungsmethoden 1, 
2 oder 3 entsprechend angewendet werden (Altemativ- 
rechnung). ln diesem Fall braucht das Versicherungs- 
Unternehmen die in Satz 1 genannten Positionen nicht 
von seinen Eigenmitteln abzuziehen. Eine Berechnung 
auf der Grundlage des konsolidierten Abschlusses 
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(Methode 1 ) darf nur erfolgen, wenn und soweit nach 
Auffassung der Aufsichtsbehörde Umfang und Niveau 
des integrierten Managements und der internen Kon- 
trollen in Bezug auf die in den Konsolidierungskreis 
einbezogenen Unternehmen zufrieden stellend sind. 
Die nach Satz 4 zugelassene Methode ist auf Dauer 
einheitlich anzuwenden. 

(3e) Absatz 3d Satz 1 und 2 ist entsprechend anzu- 
wenden auf entsprechende Beteiligungs- und Forde- 
rungstitel des Versicherungsuntemehmens an oder ge- 
genüber Erstversicherungsuntemehmen im Sinne des 
§ 104k Nr. 2 zweiter Halbsatz, Rückversicherungsun- 
temehmen im Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 3 und Ver- 
sicherungs-Holdinggesellschaften im Sinne des § 104a 
Abs. 2 Nr. 4. Ein Versicherungsuntemehmen braucht 
Positionen nach Satz 1 in Verbindung mit Absatz 3d 
Satz 1 nicht von seinen Eigenmitteln abzuziehen, wenn 
es nach Abschnitt Vb dieses Gesetzes zusätzlich beauf- 
sichtigt wird.“ 

10. § 57 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Bei der Prüfung des Jahresabschlusses hat der Prüfer 
festzustellen, ob das Versicherungsunternehmen die 
Anzeigepflichten nach § 13b Abs. 1 und 4, § 13c 
Abs. 1 und 4, § 13d Nr. 1 bis 5, § 13e, die Anforderun- 
gen nach den §§ 104d und 104g Abs. 1, § 104q Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 Satz 2 bis 4 und Abs. 3 bis 9 und § 104r 
Abs. 1, 3 und 4, jeweils auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 104g Abs. 2, § 104q Abs. 1 
Satz 2 und § 104r Abs. 2 sowie die Verpflichtungen 
nach § 14 des Geldwäschegesetzes erfüllt hat.“ 

1 1 . Dem § 8 1 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Anordnungsbefugnis nach Satz 1 besteht auch 
gegenüber Versicherungs-Holdinggesellschaften im 
Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 4 und gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaften im Sinne des § 104k Nr. 3 so- 
wie gegenüber den Personen, die die Geschäfte dieser 
Holding-Gesellschaften tatsächlich führen.“ 

12. § 83 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer la wird folgende Nummer Ib einge- 
fügt: 

„Ib. von Erstversicherungsuntemehmen, die der 
zusätzlichen Beaufsichtigung nach Maßgabe 
des Abschnitts Vc unterliegen, und den in 
Nummer 1 genannten Personen Auskünfte 
und Vorlage von Unterlagen über die Ge- 
schäftsangelegenheiten zu verlangen, die für 
die zusätzliche Beaufsichtigung zweckdien- 
lich sind; übermittelt das Erstversichemngs- 
unternehmen diese Informationen trotz Auf- 
fordemng nicht, so kann die Aufsichtsbe- 
hörde auch von der gemischten Finanzhol- 
ding-Gesellschaft im Sinne des § 104k Nr. 3 
Auskunft, Übersendung oder Vorlage dieser 
Unterlagen verlangen; benötigt die Aufsichts- 
behörde Informationen, die im Einklang mit 
den für die in die zusätzliche Beaufsichti- 
gung einbezogenen Unternehmen erlassenen 
Rechtsvorschriften bereits einer anderen zu- 


ständigen Behörde erteilt wurden, so soll sie 
sich an diese Behörde wenden,“. 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. auch ohne besonderen Anlass in den Ge- 
schäftsräumen der Versichemngsunterneh- 
men Prüfungen des Geschäftsbetriebs vorzu- 
nehmen; im Rahmen der zusätzlichen Beauf- 
sichtigung nach den §§ 104a bis 104h darf 
die Aufsichtsbehörde Prüfungen der Informa- 
tionen nach Nummer la auch bei verbunde- 
nen Unternehmen und beteiligten Unterneh- 
men und deren verbundenen Unternehmen 
des der zusätzlichen Beaufsichtigung unter- 
liegenden Versichemngsunternehmens vor- 
nehmen; im Rahmen der zusätzlichen Beauf- 
sichtigung nach dem Abschnitt Vc darf die 
Aufsichtsbehörde Prüfungen der Informatio- 
nen nach Nummer Ib auch bei verbundenen 
Unternehmen und beteiligten Unternehmen 
und deren verbunden Unternehmen des der 
zusätzlichen Beaufsichtigung unterliegenden 
Versicherungsuntemehmens sowie bei der 
gemischten Finanzholding-Gesellschaft vor- 
nehmen,“. 

13. Dem § 87 wird folgender Absatz angefügt: 

„(7) Werden der Aufsichtsbehörde Tatsachen be- 
kannt, aus denen sich ergibt, dass eine Person, die die 
Geschäfte einer Versichemngs-Holdinggesellschaft im 
Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 4 tatsächlich führt, nicht 
zuverlässig ist oder nicht die zur Fühmng der Ge- 
schäfte erforderliche fachliche Eignung hat, gilt § 104u 
Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit Abs. 2 bis 4 entspre- 
chend.“ 

14. In § 89a wird nach der Angabe „104 Abs. la Satz 1, 
Abs. 2 Satz 1 bis 3 und Abs. 4,“ die Angabe „§ 104r 
Abs. 4 Satz 5, § 104t, § 104u Abs. 1,“ eingefügt. 

15. § 104 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Vor Maßnahmen nach Absatz la Satz 1 hat 
die Aufsichtsbehörde die zuständigen Stellen in den 
anderen betroffenen Mitglied- oder Vertragsstaaten 
anzuhören, wenn es sich bei dem Erwerber der be- 
deutenden Beteiligung handelt 

1 . um ein in dem anderen Staat zugelassenes Erst- 
versichemngsuntemehmen im Sinne des § 104k 
Nr. 2 Buchstabe a zweiter Halbsatz, Einlagen- 
kreditinstitut im Sinne des § 1 Abs. 3d Satz 1 
des Kreditwesengesetzes, E-Geld-Institut im 
Sinne des § 1 Abs. 3d Satz 4 des Kreditwesen- 
gesetzes oder Wertpapierhandelsuntemehmen 
im Sinne des § 1 Abs. 3d Satz 2 des Kredit- 
wesengesetzes, 

2. um ein Mutteruntemehmen eines in dem ande- 
ren Staat zugelassenen Erstversichemngsunter- 
nehmens im Sinne des § 104k Nr. 2 Buchstabe a 
zweiter Halbsatz, Einlagenkreditinstituts im 
Sinne des § 1 Abs. 3d Satz 1 des Kreditwesen- 
gesetzes, E-Geld-Instituts im Sinne des § 1 
Abs. 3d Satz 4 des Kreditwesengesetzes oder 
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Wertpapierhandelsunternehmens im Sinne des 
§ 1 Abs. 3d Satz 2 des Kreditwesengesetzes 
oder 

3. um eine Person, die ein in dem anderen Staat 
zugelassenes Erstversicherungsunternehmen im 
Sinne des § 104k Nr. 2 Buchstabe a zweiter 
Halbsatz, Einlagenkreditinstitut im Sinne des 
§ 1 Abs. 3d Satz 1 des Kreditwesengesetzes, 
E-Geld-Institut im Sinne des § 1 Abs. 3d Satz 4 
des Kreditwesengesetzes oder Wertpapierhan- 
delsuntemehmen im Sinne des § 1 Abs. 3d 
Satz 2 des Kreditwesengesetzes kontrolliert, 

und wenn das Erstversicherungsuntemehmen im 
Sinne des § 104k Nr. 2 Buchstabe a zweiter Halb- 
satz, das Einlagenkreditinstitut im Sinne des § 1 
Abs. 3d Satz 1 des Kreditwesengesetzes, das 
E-Geld-Institut im Sinne des § 1 Abs. 3d Satz 4 des 
Kreditwesengesetzes oder das Wertpapierhandels- 
untemehmen im Sinne des § 1 Abs. 3d Satz 2 des 
Kreditwesengesetzes, an dem der Erwerber eine 
Beteiligung zu halten beabsichtigt, durch den Er- 
werb unter dessen Kontrolle käme. Von Maßnah- 
men nach Absatz 2 Satz 1 gegenüber Erwerbern im 
Sinne des Satzes 1 hat die Aufsichtsbehörde die zu- 
ständigen Stellen des anderen Staates zu unterrich- 
ten; sie soll sie vorher anhören, wenn nicht zu be- 
fürchten ist, dass durch die Verzögerung die Wirk- 
samkeit der Maßnahme vereitelt oder wesentlich 
beeinträchtigt wird.“ 

b) Folgender Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) § 5a über die Anhörung der zuständigen 
Stellen eines anderen Mitglied- oder Vertragsstaates 
ist entsprechend anzuwenden.“ 

16. § 104a wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Definitionen“ 
durch das Wort „Begriffsbestimmungen“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Beteiligte Unternehmen: Unternehmen, die 
entweder Mutteruntemehmen sind oder die 
eine Beteiligung halten oder die einer hori- 
zontalen Untemehmensgruppe angehören. 
Beteiligungen in diesem Sinne sind Anteile 
an anderen Unternehmen nach Maßgabe 
des § 271 Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetz- 
buchs, zumindest aber das unmittelbare 
oder mittelbare Halten von mindestens 
20 vom Hundert der Stimmrechte oder des 
Kapitals. Mutteruntemehmen sind Unter- 
nehmen, die Muttemnternehmen im Sinne 
des § 290 des Handelsgesetzbuchs sind, so- 
wie alle Unternehmen, die tatsächlich ei- 
nen beherrschenden Einfluss auf ein ande- 
res Unternehmen ausüben, ohne dass es auf 
die Rechtsform oder den Sitz ankommt. 
Eine horizontale Unternehmensgmppe ist 
eine Gmppe, in der ein Unternehmen mit 
einem oder mehreren anderen Unterneh- 
men in der Weise verbunden ist, dass 


1. sie gemeinsam auf Gmnd einer Sat- 
zungsbestimmung oder eines Vertrages 
unter einheitlicher Leitung stehen oder 

2. sich ihre Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgane mehrheitlich aus den- 
selben Personen zusammensetzen, die 
während des Geschäftsjahres und bis 
zum Ablauf des in § 290 Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuchs bestimmten Zeit- 
raums im Amt sind, wenn sie einen 
konsolidierten Abschluss aufzustellen 
haben oder hätten.“ 

bb) In Nummer 3 wird das Wort „Haupttätigkeit“ 
durch das Wort „Tätigkeit“ ersetzt. 

ec) In Nummer 4 wird nach dem Wort „Mutter- 
untemehmen“ die Angabe „, die keine ge- 
mischte Finanzholding-Gesellschaft im Sinne 
des § 104k Nr. 3 sind,“ eingefügt. 

dd) In Nummer 5 werden nach den Wörtern „noch 
Versicherungs-Holdinggesellschaften“ die Wör- 
ter „noch gemischte Finanzholding-Gesellschaf- 
ten im Sinne des § 104k Nr. 3“ eingefügt. 

17. § 104b Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Verbundene Unternehmen in diesem Sinne sind 
Unternehmen, die einer horizontalen Untemehmens- 
gmppe im Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 1 Satz 4 ange- 
hören, Tochtemnternehmen im Sinne des § 104a 
Abs. 2 Nr. 2 oder andere Unternehmen, an denen eine 
Beteiligung im Sinne von § 104a Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 
gehalten wird.“ 

18. Dem § 104e wird Absatz 4 angefügt: 

„(4) Ein Versichemngsuntemehmen, das der zusätz- 
lichen Aufsicht unterliegt, muss über ein angemesse- 
nes Risikomanagement und angemessene Kontroll- 
mechanismen, einschließlich eines ordnungsgemäßen 
Berichtswesens und ordnungsgemäßer Rechnungs- 
legungsvorschriften verfügen, um die Geschäfte nach 
Absatz 2 angemessen ermitteln, quantifizieren, über- 
wachen und kontrollieren zu können.“ 

19. Nach dem Abschnitt Vb wird folgender Abschnitt Vc 
eingefügt: 

„Vc 

Zusätzliche Beaufsichtigung von 
Versicherungsuntemehmen, die einem 

Finanzkonglomerat angehören 

§ 104k 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Abschnitts sind: 

1. Branchenvorschriften: Die Rechtsvorschriften der 
Europäischen Gemeinschaften im Bereich der 
Finanzaufsicht, insbesondere die Richtlinien 
73/239/EWG, 79/267/EWG, 85/611/EWG, 98/78/EG, 
93/6/EWG, 93/22/EWG und 2000/ 12/EG, die dar- 
auf beruhenden inländischen Gesetze, insbeson- 
dere dieses Gesetz, das Kreditwesengesetz, das 
Wertpapierhandelsgesetz, das Investmentgesetz, 
das Hypothekenbankgesetz, das Gesetz über Bau- 
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Sparkassen, das Geldwäschegesetz einschließlich 
der dazu ergangenen Rechtsverordnungen sowie 
der sonstigen im Bereich der Finanzaufsicht erlas- 
senen Rechts- und Verwaltungsvorschriften; 

2. Finanzbranche: Die folgenden Branchen: 

a) die Versicherungsbranche; dieser gehören Erst- 
versicherungsuntemehmen, Rückversicherungs- 
Unternehmen im Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 3 
beziehungsweise des § 119 Abs. 1, Versiche- 
rungs-Holdinggesellschaften im Sinne des 
§ 104a Abs. 2 Nr. 4 oder entsprechende Unter- 
nehmen mit Sitz im Ausland an; Erstversiche- 
rungsuntemehmen im Sinne des ersten Halb- 
satzes sind Unternehmen, die den Betrieb von 
Versicherungsgeschäften zum Gegenstand haben 
und nicht Träger der Sozialversicherung sind, mit 
Ausnahme der Rückversicherungsuntemehmen, 
der Sterbekassen sowie der in § 1 Abs. 3 und 
§ 159 Abs. 1 genannten Unternehmen und Ein- 
richtungen; 

b) die Banken- und Wertpapierdienstleistungs- 
branche; dieser gehören Kreditinstitute im 
Sinne des § 1 Abs. 1 des Kreditwesengesetzes, 
Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des § 1 
Abs. la Satz 2 Nr. 1 bis 4 des Kreditwesenge- 
setzes, Finanzuntemehmen im Sinne des § 1 
Abs. 3 des Kreditwesengesetzes, Unternehmen 
mit bankbezogenen Hilfsdiensten im Sinne des 
§ 1 Abs. 3c des Kreditwesengesetzes oder ent- 
sprechende Unternehmen mit Sitz im Ausland 
an für die Zwecke der §§ 104n und 104p gelten 
Kapitalanlagegesellschaften als nicht dieser 
Branche angehörig; 

c) eine weitere aus den gemischten Finanzhol- 
ding-Gesellschaften gebildete Branche; 

3. Gemischte Finanzholding-Gesellschaften: Mutter- 
unternehmen, die keine beaufsichtigten Finanzkon- 
glomeratsunternehmen sind, und die zusammen 
mit ihren Tochterunternehmen, von denen mindes- 
tens ein Unternehmen ein beaufsichtigtes Finanz- 
konglomeratsunternehmen mit Sitz im Inland oder 
in einem anderen Mitglied- oder Vertragsstaat ist, 
und anderen Unternehmen ein Finanzkonglomerat 
bilden. Beaufsichtigte Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen sind konglomeratsangehörige Einlagen- 
kreditinstitute, E-Geld-Institute, Wertpapierhan- 
delsuntemehmen, Erstversicherungsuntemehmen, 
Kapitalanlagegesellschaften oder andere Vermö- 
gensverwaltungsgesellschaften im Sinne des Arti- 
kels 2 Nr. 5 und des Artikels 30 der Richtlinie 
2002/87/EG; 

4. Finanzkonglomerat: Eine Gruppe von Unterneh- 
men, 

a) die aus einem Mutterunternehmen, seinen 
Tochterunternehmen und den Unternehmen, an 
denen das Mutteruntemehmen oder ein Tochter- 
unternehmen eine Beteiligung im Sinne des 
§ 104a Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 halten, besteht, so- 
wie Unternehmen, die zu einer horizontalen 
Untemehmensgruppe zusammengefasst sind; 


b) an deren Spitze ein beaufsichtigtes Finanzkon- 
glomeratsuntemehmen steht, bei dem es sich 
um ein Mutteruntemehmen eines Unterneh- 
mens der Finanzbranche, ein Unternehmen, das 
eine Beteiligung im Sinne des § 104a Abs. 2 
Nr. 1 Satz 2 an einem Unternehmen der Finanz- 
branche hält, oder ein Unternehmen, das mit 
einem anderen Unternehmen der Banken- und 
Wertpapierdienstleistungsbranche oder der Ver- 
sichemngsbranche zu einer horizontalen Unter- 
nehmensgmppe zusammengefasst ist, handelt; 
steht kein beaufsichtigtes Finanzkonglomerats- 
unternehmen an der Spitze der Gmppe, weist 
die Gmppe jedoch mindestens eines dieser Un- 
ternehmen als Tochtemntemehmen auf, ist die 
Gmppe ein Finanzkonglomerat, wenn sie vor- 
wiegend in der Finanzbranche tätig ist; 

c) der mindestens ein Unternehmen der Versiche- 
mngsbranche sowie mindestens ein Unterneh- 
men der Banken- und Wertpapierdienstleis- 
tungsbranche angehören und 

d) in der die konsolidierte oder aggregierte Tätig- 
keit beziehungsweise die konsolidierte und die 
aggregierte Tätigkeit der Unternehmen der 
Gmppe sowohl in der Versichemngsbranche als 
auch in der Banken- und Wertpapierdienstleis- 
tungsbranche erheblich sind. 

Als Finanzkonglomerat gilt auch eine Untergmppe 
einer Gruppe im Sinne des Buchstaben a, die selbst 
die Voraussetzungen nach den Buchstaben a bis d 
erfüllt; 

5. Horizontale Unternehmensgmppe: Eine Unterneh- 
mensgmppe im Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 1 
Satz 4; 

6. Muttemntemehmen: Muttemntemehmen im Sinne 
des§ 104a Abs. 2 Nr. 1 Satz 3; 

7. Tochtemntemehmen: Tochtemntemehmen im 
Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 2; 

8. Gmppeninteme Transaktionen auf Konglomerats- 
ebene: Transaktionen, bei denen sich beaufsich- 
tigte Finanzkonglomeratsuntemehmen zur Erfüllung 
einer Verbindlichkeit direkt oder indirekt auf andere 
Unternehmen innerhalb desselben Finanzkonglome- 
rats oder auf natürliche oder juristische Personen stüt- 
zen, die mit den Unternehmen der Gmppe durch enge 
Verbindungen verbunden sind, wobei unerheblich ist, 
ob dies auf vertraglicher oder nicht vertraglicher oder 
auf entgeltlicher oder unentgeltlicher Gmndlage er- 
folgt. Eine enge Verbindung im Sinne des Satzes 1 be- 
steht, wenn ein oder mehrer Unternehmen oder ein 
oder mehrere natürliche Personen verbunden sind 

1. durch das unmittelbare oder mittelbare Halten 
durch ein oder mehrere Tochterunternehmen 
oder Treuhänder von mindestens 20 vom Hun- 
dert des Kapitals oder der Stimmrechte oder 

2. als Mutter- und Tochtemntemehmen, mittels 
eines gleichartigen Verhältnisses oder als 
Schwestemntemehmen. 
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9. Risikokonzentrationen: Alle mit einem Ausfall- 
risiko behafteten Engagements der Unternehmen 
eines Finanzkonglomerats, die groß genug sind, die 
Solvabilität oder die allgemeine Finanzlage der be- 
aufsichtigten Finanzkonglomeratsunternehmen zu 
gefährden, wobei die Ausfallgefahr auf einem 
Adressenausfallrisiko, einem Kreditrisiko, einem 
Anlagerisiko, einem Versicherungsrisiko, einem 
Marktrisiko, einem sonstigen Risiko, einer Kombi- 
nation dieser Risiken oder auf Wechselwirkungen 
zwischen diesen Risiken beruht oder beruhen kann. 

§ 1041 

Zusammenarbeit bei der Beaufsichtigung 
von Finanzkonglomeraten 

(1) Die Aufsichtsbehörde und, soweit sie im Rah- 
men des Kreditwesengesetzes bei der Beaufsichtigung 
von Finanzkonglomeraten tätig wird, die Deutsche 
Bundesbank arbeiten bei der Ermittlung und der Be- 
aufsichtigung von Finanzkonglomeraten nach Maß- 
gabe der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Par- 
laments und des Rates vom 16. Dezember 2002 über 
die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, 
Versicherungsuntemehmen und Wertpapierfirmen ei- 
nes Finanzkonglomerats und zur Änderung der Richtli- 
nien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/ 
EWG, 93/6/EWG und 93/22/EWG des Rates und der 
Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates (ABI. EU 2003 Nr. L 
35 S. 1) mit den zuständigen Stellen in den anderen 
Mitglied- oder Vertragsstaaten zusammen; § 84 Abs. 3 
und Abs. 4 Satz 5 dieses Gesetzes und § 8 Abs. 3 
Satz 2 des Kreditwesengesetzes gelten entsprechend. 
Gehört ein Erstversicherungsuntemehmen einer grenz- 
überschreitend tätigen Untemehmensgruppe an, die ein 
Finanzkonglomerat sein könnte, das noch nicht nach 
Maßgabe der Richtlinie 2002/87/EG als solches einge- 
stuft wurde, teilt die Aufsichtsbehörde dies den zustän- 
digen Stellen in den anderen betroffenen Mitglied- 
oder Vertragsstaaten mit. 

(2) Die Aufsichtsbehörde bestimmt mit den zustän- 
digen Stellen in den anderen betroffenen Mitglied- 
oder Vertragsstaaten nach Maßgabe des Artikels 10 der 
Richtlinie 2002/87/EG den nach diesem Gesetz für die 
zusätzliche Beaufsichtigung des Finanzkonglomerats 
zuständigen Koordinator. Ist die Aufsichtsbehörde Ko- 
ordinator, obliegen ihr nach Maßgabe des Artikels 11 
der Richtlinie 2002/87/EG insbesondere folgende Auf- 
gaben: 

1 . Koordinierung der Sammlung und Verbreitung 
zweckdienlicher und grundlegender Informationen 
bei der laufenden Beaufsichtigung sowie in Krisen- 
situationen; 

2. generelle Aufsicht und Beurteilung der Finanzlage 
eines Finanzkonglomerats; 

3. Beurteilung der Einhaltung der Vorschriften über 
die Eigenmittelausstattung und der Bestimmungen 
über Risikokonzentrationen und gruppeninterne 
Transaktionen nach Maßgabe der Artikel 6 bis 8 
der Richtlinie 2002/87/EG; 


4. Beurteilung der Struktur, Organisation und inter- 
nen Kontrollsysteme eines Finanzkonglomerats 
nach Maßgabe des Artikels 9 der Richtlinie 2002/ 
87/EG; 

5. Planung und Koordinierung der Aufsichtstätigkei- 
ten bei der laufenden Beaufsichtigung sowie in 
Krisensituationen in Zusammenarbeit mit den je- 
weils zuständigen Stellen der anderen betroffenen 
Mitglied- oder Vertragsstaaten und 

6. sonstige Aufgaben, Maßnahmen und Entscheidun- 
gen, die der Aufsichtsbehörde durch die Richtlinie 
2002/87/EG oder in Anwendung ihrer Bestimmun- 
gen zugewiesen werden. 

Die Aufsichtsbehörde als Koordinator 

1 . unterrichtet die zuständigen Stellen in den anderen 
betroffenen Mitglied- oder Vertragsstaaten über die 
Mitteilung der Feststellung einer Gruppe von Un- 
ternehmen als Finanzkonglomerat nach § 104o 
Abs. 1 sowie die gewählte Vorgehensweise in den 
Fällen des § 104v; 

2. hört die zuständigen Stellen in den anderen betrof- 
fenen Mitglied- oder Vertragsstaaten vorab an 

a) bei Entscheidungen nach § 104q Abs. 2 Satz 3, 
§ 104r Abs. 1 Satz 2 und § 104v; 

b) bei Befreiungen nach § 104q Abs. 9 Satz 3; in 
dringenden Fällen kann die Aufsichtsbehörde 
von der vorherigen Anhörung absehen; 

c) vor Maßnahmen nach den § 104q Abs. 5, 
§ 104r Abs. 4 Satz 5, § 104t Abs. 1 und § 104u 
Abs. 1, sofern dies für deren Aufsichtstätigkeit 
von Bedeutung ist. ln dringenden Fällen oder 
bei Gefahr im Verzug kann die Aufsichtsbe- 
hörde von der vorherigen Anhörung absehen. 
Sie hat die zuständigen Stellen der betroffenen 
Mitglied- und Vertragsstaaten hiervon unver- 
züglich zu unterrichten; 

3. unterbreitet den zuständigen Stellen in den anderen 
betroffenen Mitglied- oder Vertragsstaaten Vor- 
schläge für Entscheidungen zur 

a) Nichtberücksichtigung von konglomeratsange- 
hörigen Unternehmen bei der Berechnung der 
Schwellenwerte nach § 104n Abs. 4; 

b) Aufhebung der Feststellung einer Unterneh- 
mensgruppe als Finanzkonglomerat und eines 
der Unternehmen der der Gruppe als übergeord- 
netes Finanzkonglomeratsunternehmen nach 
§ 104oAbs. 3; 

c) Befreiungen nach § 104p Nr. 2. 

(3) ln den Fällen des § 104n Abs. 4 und Abs. 6 
Satz 4, § 104o Abs. 3, § 104p und § 104q Abs. 4 ent- 
scheidet die Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit 
den zuständigen Stellen in den anderen betroffenen 
Mitglied- und Vertragsstaaten. 

(4) Die näheren Bestimmungen über die Zusammen- 
arbeit bei der Beaufsichtigung von Finanzkonglome- 
raten regelt die Aufsichtsbehörde in Kooperationsver- 
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einbarungen mit den zuständigen Stellen der anderen 
betroffenen Mitglied- oder Vertragsstaaten. 

§ 104m 

Zuständigkeit für die zusätzliche Beaufsichtigung 
auf Konglomeratsebene 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann von der Beaufsichti- 
gung eines Finanzkonglomerats absehen und das über- 
geordnete Finanzkonglomeratsunternehmen von den 
Vorschriften dieses Gesetzes über die Beaufsichtigung 
auf Konglomeratsebene widerruflich freistellen, wenn 

3. das Finanzkonglomerat einem anderen Finanzkon- 
glomerat nachgeordnet ist, dessen übergeordnetes 
Finanzkonglomeratsunternehmen mit Sitz in einem 
anderen Mitgliedoder Vertragsstaat dort in die zu- 
sätzliche Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene 
gemäß der Richtlinie 2002/87/EG einbezogen ist, 
oder 

4. dies unter Berücksichtigung der Struktur des Fi- 
nanzkonglomerats und des relativen Gewichts sei- 
ner Tätigkeiten in verschiedenen Mitglied- oder 
Vertragsstaaten angemessen ist; dem übergeordne- 
ten Finanzkonglomeratsuntemehmen ist Gelegen- 
heit zur Äußerung zu geben. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann über die Fälle des 
§ 104k Nr. 4 und § 104q Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder 
Abs. 4 hinaus nach Maßgabe des Artikels 2 Nr. 14, des 
Artikels 3 und des Artikels 5 der Richtlinie 2002/87/ 
EG eine branchenübergreifend tätige Unternehmens- 
gruppe als Finanzkonglomerat und ein Erstversiche- 
rungsuntemehmen als übergeordnetes Finanzkonglo- 
meratsuntemehmen bestimmen. Die Vorschriften die- 
ses Gesetzes über die zusätzliche Beaufsichtigung von 
Finanzkonglomeraten sind in diesem Fall entsprechend 
anzuwenden. 

§ 104n 

Ermittlung eines Finanzkonglomerats 

(1) Die Aufsichtsbehörde ermittelt, ob branchen- 
übergreifend tätige Gmppen von Unternehmen als Fi- 
nanzkonglomerate einzustufen sind. 

(2) Eine Gmppe ist im Sinne von § 104k Nr. 4 Buch- 
stabe b Flalbsatz 2 vorwiegend in der Finanzbranche 
tätig, wenn der Anteil der Bilanzsumme der in einer Fi- 
nanzbranche tätigen Unternehmen der Gmppe an der 
Bilanzsumme der Gmppe insgesamt mehr als 40 vom 
Flundert beträgt. 

(3) Die konsolidierten oder aggregierten Tätigkeiten 
beziehungsweise die konsolidierten und aggregierten 
Tätigkeiten der Unternehmen der Versichemngsbran- 
che sowie der Bankenund Wertpapierdienstleistungs- 
branche sind erheblich im Sinne des § 104k Nr. 4 
Buchstabe d, wenn 

1 . a) der Anteil der Bilanzsumme der Unternehmen 
der Versichemngsbranche an der Bilanzsumme 
aller gmppenangehöriger Unternehmen beider 
Finanzbranchen und der Anteil der Solvabili- 
tätsanfordemngen der Unternehmen der Ver- 
sichemngsbranche an den Gesamtsolvabilitäts- 
anfordemngen aller gmppenangehöriger Unter- 


nehmen beider Finanzbranchen im Durch- 
schnitt mehr als 10 vom Flundert beträgt und 

b) der Anteil der Bilanzsumme der Unternehmen 
der Banken- und Wertpapierdienstleistungs- 
branche an der Bilanzsumme aller gmppenan- 
gehöriger Unternehmen beider Finanzbranchen 
und der Anteil der Solvabilitätsanfordemngen 
der Unternehmen der Banken- und Wertpapier- 
dienstleistungsbranche an der Gesamtsolvabi- 
litätsanfordemngen aller gmppenangehöriger 
Unternehmen beider Finanzbranchen im Durch- 
schnitt mehr als 10 vom Flundert beträgt oder 

2. die Bilanzsumme der Unternehmen in der Versi- 
chemngsbranche sowie der Unternehmen in der 
Banken- und Wertpapierdienstleistungsbranche je- 
weils 6 Milliarden Euro übersteigen. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann bei den Berechnun- 
gen nach den Absätzen 2 und 3 im Einzelfall einzelne 
konglomeratsangehörige Unternehmen unberücksich- 
tigt lassen, wenn und solange 

1 . das Unternehmen sich in einem Drittstaat befindet, 
in dem Flindemisse für die Übermittlung der für 
die Berechnungen notwendigen Angaben bestehen, 

2. vorbehaltlich des Satzes 2 die Einbeziehung des 
Unternehmens für die Aufsicht auf Konglomerats- 
ebene ohne Bedeutung ist, oder 

3. die Einbeziehung des Unternehmens in die zusätz- 
liche Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene un- 
geeignet oder irreführend wäre. 

Erfüllen in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 mehrere kon- 
glomeratsangehörige Unternehmen die Voraussetzun- 
gen, sind sie in ihrer Gesamtheit für die zusätzliche Be- 
aufsichtigung der Gmppe jedoch nicht von untergeord- 
neter Bedeutung, hat die Aufsichtsbehörde diese Un- 
ternehmen bei den Berechnungen nach den Absätzen 2 
und 3 zu berücksichtigen. 

(5) Sinken bei einer nach Maßgabe des § 104k Nr. 4 
sowie der Absätze 2 und 3 als Finanzkonglomerat er- 
mittelten Unternehmensgruppe, die bereits der zusätz- 
lichen Beaufsichtigung nach Maßgabe dieses Gesetzes 
unterliegt, die Anteile nach den Absätzen 2 und 3 Nr. 1 
oder der Betrag nach Absatz 3 Nr. 2 während eines Ge- 
schäftsjahres unter die dort genannten Schwellenwerte, 
gilt die Gmppe weiter als Finanzkonglomerat, wenn in 
den drei darauf folgenden Geschäftsjahren 

1. in Fällen des Absatzes 2 ein Schwellenwert von 
35 vom Flundert, 

2. in Fällen des Absatzes 3 Nr. 1 ein Schwellenwert 
von 8 vom Flundert, 

3. in Fällen des Absatzes 3 Nr. 2 ein Schwellenwert 
von 5 Milliarden Euro 

überschritten wird. 

(6) Als Bilanzsumme im Sinne der Absätze 2 und 3 
sind die anhand der Jahresabschlüsse ermittelten ag- 
gregierten Bilanzsummen der Unternehmen der Gmppe 
zugmnde zu legen. Unternehmen, an denen eine Beteili- 
gung gehalten wird, sind in Höhe des Anteils ihrer Bi- 
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lanzsummen anzurechnen, der dem von der Gruppe 
gehaltenen aggregierten proportionalen Anteil ent- 
spricht. Liegt ein konsolidierter Abschluss vor, ist dieser 
anstelle der aggregierten Bilanzsummen der Einzelab- 
schlüsse der Unternehmen zugrunde zu legen. Abwei- 
chend von den Sätzen 1 und 2 kann die Aufsichtsbe- 
hörde im Einzelfall zulassen, dass für die Berechnung 
der Schwellenwerte anstelle oder zusätzlich zu der Bi- 
lanzsumme die Ertragsstruktur oder die außerbilanziel- 
len Geschäfte herangezogen werden. Die bei den Be- 
rechnungen zu berücksichtigenden Solvabilitätsanforde- 
mngen sind nach den §§ 53c und 104g dieses Gesetzes 
sowie den §§10 und § 10a des Kreditwesengesetzes zu 
ermitteln. Soweit ein Unternehmen mit Sitz in einem an- 
deren Mitglied- oder Vertragsstaat in die Berechnung 
einzubeziehen ist, das nicht bereits in der Berechnung 
nach § 104g dieses Gesetzes oder nach § 10a des Kredit- 
wesengesetzes erfasst wird, sind insoweit die Bestim- 
mungen über die Solvabilitätsanforderungen des jeweili- 
gen Sitzstaates anzuwenden; dies gilt entsprechend für 
Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat, wenn dort 
gleichwertige Solvabilitätsanforderungen bestehen. 

§ 104o 

Feststellung eines Finanzkonglomerats 

(1) Die Aufsichtsbehörde stellt fest, dass eine bran- 
chenübergreifend tätige Gruppe von Unternehmen ein 
Finanzkonglomerat ist. Sie teilt dem Mutterunter- 
nehmen an der Spitze der Gruppe die Feststellung als 
Finanzkonglomerat und das übergeordnete Finanzkon- 
glomeratsuntemehmen mit; steht an der Spitze der 
Gruppe kein Mutteruntemehmen, teilt die Aufsichtsbe- 
hörde dies dem konglomeratsangehörigen Erstversi- 
chemngsuntemehmen mit der höchsten Bilanzsumme 
mit, es sei denn, ein in der Banken- und Wertpapier- 
dienstleistungsbranche tätiges beaufsichtigtes Finanz- 
konglomeratsunternehmen mit einer höheren Bilanz- 
summe ist nach § 51b Abs.l Satz 2 des Kreditwesen- 
gesetzes zu unterrichten. 

(2) Die Aufsichtsbehörde hat die Feststellung einer 
Gruppe von Unternehmen als Finanzkonglomerat und 
die Bestimmung des übergeordneten Finanzkonglome- 
ratsuntemehmens aufzuheben, wenn die Voraussetzun- 
gen des § 104k Nr. 4 nicht mehr erfüllt sind, insbeson- 
dere in der Gmppe die maßgeblichen Anteile nach 
§ 104n Abs. 2 und 3 Nr. 1 oder der Betrag nach § 104n 
Abs. 3 Nr. 2 absinken 

1. in dem Fall des § 104n Abs. 2 unter einen Schwel- 
lenwert von 35 vom Hundert, 

2. in dem Fall des § 104n Abs. 3 Nr. 1 unter einen 
Schwellenwert von 8 vom Hundert, 

3. in dem Fall des § 104n Abs. 3 Nr. 2 unter einen 
Schwellenwert von 5 Milliarden Euro. 

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 2 kann die Aufsichts- 
behörde in den Fällen des § 104n Abs. 5 während des 
maßgeblichen Zeitraums von drei Jahren die Fest- 
stellung einer Gruppe von Unternehmen als Finanz- 
konglomerat und die Bestimmung des übergeordneten 


Finanzkonglomeratsuntemehmens aufheben; Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 104p 
Befreiungen 

Die Aufsichtsbehörde kann widerruflich von der 
Feststellung einer Gruppe von Unternehmen als Fi- 
nanzkonglomerat absehen oder das übergeordnete 
Finanzkonglomeratsuntemehmen von den Verpflich- 
tungen nach den §§ 104r und 104s ganz oder teilweise 
freisteilen, wenn 

1. im Fall des § 104n Abs. 3 Nr. 2 die Gruppe den in 
§ 104n Abs. 3 Nr. 1 genannten Schwellenwert 
nicht erreicht und die zusätzliche Beaufsichtigung 
auf Konglomeratsebene nicht erforderlich, unge- 
eignet oder irreführend ist; dies ist insbesondere 
anzunehmen, wenn 

a) die relative Größe der am schwächsten vertre- 
tenen Finanzbranche gemessen entweder am 
durchschnittlichen Anteil nach § 104n Abs. 3 
Nr. loder an der Bilanzsumme oder den Sol- 
vabilitätsanforderungen dieser Finanzbranche 
höchstens 5 vom Hundert beträgt oder 

b) der Marktanteil gemessen an der Bilanzsumme 
in der Banken- und Wertpapierdienstleistungs- 
branche und an den in der Versicherungsbran- 
che gebuchten Bmttobeiträgen in keinem Ver- 
tragsstaat des Europäischen Wirtschaftsraums 
mehr als 5 vom Hundert beträgt; 

2. die zur Feststellung als Finanzkonglomerat füh- 
rende Überschreitung der Schwellenwerte in 
§ 104n Abs. 2 und 3 ausschließlich auf eine erheb- 
liche Änderung der Struktur der Gruppe zurückzu- 
führen ist; die Freistellung ist auf einen Zeitraum 
von höchstens drei Jahren zu befristen, beginnend 
mit dem nächstfolgenden Geschäftsjahr. 

§ 104q 

Eigenmittelausstattung von Finanzkonglomeraten 

( 1 ) Ein F inanzkonglomerat muss insgesamt angemes- 
sene Eigenmittel haben. Das Bundesministerium der Fi- 
nanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die 
der Zustimmung des Bundesrats bedarf, im Benehmen 
mit der Deutschen Bundesbank nähere Bestimmungen 
über die angemessene Eigenmittelausstattung zur 
Durchführung des Artikels 6 und des Anhangs I der 
Richtlinie 2002/87/EG zu erlassen, insbesondere über: 

1 . die zulässige Zusammensetzung der Eigenmittel, 

2. den Umfang und die Form der Berechnung der zu- 
sätzlichen Eigenkapitalanfordemng sowie die sons- 
tigen technischen Grundsätze, 

3. die folgenden zulässigen Berechnungsmethoden 
für die zusätzliche Eigenkapitalanforderung: 

a) Methode 1: Berechnung auf Grundlage des 
konsolidierten Abschlusses; 

b) Methode 2: Abzugs- und Aggregationsmethode; 

c) Methode 3 : Buchwert -/Anforderungsabzugsme- 
thode oder 

d) Kombination der Methoden 1 bis 3, 

4. Risikomodelle, 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-29- 


Drucksache 15/3641 


5. Berechnungsintervalle. 

Das Bundesministerium der Finanzen kann diese Er- 
mächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesan- 
stalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverord- 
nung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank 
ergeht. Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spit- 
zenverbände der Institute im Sinne des § Ib des Kredit- 
wesengesetzes und der Versicherungsbeirat anzuhören. 

(2) Die Bundesanstalt überprüft die angemessene 
Eigenmittelausstattung der Finanzkonglomerate. Das 
übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen im 
Sinne des Absatzes 3 Satz 6 bis 8 oder des Absatzes 4, 
hat der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundes- 
bank die für die Überprüfung der angemessenen Eigen- 
mittelausstattung auf Konglomeratsebene nach Maß- 
gabe des Absatzes 1 erforderlichen Angaben einzurei- 
chen, es sei denn ein übergeordnetes Finanzkonglome- 
ratsuntemehmen im Sinne des § 10b Abs. 3 Satz 6 bis 
8 oder Abs. 4 des Kreditwesengesetzes ist nach § 10b 
Abs. 2 des Kreditwesengesetzes anzeigepflichtig. Nä- 
here Bestimmungen über Art, Umfang, Zeitpunkt und 
Form der Angaben und über die zulässigen Datenträger 
und Übertragungswege sind in der Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 Satz 2 zu regeln. 

(3) ln die Berechnung der Eigenmittel auf Konglome- 
ratsebene nach Absatz 1 sind einzubeziehen das überge- 
ordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen mit Sitz im 
Inland und die ihm nachgeordneten Finanzkonglome- 
ratsuntemehmen. Bei den in die Berechnung der Eigen- 
mittel einzubeziehenden Unternehmen gelten als Eigen- 
mittel die Bestandteile, die den nach § 53c dieses Geset- 
zes sowie nach § 10 des Kreditwesengesetzes anerkann- 
ten Bestandteilen entsprechen. Die Aufsichtsbehörde 
bestimmt, welche der in der Rechtsverordnung nach Ab- 
satz 1 Satz 2 näher bestimmten Berechnungsmethoden 
das Finanzkonglomerat bei der Berechnung der Eigen- 
mittel auf Konglomeratsebene anzuwenden hat; das 
übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen ist 
vorab anzuhören. Steht eine gemischte Finanzhol- 
ding-Gesellschaft an der Spitze des Finanzkonglome- 
rats, dessen beaufsichtigte Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen ihren Sitz nicht ausschließlich im Inland haben, 
ist die Anwendung jeder der in der Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 Satz 2 näher bestimmten Berechnungs- 
methoden zulässig; das übergeordnete Finanzkonglo- 
meratsuntemehmen hat der Bundesanstalt und der Deut- 
schen Bundesbank die Wahl der Berechnungsmethode 
unverzüglich anzuzeigen. Nachgeordnete Finanzkon- 
glomeratsuntemehmen im Sinne dieses Gesetzes sind 
die beaufsichtigten Finanzkonglomeratsuntemehmen 
und die gemischte Finanzholding-Gesellschaft, soweit 
sie nicht übergeordnete Finanzkonglomeratsunterneh- 
men sind, sowie die konglomeratsangehörigen Finanz- 
untemehmen, Unternehmen mit bankbezogenen Flilfs- 
dienstleistungen, Rückversichemngsuntemehmen und 
Versichemngs-Floldinggesellschaften. Übergeordnetes 
Finanzkonglomeratsuntemehmen im Sinne dieses Ge- 
setzes ist das Erstversichemngsunternehmen mit Sitz im 
Inland, das 

1. an der Spitze eines Finanzkonglomerats steht, es 
sei denn ein in der Banken- und Weitpapierdienst- 


leistungsbranche tätiges beaufsichtigtes Finanz- 
konglomeratsuntemehmen mit Sitz im Inland steht 
ebenfalls an der Spitze des Finanzkonglomerats 
und die Banken- und Wertpapierdienstleistungs- 
branche ist stärker vertreten als die Versichemngs- 
branche; 

2. ein Tochtemntemehmen einer gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft mit Sitz im Inland ist, es sei 
denn 

a) ein in der Banken- und Wertpapierdienstleis- 
tungsbranche tätiges beaufsichtigtes Finanz- 
konglomeratsunternehmen mit Sitz im Inland 
ist Tochtemntemehmen derselben gemischten 
Finanzholding-Gesellschaft und die Banken- 
und Wertpapierdienstleistungsbranche ist stär- 
ker vertreten als die Versichemngsbranche; 

b) ein Erstversichemngsuntemehmen derselben 
Gmppe mit Sitz in einem anderen Mitglied- 
oder Vertragsstaat, das Tochterunternehmen 
einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft in 
seinem Sitzstaat ist, hat eine höhere Bilanz- 
summe als das Erstversichemngsuntemehmen 
mit Sitz im Inland; 

c) ein in der Banken- und Wertpapierdienstleis- 
tungsbranche tätiges beaufsichtigtes Finanz- 
konglomeratsunternehmen derselben Gruppe 
mit Sitz in einem anderen Mitglied- oder Ver- 
tragsstaat ist Tochtemntemehmen einer ge- 
mischten Finanzholding-Gesellschaft in sei- 
nem Sitzstaat und die Banken- und Wertpapier- 
dienstleistungsbranche ist stärker vertreten als 
die Versichemngsbranche; 

erfüllen mehrere Erstversichemngsuntemehmen 
mit Sitz im Inland diese Voraussetzungen, ist das- 
jenige dieser Erstversichemngsuntemehmen mit 
der höchsten Bilanzsumme das übergeordnete Fi- 
nanzkonglomeratsunternehmen; 

3. ein Tochtemntemehmen einer gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft mit Sitz in einem anderen 
Mitglied- oder Vertragsstaat ist, das kein Muttemn- 
temehmen eines beaufsichtigten Finanzkonglome- 
ratsuntemehmens mit Sitz in ihrem Sitzstaat ist, 
wenn 

a) die Versichemngsbranche stärker als die Ban- 
ken- und Wertpapierdienstleistungsbranche ver- 
treten ist und 

b) das Erstversichemngsunternehmen mit Sitz im 
Inland die höchste Bilanzsumme hat. 

Vorbehaltlich Satz 6 Nr. 2 und 3 gilt ein Erstversiche- 
mngsuntemehmen mit Sitz im Inland als übergeordne- 
tes Finanzkonglomeratsuntemehmen, wenn die Versi- 
chemngsbranche stärker vertreten ist als die Banken- 
und Wertpapierdienstleistungsbranche und das Erstver- 
sichemngsuntemehmen mit Sitz im Inland die höchste 
Bilanzsumme hat. Abweichend von Satz 6 Nr. 1 bis 3 
und Satz 7 kann die Aufsichtsbehörde unter Berück- 
sichtigung der Stmktur des Finanzkonglomerats nach 
Anhömng des beaufsichtigten Finanzkonglomeratsun- 
ternehmens, das nach Satz 6 und 7 als übergeordnetes 
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Finanzkonglomeratsunternehmen zu bestimmen wäre, 
ein Erstversicherungsuntemehmen oder eine gemischte 
Finanzholding-Gesellschaft als übergeordnetes Finanz- 
konglomeratsunternehmen bestimmen; das zu bestim- 
mende Unternehmen ist ebenfalls vorab anzuhören. Im 
Sinne dieses Absatzes stärker vertreten ist jeweils die 
Finanzbranche mit dem höchsten durchschnittlichen 
Anteil nach § 104n Abs. 3. 

(4) Bestehen Beteiligungen an einem oder mehreren 
beaufsichtigten Finanzkonglomeratsuntemehmen oder 
Kapitalbeziehungen zu derartigen Unternehmen oder 
kann auf derartige Unternehmen ein beherrschender 
Einfluss ausgeübt werden, ohne dass ein Fall des 
Absatzes 3 Satz 7 bis 8 vorliegt, kann die Aufsichtsbe- 
hörde die Vorschriften dieses Gesetzes über die zusätz- 
liche Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene ganz 
oder teilweise auf diese Unternehmen entsprechend an- 
wenden und eines dieser Unternehmen als übergeord- 
netes Finanzkonglomeratsunternehmen bestimmen, 
wenn 

1 . mindestens eines dieser Unternehmen der Banken- 
und Wertpapierdienstleistungsbranche und mindes- 
tens eines der Versicherungsbranche angehört und 

2. die konsolidierten oder aggregierten Tätigkeiten 
oder die konsolidierten und aggregierten Tätigkei- 
ten dieser Unternehmen in der Banken- und Wert- 
papierdienstleistungsbranche sowie der Versiche- 
rungsbranche erheblich im Sinne des § 104n 
Abs. 3 sind. 

(5) Die Aufsichtsbehörde kann auf die Eigenmittel 
des Finanzkonglomerats einen Korrekturposten festset- 
zen, wenn 

1 . unbeschadet der Erfüllung der Anforderungen nach 
Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit der Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 1 Satz 2 oder nach § 104r 
oder § 104s die Solvabilität des Finanzkonglome- 
rats gefährdet ist; 

2. bedeutende gruppeninteme Transaktionen inner- 
halb des Finanzkonglomerats oder bedeutende 
Risikokonzentrationen auf Konglomeratsebene die 
Finanzlage des Finanzkonglomerats gefährden. 

Die Aufsichtsbehörde hat die Festsetzung auf Antrag 
des übergeordneten Finanzkonglomeratsuntemehmens 
aufzuheben, soweit die Voraussetzung für die Festset- 
zung wegfällt. Die Aufsichtsbehörde darf die in Satz 1 
bezeichneten Anordnungen erst treffen, wenn das 
Finanzkonglomerat den Mangel nicht innerhalb einer 
von der Aufsichtsbehörde zu bestimmenden Frist be- 
hoben hat. 

(6) Das übergeordnete Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen ist für eine angemessene Eigenmittelausstat- 
tung des Finanzkonglomerats verantwortlich. Es darf 
jedoch zur Erfüllung seiner Verpflichtungen nach 
Satz 1 auf die nach Absatz 3 Satz 1 in die Berechnung 
der Eigenmittel auf Konglomeratsebene einzubezie- 
henden Unternehmen nur einwirken, soweit dem das 
allgemeine Gesellschaftsrecht nicht entgegensteht. 

(7) Die nach Absatz 3 Satz 1 in die Berechnung der 
Eigenmittel auf Konglomeratsebene einzubeziehenden 


Unternehmen haben zur Sicherstellung der ordnungs- 
gemäßen Aufbereitung und Weiterleitung der für die 
zusätzliche Beaufsichtigung eines Finanzkonglomerats 
erforderlichen Angaben eine ordnungsgemäße Organi- 
sation und angemessene interne Kontrollverfahren ein- 
zurichten. Sie sind verpflichtet, die für die zusätzliche 
Beaufsichtigung erforderlichen Angaben an das nach 
Absatz 2 anzeigepflichtige Unternehmen zu übermit- 
teln. Kann das nach Absatz 2 anzeigepflichtige Unter- 
nehmen für einzelne nachgeordnete Finanzkonglome- 
ratsunternehmen die erforderlichen Angaben nicht be- 
schaffen, sind die auf das nachgeordnete Finanzkon- 
glomeratsunternehmen entfallenden Buchwerte nach 
Maßgabe der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 
von den Eigenmitteln des übergeordneten Finanzkon- 
glomeratsunternehmens abzuziehen. 

(8) Die Absätze 1, 6 und 7 gelten nicht für ein Fi- 
nanzkonglomerat, das selbst einem Finanzkonglomerat 
nachgeordnet ist, für das die Absätze 1, 6 und 7 gelten. 

(9) Die Aufsichtsbehörde kann einzelne übergeord- 
nete Finanzkonglomeratsuntemehmen im Sinne des Ab- 
satzes 3 Satz 6 bis 8 und des Absatzes 4 von Verpflich- 
tungen der Absätze 1 bis 8 hinsichtlich einzelner nach- 
geordneter Finanzkonglomeratsunternehmen im Sinne 
des Absatzes 3 Satz 5 freisteilen, wenn und solange die 
Einbeziehung dieser Unternehmen für die Aufsicht auf 
Konglomeratsebene ohne Bedeutung ist und es der Auf- 
sichtsbehörde ermöglicht wird, die Einhaltung dieser 
Voraussetzungen zu überprüfen. Die Aufsichtsbehörde 
hat von einer Freistellung nach Satz 1 abzusehen, wenn 
mehrere nachgeordnete Finanzkonglomeratsuntemeh- 
men die Voraussetzung für eine Freistellung zwar erfül- 
len, die Gesamtheit dieser Unternehmen für die Aufsicht 
auf Konglomeratsebene aber nicht von untergeordneter 
Bedeutung ist. Für einzelne nachgeordnete Finanzkon- 
glomeratsunternehmen im Sinne des Absatzes 3 Satz 5 
ist eine Freistellung auch zulässig, wenn nach Auffas- 
sung der Aufsichtsbehörde ihre Einbeziehung in die 
Aufsicht auf Konglomeratsebene ungeeignet oder irre- 
führend wäre. Freistellungen nach Satz 1 oder 3 können 
auf Antrag des übergeordneten Finanzkonglomerats- 
untemehmens oder von Amts wegen erfolgen. 

§ 104r 

Risikokonzentrationen und gmppeninteme 
Transaktionen von Finanzkonglomeraten 

(1) Das übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemeh- 
men im Sinne des § 104qAbs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4, 
hat der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundes- 
bank bedeutende Risikokonzentrationen auf Konglome- 
ratsebene und bedeutende gmppeninteme Transaktio- 
nen innerhalb des Finanzkonglomerats anzuzeigen, es 
sei denn ein übergeordnetes Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen ist nach § 10b Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 
des Kreditwesengesetzes anzeigepflichtig. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustim- 
mung des Bundesrats bedarf, im Benehmen mit der 
Deutschen Bundesbank nähere Bestimmungen zu Risi- 
kokonzentrationen und gmppenintemen Transaktio- 
nen zur Durchfühmng der Artikel 7 und 8 und des 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-31- 


Drucksache 15/3641 


Anhangs 11 der Richtlinie 2002/87/EG zu erlassen, ins- 
besondere über 

1. die Arten der anzuzeigenden Risikokonzentra- 
tionen und gruppenintemen Transaktionen sowie 
Schwellenwerte, anhand derer die Risikokonzent- 
rationen und gruppenintemen Transaktionen als 
bedeutend anzusehen sind; 

2. die Obergrenzen für bedeutende Risikokonzentra- 
tionen und bedeutende gruppeninteme Transaktio- 
nen sowie Beschränkungen hinsichtlich der Art 
gmppenintemer Transaktionen; 

3. Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der Angaben 
und über die zulässigen Datenträger und Übertra- 
gungswege. 

Das Bundesministerium der Finanzen kann die Er- 
mächtigung durch Rechtsverordnung mit der Maßgabe 
auf die Bundesanstalt übertragen, dass die Rechtsver- 
ordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundes- 
bank ergeht. Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die 
Spitzenverbände der Institute im Sinne des § Ib des 
Kreditwesengesetzes und der Versichemngsbeirat zu 
hören. 

(3) Ein konglomeratsangehöriges Erstversichemngs- 
untemehmen darf unbeschadet der Wirksamkeit der 
Rechtsgeschäfte nur auf Gmnd eines einstimmigen Be- 
schlusses sämtlicher Geschäftleiter dieses Erstver- 
sicherungsuntemehmens bedeutende gmppeninteme 
Transaktionen durchführen. Der Beschluss soll vor der 
Eingehung oder Durchfühmng gefasst werden. Ist dies 
im Einzelfall wegen der Eilbedürftigkeit des Geschäf- 
tes nicht möglich, ist der Beschluss unverzüglich nach- 
zuholen. Der Beschluss ist aktenkundig zu machen. 

(4) Unbeschadet der Wirksamkeit der Rechtsge- 
schäfte ist das übergeordnete Finanzkonglomerats- 
untemehmen dafür verantwortlich, dass bedeutende 
Risikokonzentrationen auf Konglomeratsebene oder 
bedeutende gmppeninteme Transaktionen ohne Zu- 
stimmung der Aufsichtsbehörde nicht die in der 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten 
Obergrenzen überschreiten oder gegen die in der 
Rechtsverordnung festgelegten Beschränkungen hin- 
sichtlich der Art gmppenintemer Transaktionen versto- 
ßen. Es darf jedoch zur Erfüllung seiner Verpflichtun- 
gen nach Satz 1 auf die konglomeratsangehörigen Un- 
ternehmen nur einwirken, soweit dem das allgemeine 
Gesellschaftsrecht nicht entgegensteht; § 104q Abs. 7 
und 8 gilt entsprechend. Die Zustimmung nach Satz 1 
steht im Ermessen der Aufsichtsbehörde. Unabhängig 
davon, ob die Aufsichtsbehörde die Zustimmung er- 
teilt, hat das nach Absatz 1 anzeigepflichtige Unter- 
nehmen das Überschreiten der Obergrenzen oder die 
Verstöße gegen die Beschränkungen hinsichtlich der 
Art gmppenintemer Transaktionen unverzüglich der 
Aufsichtsbehörde anzuzeigen; die Aufsichtsbehörde 
leitet die Angaben nach Maßgabe des Artikel 12 der 
Richtlinie 2002/87/EG an die zuständigen Stellen der 
betroffenen Mitglied- oder Vertragsstaaten weiter. Die 
Aufsichtsbehörde kann 

1 . bei einem Überschreiten der in der Rechtsverord- 
nung nach Absatz 2 Satz 1 bestimmten Obergren- 


zen von dem Finanzkonglomerat die Unterlegung 
des Überschreitungsbetrags mit Eigenmitteln ver- 
langen; 

2. Verstöße gegen die in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 2 Satz 1 bestimmten Beschränkungen hin- 
sichtlich der Art gmppenintemer Transaktionen 
durch geeignete und erforderliche Maßnahmen un- 
terbinden. 

§ 104s 

Besondere organisatorische Pflichten 
von Finanzkonglomeraten 

Ein Finanzkonglomerat muss über eine ordnungsge- 
mäße Geschäftsorganisation nach Maßgabe des Arti- 
kels 9 der Richtlinie 2002/87/EG verfügen. § 81 Abs. 1 
Satz 5, § 104d, § 104e Abs. 4 und § 104q Abs. 6 und 
Abs. 7 Satz 1 und 2 gelten für Finanzkonglomerate 
entsprechend. Die in § 7a Abs. 1 Satz 4 oder Abs. 3 
genannten Personen des übergeordneten Finanzkon- 
glomeratsunternehmens sind für die ordnungsmäßige 
Geschäftsorganisation des Finanzkonglomerats verant- 
wortlich. Die Aufsichtsbehörde kann gegenüber dem 
übergeordneten Finanzkonglomeratsunternehmen im 
Sinne von § 104q Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 und 
einem nachgeordneten beaufsichtigten Finanzkonglo- 
meratsuntemehmen im Einzelfall Anordnungen tref- 
fen, die geeignet und erforderlich sind, um Vorkehmn- 
gen im Sinne von Satz 1 und 2 zu schaffen; § 81 Abs. 2 
gilt entsprechend. 

§ 104 t 

Maßnahmen bei unzureichenden Eigenmitteln 
auf Konglomeratsebene 

(1) Entsprechen bei einem Finanzkonglomerat die 
Eigenmittel nicht den Anfordemngen des § 104q 
Abs. 1, kann die Aufsichtsbehörde gegenüber 

1 . dem übergeordneten Finanzkonglomeratsuntemeh- 
men im Sinne von § 104q Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder 
Abs. 4 insbesondere Maßnahmen nach § 81 Abs. 2 
und § 81b Abs. 1 und 2 treffen; 

2. einer gemischte Finanzholding-Gesellschaft die er- 
forderlichen und geeigneten Maßnahmen treffen; 
sie kann insbesondere Entnahmen durch Inhaber 
oder Gesellschafter und die Ausschüttung von Ge- 
winnen untersagen oder beschränken. 

(2) Die Aufsichtsbehörde darf die in Absatz 1 be- 
zeichneten Anordnungen erst treffen, wenn das Erst- 
versicherungsuntemehmen oder die gemischte Finanz- 
holding-Gesellschaft den Mangel nicht innerhalb einer 
von der Aufsichtsbehörde zu bestimmenden Frist be- 
hoben hat. Beschlüsse über die Gewinnausschüttung 
sind insoweit nichtig, als sie einer Anordnung nach 
Absatz 1 Nr. 2 widersprechen. 

§ 104u 

Maßnahmen gegenüber gemischten 
F inanzholding-Gesellschaften 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann einer gemischten Fi- 
nanzholding-Gesellschaft an der Spitze eines Finanz- 
konglomerats die Ausübung ihrer Stimmrechte an dem 
übergeordneten Finanzkonglomeratsunternehmen und 
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den anderen nachgeordneten Finanzkonglomeratsun- 
temehmen untersagen, wenn 

1. die gemischte Finanzholding-Gesellschaft dem 
nach § 104q Abs. 2 und § 104r Abs. 1 anzeige- 
pflichtigen Unternehmen nicht die für die Beauf- 
sichtigung auf Konglomeratsebene nach § 104q 
oder § 104r erforderlichen Angaben gemäß § 104q 
Abs. 8 Satz 2 oder § 104q Abs. 8 Satz 2 in Verbin- 
dung mit § 104r Abs. 4 Satz 2 übermittelt; 

2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass 
eine Person, die die Geschäfte der gemischten 
Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führt, nicht 
zuverlässig ist oder nicht die zur Führung der Ge- 
schäfte erforderliche fachliche Eignung hat. 

(2) Im Falle der Untersagung nach Absatz 1 hat auf 
Antrag der Aufsichtsbehörde das Gericht des Sitzes 
des übergeordneten Finanzkonglomeratsuntemehmens 
einen Treuhänder zu bestellen, auf den es die Aus- 
übung der Stimmrechte überträgt. Der Treuhänder hat 
bei der Ausübung der Stimmrechte den Interessen ei- 
ner soliden und versicherungsaufsichtskonformen Füh- 
rung der betroffenen Unternehmen Rechnung zu tra- 
gen. Die Aufsichtsbehörde kann aus wichtigem Grund 
die Bestellung eines anderen Treuhänders beantragen. 
Sind die Voraussetzungen des Absatzes 1 entfallen, hat 
die Aufsichtsbehörde den Widerruf der Bestellung des 
Treuhänders zu beantragen. Der Treuhänder hat 
Anspruch auf Ersatz angemessener Auslagen und auf 
Vergütung für seine Tätigkeit. Das Gericht setzt auf 
Antrag des Treuhänders die Auslagen und die Vergü- 
tung fest; die weitere Beschwerde ist ausgeschlossen. 
Der Bund schießt die Auslagen und die Vergütung vor; 
für seine Aufwendungen haften die gemischte Finanz- 
holding-Gesellschaft und die betroffenen Unternehmen 
gesamtschuldnerisch. 

(3) Solange die Untersagungsverfügung nach Absatz 1 
vollziehbar ist, gelten die betroffenen Unternehmen 
nicht als nachgeordnete Unternehmen im Sinne des 
§ 104q Abs. 3 Satz 5 der gemischten Finanzholding- 
Gesellschaft. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 auch gegenüber dem überge- 
ordneten Finanzkonglomeratsunternehmen anordnen, 
Weisungen der gemischten Finanzholding-Gesellschaft 
nicht zu befolgen, sofern gesellschaftsrechtliche Mög- 
lichkeiten zur Abberufung der Personen, die die 
Geschäfte der gemischten Finanzholding-Gesellschaft 
tatsächlich führen, nicht zur Verfügung stehen oder 
solche zwar vorhanden sind, aber ihre Ausschöpfüng 
erfolglos geblieben ist.“ 

§ 104v 

Mutteruntemehmen mit Sitz in einem Drittstaat 

(1) Unterliegen Erstversicherungsunternehmen mit 
Sitz im Inland, die Tochterunternehmen eines be- 
aufsichtigten Finanzkonglomeratsuntemehmens oder 
einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz 
in einem Drittstaat sind, und in dem Drittstaat nicht 
einer den Bestimmungen dieses Gesetzes über die 
Beaufsichtigung von Finanzkonglomeraten gleichwer- 
tigen Beaufsichtigung, kann die Aufsichtsbehörde die 


Gmppe von Unternehmen als Finanzkonglomerat und 
ein Erstversichemngsunternehmen als übergeordnetes 
Unternehmen bestimmen; die Vorschriften dieses Ge- 
setzes über die zusätzliche Beaufsichtigung auf Kon- 
glomeratsebene sind in diesem Fall entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann abweichend von Ab- 
satz 1 im Einzelfall einer angemessenen Beaufsichti- 
gung auf Konglomeratsebene in anderer Weise Rech- 
nung tragen. Sie kann insbesondere verlangen, dass 
eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz im 
Inland oder in einem anderen Mitglied- oder Vertrags- 
staat gegründet wird, auf die die Vorschriften dieses 
Gesetzes über die zusätzliche Beaufsichtigung auf 
Konglomeratsebene entsprechend anzuwenden sind. 

§ 104w 

Grenzüberschreitende Auskünfte und Prüfungen 

Rechtsvorschriften, die einer Übermittlung von Da- 
ten entgegenstehen, sind nicht anzuwenden auf die 
Übermittlung von Daten zwischen den Erstversiche- 
mngsuntemehmen, die der zusätzlichen Aufsicht nach 
diesem Abschnitt unterliegen, untereinander sowie ih- 
ren beteiligten Unternehmen und verbundenen Unter- 
nehmen, wenn die Übermittlung der Daten erforderlich 
ist, um Bestimmungen der Aufsicht nach Maßgabe der 
Richtlinie 2002/87/EG über das Unternehmen mit Sitz 
im Ausland zu erfüllen. Die Aufsichtsbehörde kann 
einem Erstversicherungsuntemehmen und einer ge- 
mischten Finanzholding-Gesellschaft die Übermittlung 
von Daten in einen Drittstaat im Sinne des § 105 
Abs. 1 Satz 2 und 3 untersagen.“ 


„§lllf 

Informationspflicht und Zusammenarbeit 
der Aufsicht bei verbundenen Unternehmen 
und Finanzkonglomeraten 

„(1) Ist ein Versicherungsuntemehmen mit Sitz im 
Inland mit einem Versicherungsuntemehmen in einem 
anderen Mitglied- oder Vertragsstaat unmittelbar oder 
mittelbar verbunden oder hat es mit einem solchen Un- 
ternehmen ein gemeinsames beteiligtes Unternehmen, 
teilt die Aufsichtsbehörde der Aufsichtsbehörde des 
anderen Mitglied- oder Vertragsstaates alle Informa- 
tionen mit, die ihm für diese Behörde wesentlich 
erscheinen. Auf Anfrage der Aufsichtsbehörde dieses 
Staates übermittelt sie darüber hinaus die Informatio- 
nen, die zweckdienlich sind, um die Beaufsichtigung 
nach den Richtlinien 98/78/EG und 2002/87/EG zu 
ermöglichen oder zu erleichtern. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann die zuständigen Be- 
hörden des Mitglied- oder Vertragsstaats, in dem ein 
Muttemntemehmen seinen Sitz hat, ersuchen, von dem 
Muttemntemehmen die Informationen, die für die 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben als Koordinator zweck- 
dienlich sind, zu verlangen und diese an sie weiterzu- 
leiten. 

(3) Für die Prüfung von im Rahmen der zusätzlichen 
Beaufsichtigung benötigten Informationen nach § 83 
Abs. 1 Satz 1 Nr. la und 1 b sowie Satz 2 in einem an- 


20. § 1 1 1 f wird wie folgt gefasst: 
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deren Mitglied- oder Vertragsstaat ersucht die Auf- 
sichtsbehörde die zuständige Behörde des betreffenden 
Staates unter Mitteilung der beabsichtigten Maßnah- 
men um Zusammenarbeit. 

(4) Stellt die zuständige Behörde eines anderen Mit- 
glied- oder Vertragsstaates (ersuchende Behörde) ein 
Prüfungsersuchen im Sinne von Absatz 3 für ein ent- 
sprechendes Unternehmen mit Sitz im Inland, so leistet 
die Aufsichtsbehörde Amtshilfe, indem es die Nach- 
prüfung entweder selbst vomimmt oder die ersuchende 
Behörde zur Durchführung ermächtigt oder gestattet, 
dass die Nachprüfung von einem Wirtschaftsprüfer 
oder einem anderen Sachverständigen durchgeführt 
wird; die ersuchende Behörde darf auf Wunsch zuge- 
gen sein, wenn die Aufsichtsbehörde die Prüfung 
selbst vomimmt. Sie kann sich an der Prüfung beteili- 
gen; § 83 Abs. 3 und 6 gilt entsprechend.“ 

20a. ln § 111g Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Num- 
mer 8 durch ein Semikolon ersetzt und folgende 
Nummer angefügt: 

„9. die gewählte Vorgehensweise in den Fällen des 
§ 104v.“ 

21. Nach § 123b wird folgender § 123c eingefügt: 

„§ 123c 

Übergangsvorschriften zum 

Finanzkonglomeraterichtlinie-Umsetzungsgesetz 

(1) Bis zum Erlass der Rechtsverordnung nach 
§ 104r Abs. 2 

1. sind sämtliche während eines Kalenderjahres auf- 
tretende bedeutende Risikokonzentrationen der 
Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank 
vor dem 16. Januar des darauf folgenden Jahres 
anzuzeigen. Eine Risikokonzentration ist bedeu- 
tend, wenn das entsprechend der §§ 13 bis 13b, 19 
und 20, jeweils auch in Verbindung mit der Rechts- 
verordnung nach § 22 des Kreditwesengesetzes zu 
ermittelnde Adressenausfallrisiko, Kreditrisiko 
oder Anlagerisiko gegenüber einer nach Maßgabe 
des § 19 Abs. 2 des Kreditwesengesetzes zu 
bestimmenden Adresse einzeln oder in der Summe 
10 vom Hundert der Eigenkapitalanfordemng auf 
Konglomeratsebene erreicht oder überschreitet; 

2. hat das übergeordnete Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen nach § 104q Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Ab- 
satz 4 der Aufsichtsbehörde und der Deutschen 
Bundesbank die aus Versichemngsrisiken resultie- 
renden, auf Basis des internen Risikomanagement- 
systems als bedeutend identifizierten Risikokon- 
zentrationen, sich aus Großrisiken und Kumulrisi- 
ken sowie Risiken mit langer Entwicklungsphase 
bei unsicherer Ursachenkette ergeben, unverzüg- 
lich anzuzeigen. Soweit solche Risiken sich auch 
auf einzelne Adressen nach Nummer 1 unmittelbar 
auswirken, ist dies in der Anzeige, aufgeschlüsselt 
nach Einzeladressen, ebenfalls anzugeben. Das 
Versicherungsrisiko besteht in der möglichen Inan- 
spruchnahme, die unter Berücksichtigung der ver- 
traglichen Versicherungssumme unter Einbezie- 


hung der Rückversicherung, der Schadenerfahrun- 
gen der Vergangenheit und mathematischer Mo- 
delle zu bestimmen ist; 

3. hat das übergeordnete Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen nach § 104q Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder 
Abs. 4 die Aufsichtsbehörde und die Deutsche 
Bundesbank über Risiken, die sich durch eine 
Kombination aus und durch Wechselwirkungen 
zwischen den einzelnen Risikoarten ergeben, un- 
verzüglich zu unterrichten; 

4. sind sämtliche während eines Kalenderjahres 
durchgeführten bedeutenden gruppenintemen 
Transaktionen innerhalb eines Finanzkonglomerats 
der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundes- 
bank vor dem 16. Januar des darauf folgenden Jah- 
res anzuzeigen. Gruppeninteme Transaktionen sind 
insbesondere 

a) Darlehen, 

b) Bürgschaften, Garantien und andere außerbilan- 
zielle Geschäfte, 

c) Geschäfte, die Eigenmittelbestandteile im 
Sinne der §§ 53c und 104g dieses Gesetzes so- 
wie der §§10 und 10a des Kreditwesengesetzes 
betreffen, 

d) Kapitalanlagen, 

e) Rückversicherungsgeschäfte, 

f) Kostenteilungsvereinbarungen. 

Eine gruppeninteme Transaktion ist bedeutend, 
wenn die einzelne Transaktion 5 vom Hundert der 
Eigenkapitalanfordemng auf Konglomeratsebene 
erreicht oder übersteigt. Mehrere Transaktionen 
desselben oder verschiedener konglomeratsange- 
höriger Unternehmen mit einem anderen konglo- 
meratsangehörigen Unternehmen während eines 
Geschäftsjahres sind jeweils adressatenbezogen 
zusammenzufassen, auch wenn die einzelne Trans- 
aktion 5 vom Hundert der Eigenkapitalanfordemng 
auf Konglomeratsebene nicht erreicht. 

(2) Die Ermittlung und Feststellung einer branchen- 
übergreifend tätigen Untemehmensgmppe als Finanz- 
konglomerat nach den §§ 104n bis 104o in Verbindung 
mit § 104k Nr. 4 erfolgt erstmals auf der Gmndlage der 
Jahresabschlüsse für das in 2003 beendete Geschäfts- 
jahr; wesentliche Ändemngen während des Geschäfts- 
jahres 2004 hat die Bundesanstalt zu berücksichtigen. 
Die Bestimmungen des § 104q über die angemessene 
Eigenkapitalausstattung auf Konglomeratsebene sind 
erstmals auf der Gmndlage der Rechnungslegung für 
das am 1 . Januar 2005 beginnende Geschäftsjahr oder 
das während des Jahres 2005 beendete Geschäftsjahr 
anzuwenden. Anzeigen nach Absatz 1 Nr. 1 Satz 1 und 
Nr. 4 Satz 1 sind erstmals zum 16. Januar 2006 einzu- 
reichen.“ 

22. In § 144 Abs. la Nr. 2 wird nach der Angabe „oder 
Nr. 8 oder 9,“ die Angabe „§ 13e Abs. 1 Nr. 1 oder 2, 
Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1,“ eingefügt. 
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Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die Erriehtung 
eines Bundesaufsiehtsamtes für das 
Versieherungswesen 

Nach § 3 des Gesetzes über die Errichtung eines Bundes- 
aufsichtsamtes für das Versicherungswesen in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7630-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 16 
des Gesetzes vom 22. April 2002 (BGBl. I S. 1310) geän- 
dert worden ist, wird folgender § 3a eingefügt: 

„§ 3a 

Aufsichtsbehörde im Sinne des Abschnitts Vc des Versi- 
cherungsaufsichtsgesetzes ist die Bundesanstalt für Finanz- 
dienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) als Rechtsnachfol- 
gerin des Bundesaufsichtsamtes. Gehört ein unter Aufsicht 
eines Landes stehendes Erstversicherungsuntemehmen 
einem Finanzkonglomerat im Sinne des § 104k Nr. 4 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes oder des § 1 Abs. 20 des 
Kreditwesengesetzes an, geht mit Eintritt der Rechtskraft 
der Feststellung nach § 104o Abs. 1 des Versicherungsauf- 


sichtsgesetzes oder nach § 51b Abs. 2 des Kreditwesen- 
gesetzes, das die Untemehmensgruppe, dem dieses Erstver- 
sicherungsuntemehmen angehört, ein Finanzkonglomerat 
ist, die Aufsicht über dieses Erstversichemngsuntemehmen 
kraft Gesetzes auf die Bundesanstalt über; die zuständige 
Landesbehörde ist rechtzeitig über die Feststellung nach 
§ 104o Abs. 1 des Versicherangsaufsichtsgesetzes oder 
§ 51b Abs. 2 des Kreditwesengesetzes zu unterrichten. Hebt 
die Bundesanstalt die Feststellung nach § 104o Abs. 1 des 
Versicherangsaufsichtsgesetzes oder § 51b Abs. 2 des Kre- 
ditwesengesetzes auf oder gehört das betreffende Erstversi- 
cherungsuntemehmen dem Finanzkonglomerat nicht mehr 
an, kann die Bundesanstalt die Aufsicht über dieses Erstver- 
sicherungsuntemehmen mit Zustimmung der zuständigen 
Landesbehörde wieder auf diese übertragen.“ 


Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1 . Januar 2005 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. Zielsetzung 

ln ihrem Finanzdienstleistungs- Aktionsplan (FS AP) aus 
dem Jahr 1999 nennt die Kommission eine Reihe von 
Maßnahmen, die zur Vollendung des Binnenmarktes für 
Finanzdienstleistungen erforderlich sind, und kündigt zu- 
sätzliche Aufsichtsvorschriften für Finanzkonglomerate an, 
die Lücken in den geltenden branchenbezogenen Rechts- 
vorschriften schließen und zusätzliche aufsichtsrechtliche 
Risiken abdecken sollen, um für Finanzgruppen mit bran- 
chenübergreifenden Finanztätigkeiten eine zusätzliche Be- 
aufsichtigung zu gewährleisten. 

Um den gewünschten Erfolg zu erzielen, wurde die Richtli- 
nie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Dezember 2002 über die zusätzliche Beaufsich- 
tigung der Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen und 
Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur Ände- 
rung der Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/ 
EWG, 92/96/EWG, 93/6/EWG und 93/22/EWG des Rates 
und der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates (ABI. EU Nr. L 35 S. 1 
vom 1 1 . Februar 2003) verabschiedet. 

Die entsprechende Einführung einer zusätzlichen Beauf- 
sichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen 
und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats wird mit 
vorliegendem Gesetzentwurf in deutsches Recht umgesetzt. 

II. Sachverhalt und Notwendigkeit 

Neue Entwicklungen auf den Finanzmärkten lassen ver- 
mehrt Finanzgmppen entstehen, die ihre Dienstleistungen 
und Produkte in verschiedenen Finanzbranchen anbieten, 
die so genannten Finanzkonglomerate. Bislang unterlie- 
gen Kreditinstitute, Versichemngsuntemehmen und Wert- 
papierfirmen, die Teil eines solchen Konglomerats sind, 
keiner gmppenweiten Beaufsichtigung, was insbesondere 
für die Solvabilität und die Risikokonzentration auf Kon- 
glomeratsebene, die gmppeninternen Transaktionen, das 
interne Risikomanagement auf Konglomeratsebene und die 
Zuverlässigkeit und fachliche Eignung der Geschäftslei- 
tung gilt. Einige dieser Konglomerate zählen zu den größ- 
ten Akteuren auf den Finanzmärkten und bieten ihre 
Dienstleistungen weltweit an. Sähen sich solche Konglo- 
merate, insbesondere die dazugehörigen Kreditinstitute, 
Versichemngsuntemehmen und/oder Wertpapierfirmen, 
finanziellen Schwierigkeiten ausgesetzt, so könnte dies die 
Stabilität des Finanzsystems ernsthaft gefährden und ein- 
zelnen Sparern, Versichemngsnehmern und Anlegern scha- 
den. 

Die zusätzliche Beaufsichtigung erfasst alle Konglome- 
rate, die in beträchtlichem Umfang branchenübergreifend 
tätig sind, sobald bestimmte Schwellen erreicht werden. 
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (im 
Folgenden: Bundesanstalt) als zuständige Behörde soll im- 
stande sein, auf Gmppenebene die Finanzlage der Kre- 
ditinstitute, Versichemngsuntemehmen und Wertpapierfir- 


men eines Finanzkonglomerats, insbesondere deren Solva- 
bilität, zu beurteilen. In diesem Zusammenhang sollen die 
Mehrfachbelegung von Eigenkapital, die Risikokonzentra- 
tion und die gmppeninternen Transaktionen überwacht 
werden. 

Kreditinstitute, Versichemngsuntemehmen und Wertpapier- 
firmen mit Sitz in der Gemeinschaft können zu einem Fi- 
nanzkonglomerat gehören, dessen Muttemntemehmen sei- 
nen Sitz in einem Drittland hat. Für diese beaufsichtigten 
Unternehmen müssen ebenfalls gleichwertige und zweck- 
mäßige Regeln für die zusätzliche Beaufsichtigung gelten, 
die in ihrer Zielsetzung und ihren Ergebnissen den Bestim- 
mungen der mit diesem Gesetz umzusetzenden Richtlinie 
vergleichbar sind. In dieser Hinsicht sind die Transparenz 
der Regeln und der Informationsaustausch mit Drittlandsbe- 
hörden über alle relevanten Umstände von großer Bedeu- 
tung. Gleichwertige und zweckmäßige Regeln für die zu- 
sätzliche Beaufsichtigung können dabei jedenfalls nur dann 
als vorhanden angenommen werden, wenn die Aufsichtsbe- 
hörden des betreffenden Drittlands einer Zusammenarbeit 
mit den betroffenen zuständigen Behörden in Bezug auf die 
Mittel und Ziele für die Durchfühmng der zusätzlichen Be- 
aufsichtigung beaufsichtigter Unternehmen eines Finanz- 
konglomerats zugestimmt haben. 

An den bestehenden Branchenvorschriften für Kreditinsti- 
tute, Versicherungsuntemehmen und Wertpapierfirmen wer- 
den gleichzeitig Mindestanpassungen vorgenommen, insbe- 
sondere um eine Aufsichtsarbitrage zwischen den Bran- 
chenvorschriften und den Vorschriften für Finanzkonglome- 
rate zu verhindern. 

III. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 des Gmndgesetzes (Recht der Wirt- 
schaft). Das Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung 
ist insbesondere deshalb gegeben, weil das mit dem Gesetz 
verfolgte Ziel, zusätzliche Aufsichtsvorschriften für finanz- 
branchenübergreifend und auch grenzüberschreitend tätige 
Unternehmen einzuführen, nur durch eine bundeseinheitli- 
che Regelung erreicht werden kann. Geraten solche Unter- 
nehmen und die dazugehörigen Kreditinstitute, Versiche- 
mngsuntemehmen und Wertpapierfirmen in finanzielle 
Schwierigkeiten, könnte dies die Stabilität des deutschen 
Finanzsystems gefährden und Sparern, Versichemngsneh- 
mern und Anlegern großen Schaden zufügen. Die gesetz- 
geberische Zielsetzung liegt mithin im gesamtstaatlichen In- 
teresse. Sie kann nur mit einer Ergänzung beziehungsweise 
Anpassung bereits bestehender Bundesgesetze erreicht wer- 
den, da im Falle landesgesetzlicher Vorschriften eine Zer- 
splittemng rechtlicher Regelungszusammenhänge erfolgen 
würde. 

Bundeseinheitliche gesetzliche Regelungen sind darüber 
hinaus auch im Hinblick auf die behörden- und grenzüber- 
schreitende Dimension der zusätzlichen Beaufsichtigung 
von Finanzkonglomeraten geboten. So ist aus dem Kreis der 
zuständigen Stellen der jeweils betroffenen Staaten des 
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Europäischen Wirtschaftsraums nach einem in der Finanz- 
konglomeraterichtlinie vorgegebenen Verfahren eine Stelle 
als Koordinator zur Abstimmung und Durchführung der zu- 
sätzlichen Beaufsichtigung zu bestimmen. Auf Grund ihrer 
bisherigen Zuständigkeiten für die Beaufsichtigung von 
Kreditinstituten und Versicherungsuntemehmen von größe- 
rer wirtschaftlicher Bedeutung kommt für die Wahrneh- 
mung dieser Funktion in der Bundesrepublik Deutschland 
allein die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht in 
Betracht, so dass auch aus diesem Grund allein bundesein- 
heitliche Regelungen gerechtfertigt sind. 

IV. Gesetzesfolgen 

Im Wesentlichen ergeben sich folgende Änderungen: 

- Schaffung der Kompetenz der Bundesanstalt als zustän- 
dige Behörde für die zusätzliche Beaufsichtigung; 

- Normierung von Informationspflichten für beaufsich- 
tigte und unbeaufsichtigte Unternehmen eines Finanz- 
konglomerats; 

- Definition von Solvabilitätsanforderungen für Finanz- 
konglomerate; 

- Vermeidung von Aufsichtsarbitrage durch Anpassung 
der bestehenden Aufsichtsgesetze. 

Finanzielle Auswirkungen und sonstige Kosten: 

Die im Entwurf vorgesehenen Änderungen können einen 
zusätzlichen materiellen Aufwand für die Bundesanstalt 
bewirken; zusätzliches Personal ist nicht erforderlich. 
Durch mögliche zusätzliche materielle Aufwendungen ent- 
steht jedoch im Hinblick auf die Vorschriften über die Kos- 
ten der Aufsicht, die von den beaufsichtigten Unterneh- 
men zu tragen sind, keine Mehrbelastung bei Bund, Län- 
dern und Gemeinden. Bei den durch das Gesetz betroffe- 
nen Unternehmen der Finanz- und Versicherungsbranche 
entstehen durch eine Erhöhung der Umlagen voraussicht- 
lich höhere Kosten. 

Durch dieses Gesetz entstehen weder bei anderen Wirt- 
schaftsunternehmen, insbesondere nicht bei mittelständi- 
schen Unternehmen, noch bei sozialen Sicherungssystemen 
zusätzliche Kosten. Geringfügige kosteninduzierte Erhö- 
hungen von Einzelpreisen, die nicht quantifizierbar sind, 
lassen sich nicht ausschließen. Auswirkungen auf das Preis- 
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau sind 
jedoch nicht zu erwarten. 

Ob bei den von der Neuregelung (infolge neuer Informa- 
tionspflichten und einer zusätzlichen Beitragspflicht zur Fi- 
nanzierung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf- 
sicht) betroffenen Anbietern von Finanzdienstleistungen 
einzelpreiswirksame Kostenschwellen überschritten wer- 
den, die sich erhöhend auf deren Angebotspreise auswirken 
und damit - sofern eine Kostenüberwälzung in Abhängig- 
keit der Wettbewerbssituation möglich ist - entsprechend 
die Einzelpreise ihrer Produkte beeinflussen, lässt sich zwar 
nicht abschätzen, aber auch nicht ausschließen. Gleichwohl 
dürften diese geringfügigen Einzelpreisänderungen nicht 
ausreichen, um messbare Effekte auf das allgemeine Preis- 
bzw. Verbraucherpreisniveau zu induzieren. 


B. Zu den einzelnen Vorsehriften 

Zu Artikel 1 (Änderung des Kreditwesengesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Inhaltsübersicht wird den vorgesehenen Änderungen 
entsprechend angepasst. 

Zu Nummer 2 (Zwischenüberschrift; erster Unter- 
abschnitt) 

Die Überschrift vor § 1 wird den vorgesehenen Gesetzes- 
änderungen entsprechend angepasst. 

Zu Nummer 3 (§ 1 ; Begriffsbestimmungen) 

Zu Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 

Mit der Neufassung des Einlagengeschäftstatbestandes soll 
im Gesetz ausdrücklich verankert werden, dass jede An- 
nahme von unbedingt rückzahlbaren Geldern als Einlagen- 
geschäft zu qualifizieren ist und folglich Gelder, die nur 
bedingt rückzahlbar überlassen werden, nicht das Einlagen- 
geschäft begründen. 

Nicht zum Einlagengeschäft zählen: 

• Rückzahlungsansprüche, die banküblich besichert sind 
(ungeschriebene - aus dem Gesetzeszweck folgende - 
Bereichsausnahme) 

• Rückzahlungsansprüche, die in Inhaber- oder Order- 
schuldverschreibungen verbrieft sind (geschriebene Be- 
reichsausnahme). 

Vom Betreiben des Einlagengeschäftes ist, wie jetzt im Ge- 
setzestext ausdrücklich verankert wird, ferner dann nicht aus- 
zugehen, wenn kein vertraglicher unbedingter Rückzah- 
lungsanspruch besteht, und der Eindruck eines solchen An- 
spruchs, insbesondere in den Werbe- und Vertragsunterlagen, 
auch nicht erweckt wird. Für die Einordnung als unbedingt 
rückzahlbare Gelder sind unter Berücksichtigung der bank- 
wirtschaftlichen Verkehrsauffassung insbesondere die dem 
Kunden angebotenen Bedingungen der Geldüberlassung, der 
sich hieraus ergebende tatsächliche Gehalt der Geldüberlas- 
sung sowie das werbende Auftreten des Geldannehmenden 
und die hierdurch beim Geldgeber bezweckte Vorstellung von 
der getätigten Geldanlage zu berücksichtigen. 

Einfache Nachrangklauseln, die lediglich die Rangfolge der 
Rückzahlungsansprüche im Falle der Insolvenz oder Liqui- 
dation des kapitalnehmenden Unternehmens festlegen, rei- 
chen nicht aus, die Geldüberlassung als Einlagengeschäft zu 
disqualifizieren. Ohne eine die Insolvenz verhindernde Funk- 
tion der betreffenden Gelder ist der Rückzahlungsanspruch 
nicht einmal vertragsrechtlich bedingt. Für eine das Einlagen- 
geschäft ausschließende Bedingung des Rückzahlungsan- 
spruchs wird man mindestens voraussetzen müssen, dass die 
Geltendmachung des Anspruchs auf Rückzahlung solange 
und soweit ausgeschlossen ist, als sie einen Grund für die Er- 
öffnung des Insolvenzverfahrens herbeiführen würde. 

Zu Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 

Die Änderung vollzieht die bislang schon vorherrschende 
Auffassung nach, dass auch das Halten einer Beteiligung 
nach ihrem Erwerb von der Bestimmung erfasst wird und 
hat somit allein klarstellenden Charakter. 
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Zu den Absätzen 3a und 3b 

Die Regelung setzt Artikel 26 (Änderung von Artikel 7 
Abs. 3 der Kapitaladäquanzrichtlinie) und Artikel 29 Nr. 1 
Buchstabe b der Finanzkonglomeraterichtlinie (Änderung 
von Artikel 1 Nr. 21 und 22 der Bankenrichtlinie) um, mit 
der zunächst die sektoralen Definitionen der Finanzhol- 
ding-Gesellschaften (Absatz 3a Satz 1) und des gemischten 
Unternehmens (Absatz 3b) von dem mit der Richtlinie neu 
eingeführten Begriff „gemischte Finanzholdinggesell- 
schaft“ abgegrenzt werden. Zudem wird die Definition der 
gemischten Finanzholding-Gesellschaft in Absatz 3a Satz 2 
aufgenommen. 

Über den Begriff „gemischte Finanzholding-Gesellschaft“ 
(Artikel 2 Nr. 15 der Finanzkonglomeraterichtlinie) wird 
das Mutteruntemehmen einer sowohl in der Banken- und 
Wertpapierdienstleistungsbranche als auch in der Versiche- 
rungsbranche branchenübergreifend tätigen Unternehmens- 
gruppe aufsichtsrechtlich erfasst, das kein Einlagenkre- 
ditinstitut, E-Geld-Institut, Wertpapierhandelsuntemehmen, 
Erstversicherungsuntemehmen und keine Kapitalanlage- 
gesellschaft ist (Umsetzung von Artikel 2 Nr. 1 bis 3 und 5 
sowie Artikel 30 der Finanzkonglomeraterichtlinie), das 
zusammen mit seinen Tochterunternehmen, von denen 
mindestens ein Unternehmen ein Einlagenkreditinstitut, 
E-Geld-Institut, Wertpapierhandelsunternehmen, Erstversi- 
cherungsuntemehmen oder eine Kapitalanlagegesellschaft 
ist, und mit anderen Unternehmen ein Finanzkonglomerat 
bildet. Zugleich definiert Satz 3 den Begriff „beaufsichtig- 
tes Finanzkonglomeratsuntemehmen“ (Umsetzung von Ar- 
tikel 2 Nr. 4 und Artikel 30 der Finanzkonglomeraterichtli- 
nie). Danach sind beaufsichtigte Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen: Einlagenkreditinstitute, E-Geld-Institute, Wertpa- 
pierhandelsuntemehmen, Kapitalanlagegesellschaften und 
Erstversichemngsuntemehmen. Im Sinne der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie sind Rückversichemngsuntemehmen 
ungeachtet nationaler Regelungen bislang keine beaufsich- 
tigten Unternehmen. 

Des Weiteren wird in Absatz 3b Satz 2 der für gmppen- 
inteme Transaktionen nach § 13c relevante Begriff der ge- 
mischten Unternehmensgmppe eingeführt. Schließlich wird 
mit der Ergänzung der Vorschriften um die E-Geld-Institute 
die Erweitemng der Definition „Kreditinstitut“ in Artikel 1 
Nr. 1 der Bankenrichtlinie nachvollzogen. 

Zu Absatz 3d 

Redaktionelle Folgeänderang zu Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 . 

Zu den Absätzen 18 bis 23 

In den Absätzen 18 bis 23 wird der Katalog der Begriffsbe- 
stimmungen um die mit der Finanzkonglomeraterichtlinie 
einhergehenden neuen Begrifflichkeiten ergänzt. 

Mit Absatz 18 wird Artikel 2 Nr. 7 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie (Einfühmng einer Definition für Branchenvor- 
schriften) umgesetzt, der in erster Linie für die nach § 10b 
Abs. 1 Satz 2 zu erlassende Rechtsverordnung von Bedeu- 
tung ist. Die Aufzählung der maßgeblichen Richtlinien wird 
wegen Artikel 30 der Finanzkonglomeraterichtlinie um die 
OGAW-Richtlinie ergänzt. 

Absatz 19 setzt den in Artikel 2 Nr. 8 der Finanzkonglome- 
raterichtlinie definierten Begriff „Finanzbranche“ um. Wäh- 


rend die Richtlinie vier Branchen unterscheidet (Bankenbran- 
che, Versichemngsbranche, Wertpapierdienstleistungsbran- 
che sowie gemischte Finanzholding-Gesellschaften), werden 
im Kreditwesengesetz die Banken- und Wertpapierdienstleis- 
tungsbranche zu einer Branche zusammengefasst (vgl. inso- 
weit auch Artikel 3 Abs. 2 Unterabsatz 2 Satz 2 der Finanz- 
konglomeraterichtlinie). In Bezug auf Kapitalanlagegesell- 
schaften wird insoweit klargestellt, dass sie im Rahmen der 
Ermittlung von branchenübergreifend tätigen Unterneh- 
mensgruppen als Finanzkonglomerat derzeit unberücksich- 
tigt bleiben; im Rahmen der zusätzlichen Beaufsichtigung 
werden sie hingegen einbezogen. Gemischte Finanzhol- 
ding-Gesellschaften werden gemäß der Finanzkonglomera- 
terichtlinie als eigenständige Finanzbranche definiert. 

Absatz 20 definiert den wichtigsten Schlüsselbegriff der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie. Der Begriff „Finanzkonglome- 
rat“ ist - neben dem Begriff der „gemischten Finanzhol- 
ding-Gesellschaft“ (Absatz 3a Satz 2) - entscheidend dafür, 
ob eine Gruppe von Unternehmen aus der Banken- und 
Wertpapierdienstleistungsbranche und/oder der Versiche- 
rungsbranche als „homogene Finanzgruppe“ nur den bran- 
chenspezifischen Aufsichtsregeln auf Einzelinstituts- und 
Gruppenebene unterliegt oder als „heterogene Finanz- 
gruppe“ (Finanzkonglomerat) einer zusätzlichen Beaufsich- 
tigung auf Konglomeratsebene. 

Ein Finanzkonglomerat (Umsetzung von Artikel 2 Nr. 14 
der Finanzkonglomeraterichtlinie) ist eine Gruppe von Un- 
ternehmen, die aus einem Mutteruntemehmen, seinen Toch- 
temntemehmen und den Unternehmen, an denen das Mut- 
temntemehmen oder seine Tochtemntemehmen eine Betei- 
ligung halten, besteht sowie Unternehmen, die durch eine 
horizontale Verbindung im Sinne von Artikel 12 Abs. 1 der 
Richtlinie 83/349/EWG (konsolidierter Jahresabschluss) 
verbunden sind. Der Gmppenbegriff wird in Absatz 20 
Nr. 1 in die Definition des Finanzkonglomerats integriert. 
Der Beteiligungsbegriff entspricht der Definition in § 27 1 
Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs. Bei Beteiligungen 
unter 20 Prozent ist der handelsrechtliche Ausweis zwar In- 
diz dafür, dass eine Beteiligung vorliegt, jedoch nicht das 
alleinige Kriterium. Notwendig und ausreichend ist viel- 
mehr eine über den bloßen Anteilsbesitz aus Anlage- und 
Renditegründen hinausgehende Absicht. Hierfür können 
beispielsweise Indizien sein: Kooperationen im Vertrieb 
oder anderen Unternehmensbereichen, vertragliche oder 
faktische Mitsprachemöglichkeiten, längerfristige Leis- 
tungsverträge oder Koordination im Wettbewerb. Im Einzel- 
fall hat das Unternehmen darzulegen, aus welchen Gründen 
dauerhaft gehaltene Anteile nicht dem eigenen Geschäftsbe- 
trieb dienen und die Beteiligung deshalb nicht in die Zusam- 
menfassung einzubeziehen ist. 

Neben den Voraussetzungen nach Absatz 20 Nr. 1, wonach 
ein Mutter-ZTochterverhältnis oder eine horizontale Unter- 
nehmensgmppe vorliegen muss, ist es für die Einstufüng 
einer Gmppe von Unternehmen als Finanzkonglomerat ge- 
mäß Absatz 20 Nr. 2 erforderlich, dass, sofern das Mutter- 
unternehmen ein Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Institut, 
Wertpapierhandelsuntemehmen, Erstversichemngsunter- 
nehmen oder eine Kapitalanlagegesellschaft ist, dieses ein 
Unternehmen der Banken-ZWertpapierdienstleistungsbran- 
che oder Versichemngsbranche zum Tochtemntemehmen 
hat, eine Beteiligung an einem Unternehmen dieser Bran- 
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eben hält oder horizontal mit einem solchen Unternehmen 
verbunden ist. Sofern das Mutteruntemehmen kein Ein- 
lagenkreditinstitut, E-Geld-Institut, Wertpapierhandelsun- 
temehmen, Erstversicherungsuntemehmen oder keine Kapi- 
talanlagegesellschaft ist, ist es notwendig, dass zumindest 
ein Tochterunternehmen die tatbestandlichen Voraussetzun- 
gen eines der zuvor genannten beaufsichtigten Unterneh- 
men erfüllt und die Gruppe vorwiegend in der Finanzbran- 
che tätig ist. Der Begriff „vorwiegend“ wird in § 51a Abs. 2 
definiert. Nach Absatz 20 Nr. 3 muss einer Gruppe von Un- 
ternehmen nach Absatz 20 Nr. 1 und/oder Absatz 20 Nr. 2 
mindestens ein Unternehmen der Banken-ZWertpapier- 
dienstleistungsbranche und mindestens eines der Versiche- 
rungsbranche angehören. Des Weiteren ist nach Absatz 21 
Nr. 4 erforderlich, dass die konsolidierte und/oder aggre- 
gierte Tätigkeit der Unternehmen der Gruppe in beiden 
Branchen „erheblich“ im Sinne des § 51a Abs. 3 ist. 

Absatz 21 führt den Begriff „horizontale Unternehmens- 
gruppe“ in das Kreditwesengesetz ein. Der Begriff geht zu- 
rück auf Artikel 2 Nr. 12 dritte Alternative der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie in Verbindung mit Artikel 12 Abs. 1 der 
Richtlinie 83/349/EWG (konsolidierter Jahresabschluss), 
der den für ein Finanzkonglomerat maßgeblichen Begriff 
„Gruppe“ definiert. Danach ist von einer Gruppe auch dann 
auszugehen, wenn Unternehmen untereinander horizontal 
verbunden sind, ohne dass ein Mutter-, Tochter- oder Betei- 
ligungsverhältnis vorliegt. 

Absatz 22 und 23 enthalten die Definitionen für „gruppenin- 
teme Transaktionen“ sowie „Risikokonzentrationen“ (Um- 
setzung von Artikel 2 Nr. 18 und 19 der Finanzkonglomera- 
terichtlinie). Die Finanzkonglomeraterichtlinie zielt zur Be- 
urteilung der Finanzlage eines Finanzkonglomerats durch 
die Bundesanstalt nicht allein auf dessen Solvabilität ab, 
sondern verlangt als zentrale Ansatzpunkte auch die Über- 
wachung der Risikokonzentrationen auf Konglomerats- 
ebene und der gruppeninternen Transaktionen innerhalb 
eines Finanzkonglomerats. Die entsprechenden Regelun- 
gen sind in § 13d umgesetzt. 

Zu Nummer 4 (§ 2; Ausnahmen) 

Die Möglichkeit, die Entscheidung über die Freistellung 
eines Instituts nach Maßgabe der Bestimmungen des § 2 
Abs. 4 und 5 im elektronischen Bundesanzeiger zu veröf- 
fentlichen, trägt der Entwicklung Rechnung, dass der Bun- 
desanzeiger ein entsprechendes Medium bereit hält und für 
die interessierte Öffentlichkeit, insbesondere auch die Anle- 
ger der Zugriff auf den elektronischen Bundesanzeiger in 
der Regel unproblematischer ist, als auf den Bundesanzei- 
ger in Papierform. Zudem dient eine Veröffentlichung in 
elektronischer Form auch dem Interesse der Bundesanstalt 
an einer möglichst weiten Verbreitung der betreffenden In- 
formationen und ist überdies geeignet, Kosten für die Bun- 
desanstalt einzusparen. 

Zu Nummer 5 (§ 2b; Inhaber bedeutender Beteiligungen) 

Die Änderung in Absatz la ist redaktioneller Natur. 

Zu Absatz 3 Satz 1 

Die Änderung setzt Artikel 29 Nr. 3 und Artikel 27 Nr. 2 der 
Finanzkonglomeraterichtlinie (Änderung von Artikel 16 


Abs. 2 der Bankenrichtlinie und Artikel 9 Abs. 2 der Wert- 
papierdienstleistungsrichtlinie) um. Danach bestehen Kon- 
sultationspflichten vor einer Untersagung des Erwerbs oder 
der Erhöhung einer bedeutenden Beteiligung an einem Insti- 
tut künftig auch dann, wenn es sich bei dem Erwerber der 
bedeutenden Beteiligung um ein in einem anderen Staat zu- 
gelassenes Erstversicherungsuntemehmen, ein Muttemnter- 
nehmen eines in einem anderen Staat zugelassenen Erstver- 
sichemngsuntemehmens oder eine Person handelt, die ein 
in einem anderen Staat zugelassenes Erstversichemngsun- 
ternehmen kontrolliert, und wenn das Institut, an dem der 
Erwerber eine Beteiligung zu halten beabsichtigt, durch den 
Erwerb unter dessen Kontrolle käme. Durch die Einbezie- 
hung der E-Geld-Institute wird die Ändemng von Artikel 1 
der Bankenrichtlinie durch die E-Geld-Richtlinie nachvoll- 
zogen. 

Zu Nummer 6 (§ 2c; Leitungsorgane von Finanzhol- 

ding-Gesellschaften und gemischten Fi- 
nanzholding-Gesellschaften) 

Mit der neu eingefügten Vorschrift werden Artikel 29 Nr. 8 
(Artikel 54a neu der Bankenrichtlinie) und Artikel 13 der 
Finanzkonglomeraterichtlinie umgesetzt. Danach müssen 
die Leitungsorgane von Finanzholding-Gesellschaften und 
gemischten Finanzholding-Gesellschaften gut beleumundet 
sein und über eine ausreichende Erfahmng für diese Auf- 
gabe verfügen. Die Begriffe werden mit den im KWG übli- 
chen Begriffen „Zuverlässigkeit“ und „fachliche Eignung“ 
in nationales Recht transformiert. 

Mit der Regelung soll sichergestellt werden, dass sich das 
Kriterium der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung der 
Geschäftsleitung eines beaufsichtigten Unternehmens über 
den Geltungsbereich der branchenspezifischen Regelungen 
hinaus auch auf andere Unternehmen erstreckt, wenn die 
Geschäftsleitung auch auf diese Einfluss ausüben kann. 
Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Leitung einer ge- 
mischten Finanzholding-Gesellschaft. Hiermit soll in erster 
Linie dem Trend bei Finanzkonglomeraten Rechnung getra- 
gen werden, die Geschäftsleitung auf Geschäftsbereichsba- 
sis statt wie bisher auf Ebene des Einzeluntemehmens zu or- 
ganisieren. 

Hinsichtlich der Anfordemngen an die persönliche Zuver- 
lässigkeit der Leitungsorgane einer Finanzholding-Gesell- 
schaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft kann 
auf die zu § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 entwickelten Kriterien 
zurückgegriffen werden. Die erforderliche fachliche Eig- 
nung entspricht dagegen nicht zwingend den zu § 33 Abs. 2 
entwickelten Kriterien. Bei einer gemischten Finanzhol- 
ding-Gesellschaft setzt sie regelmäßig zumindest theoreti- 
sche und praktische Kenntnisse im Geschäft einer Finanz- 
branche sowie entsprechende Leitungserfahrung voraus. 
Die Bundesanstalt wird die fachliche Eignung der Leitungs- 
organe der gemischten Finanzholding-Gesellschaft unter 
Berücksichtigung der Struktur des Finanzkonglomerats 
einer Einzelfallprüfung unterziehen. 

Zu Nummer 7 (§6 Abs. 3; Aufgaben) 

Mit der Änderung wird die allgemeine Anordnungsbefugnis 
der Bundesanstalt nach Satz 1 bei Finanzholding-Gesell- 
schaften im Hinblick auf ihre Leitungsorgane angepasst. 
Darüber hinaus wird die Anordnungsbefugnis auf gemischte 
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Finanzholding-Gesellschaften und ihre Leitungsorgane er- 
weitert. Die Änderung beruht auf Artikel 17 Abs. 2 in Ver- 
bindung mit Artikel 16 Unterabsatz 2 der Finanzkonglome- 
raterichtlinie, wonach gegen gemischte Finanzholding-Ge- 
sellschaften oder deren verantwortliche Leitungsorgane jen- 
seits einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit aufsichtlich 
mit Sanktionen oder Maßnahmen vorgegangen werden 
kann, um festgestellte Verstöße gegen die zur Umsetzung 
der nach Maßgabe der Finanzkonglomeraterichtlinie erlas- 
senen Rechts- und Verwaltungsvorschriften abzustellen 
oder deren Ursachen zu beseitigen. Die Zuständigkeit der 
jeweiligen Fachgerichte bleibt unberührt. 

Zu Nummer 8 (§8; Zusammenarbeit mit anderen Stellen) 

Die Änderung in Absatz 2 Satz 1 ist ergänzende Folgeände- 
rung zu Nr. 6. 

Die Änderung des Absatzes 3 Satz 1 ist redaktioneller Natur. 

Zu Nummer 9 (§ 8a; Zusammenarbeit bei der Beaufsich- 

tigung von Finanzkonglomeraten) 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 Satz 1 arbeitet die Bundesanstalt bei der Er- 
mittlung von grenzüberschreitend tätigen Finanzkonglome- 
raten mit den für die Zulassung von beaufsichtigten Finanz- 
konglomeratsuntemehmen zuständigen Stellen der anderen 
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums zusammen. Die 
Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 1 erster 
Spiegelstrich der Finanzkonglomeraterichtlinie. Die in 
Absatz 1 Satz 2 festgeschriebene Informationspflicht stellt 
sicher, dass die zuständigen Stellen die zur Ermittlung eines 
Finanzkonglomerats erforderlichen Angaben erhalten; sie 
dient der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 1 zweiter Spiegel- 
strich der Finanzkonglomeraterichtlinie. 

Die Bundesanstalt und, soweit sie im Rahmen des Kredit- 
wesengesetzes tätig wird, die Deutsche Bundesbank arbei- 
ten nach Absatz 1 Satz 1 bei der Beaufsichtigung der grenz- 
überschreitend tätigen Finanzkonglomerate mit den zustän- 
digen Stellen der anderen Staaten des Europäischen Wirt- 
schaftsraums eng zusammen (Umsetzung von Artikel 12 der 
Finanzkonglomeraterichtlinie). Die Zusammenarbeit be- 
inhaltet den gegenseitigen Austausch aller wesentlichen und 
zweckdienlichen Informationen. Nach Artikel 12 Abs. 1 
Unterabsatz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie soll im 
Rahmen der Zusammenarbeit der Informationsaustausch 
insbesondere zu folgenden Aspekten erfolgen: 

a) Identifikation der Gruppenstruktur aller größerer Unter- 
nehmen des Finanzkonglomerats sowie die für die be- 
aufsichtigten Unternehmen des Konglomerats zuständi- 
gen Behörden; 

b) Strategien des Finanzkonglomerats; 

c) Finanzlage des Finanzkonglomerats, insbesondere Eigen- 
mittelausstattung, gruppeninteme Transaktionen, Risiko- 
konzentrationen und Rentabilität; 

d) größte Aktionäre und Geschäftsleitung des Finanzkon- 
glomerats; 

e) Organisation, Risikomanagement und interne Kontroll- 
systeme auf Konglomeratsebene; 


f) Verfahren zu Beschaffung von Informationen von den 
Unternehmen eines Finanzkonglomerats und deren 
Überprüfung; 

g) ungünstige Entwicklungen bei konglomeratsangehöri- 
gen Einlagenkreditinstituten, E-Geld-Instituten, Wertpa- 
pierhandelsunternehmen oder Kapitalanlagegesellschaf- 
ten, oder bei anderen Unternehmen, die die genannten 
Institute ernsthaft in Mitleidenschaft ziehen könnten; 

h) die wichtigsten Sanktionen und außergewöhnlichen 
Maßnahmen, die den zuständigen Behörden nach Maß- 
gabe der Branchenvorschriften oder der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie. 

Die Bundesanstalt kann auch mit den Zentralbanken der an- 
deren Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums, 
dem Europäischen System der Zentralbanken und der Euro- 
päischen Zentralbank Informationen über konglomerats- 
angehörige Einlagenkreditinstitute, E-Geld-Institute, Wert- 
papierhandelsuntemehmen und Kapitalanlagegesellschaften 
austauschen, wenn diese die Angaben zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben benötigen. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Absatz 2 Satz 1 beruht auf Artikel 10 Abs. 1 der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie. Um eine effektive und angemessene 
Beaufsichtigung grenzüberschreitender Finanzkonglome- 
rate zu gewährleisten, wird unter den für die Beaufsichti- 
gung der konglomeratsangehörigen Einlagenkreditinstitute, 
E-Geld-Institute, Wertpapierhandelsuntemehmen, Kapital- 
anlagegesellschaften oder Erstversicherungsuntemehmen 
zuständigen Stellen der betroffenen Vertragsstaaten des Eu- 
ropäischen Wirtschaftsraums, einschließlich denen des Ver- 
tragsstaats, in dem die gemischte Finanzholding-Gesell- 
schaft ihren Sitz hat, eine Stelle als Koordinator bestimmt. 
Artikel 10 Abs. 2 und 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie 
nennt Kriterien für die Ermittlung des Koordinators. Die 
Bundesanstalt ist nach diesem Gesetz Koordinator, wenn 
ein Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Institut, Wertpapierhan- 
delsuntemehmen oder eine Kapitalanlagegesellschaft mit 
Sitz im Inland übergeordnetes Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen nach § 10b Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 ist. 

Nach Absatz 2 Satz 2 obliegt der Bundesanstalt als Koordi- 
nator nach Maßgabe von Artikel 1 1 der Finanzkonglomera- 
terichtlinie die generelle Aufsicht und die Beurteilung der 
Finanzlage des Finanzkonglomerats sowie im Rahmen der 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen der anderen 
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums bei der laufen- 
den Beaufsichtigung und in Krisensituationen die Koordi- 
nierung der Sammlung und Verbreitung aller wesentlichen 
und zweckdienlichen Informationen sowie die Planung und 
Koordiniemng der Aufsichtstätigkeiten. Als Koordinator ist 
die Bundesanstalt für die Beurteilung der Einhaltung der 
Vorschriften über die Eigenmittelausstattung, Risikokon- 
zentrationen und gmppenintemen Transaktionen sowie für 
die Beurteilung der Geschäftsorganisation und Internen 
Kontrollverfahren des Konglomerats zuständig. Die Bestel- 
lung des Koordinators lässt die Aufgaben und Zuständigkei- 
ten der für die Beaufsichtigung der beaufsichtigten Finanz- 
konglomeratsunternehmen zuständigen Stellen der betroffe- 
nen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums auf Einzel- 
und Grappenebene unberührt. 
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Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 regeln die verschiedenen 
Arten der Zusammenarbeit zwischen der Bundesanstalt als 
Koordinator und den zuständigen Stellen der anderen Ver- 
tragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums. Absatz 2 
Satz 3 Nr. 1 beruht auf Artikel 4 Abs. 2 Satz 2 der Finanz- 
konglomeraterichtlinie, Absatz 2 Satz 3 Nr. 2 Buchstabe a 
auf Artikel 6 Abs. 2 Unterabsatz 5, Artikel 7 Abs. 2 Unter- 
absatz 1, Artikel 8 Abs. 2 Unterabsatz 2 und Artikel 18 
Abs. 1 Satz 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie, Absatz 2 
Satz 3 Nr. 2 Buchstabe b auf Artikel 6 Abs. 5 Unterabsatz 3 
der Finanzkonglomeraterichtlinie, Absatz 2 Satz 3 Nr. 2 
Buchstabe c auf Artikel 12 Abs. 2 Buchstabe b der Finanz- 
konglomeraterichtlinie, Absatz 2 Satz 3 Nr. 3 Buchstabe a 
auf Artikel 3 Abs. 4 Unterabsatz 2 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie, Absatz 2 Satz 3 Nr. 3 Buchstabe b auf Artikel 3 
Abs. 4 Buchstabe b der Finanzkonglomeraterichtlinie, Ab- 
satz 2 Satz 3 Nr. 3 Buchstabe c auf Artikel 3 Abs. 6 Unter- 
absatz 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie, Absatz 3 auf 
Artikel 5 Abs. 4, Artikel 3 Abs. 4 Buchstabe a, Artikel 3 
Abs. 5, Artikel 3 Abs. 6 Unterabsatz 3, Artikel 3 Abs. 3 
Unterabsatz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie. 

Zu Absatz 4 

Nach Absatz 4 regelt die Bundesanstalt die näheren Bestim- 
mungen über die Zusammenarbeit bei der Beaufsichtigung 
von grenzüberschreitend tätigen Finanzkonglomeraten in 
Kooperationsvereinbarungen mit den zuständigen Stellen 
der anderen Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschafts- 
raums. In den Vereinbarungen können insbesondere die Ver- 
fahren der Beschlussfassung der jeweils zuständigen Behör- 
den untereinander gemäß Artikel 3, Artikel 4, Artikel 5 
Abs. 4, Artikel 6, Artikel 12 Abs. 2, Artikel 16 und Artikel 18 
der Finanzkonglomeraterichtlinie sowie der Zusammenar- 
beit mit anderen zuständigen Stellen festgelegt werden 
(Umsetzung von Artikel 11 Abs. 1 Unterabsatz 2 der 
F inanzkonglomeraterichtlinie) . 

Zu Nummer 10 (§ 8a wird § 8b) 

Redaktionelle Folgeänderung, bedingt durch die Einfügung 
des neuen § 8a. 

Zu Nummer 11 (§ 8c; Zuständigkeit für die Beaufsichti- 
gung auf Konglomeratsebene) 

Der neue § 8c dient der Umsetzung von Artikel 5 Abs. 2 
Unterabsatz 2 und Artikel 10 Abs. 3 der Finanzkonglomera- 
terichtlinie. Die Regelungen erlauben es der Bundesanstalt, 
Aufsichtszuständigkeiten für Finanzkonglomerate zu über- 
tragen (Absatz 1) oder zu übernehmen (Absatz 2). 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Nr. 1 ermächtigt die Bundesanstalt, von der Beauf- 
sichtigung eines Finanzkonglomerats abzusehen und das 
übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen von den 
Vorschriften über die Beaufsichtigung auf Konglomerats- 
ebene widerruflich freizustellen, wenn das Finanzkonglo- 
merat einem anderem Finanzkonglomerat nachgeordnet ist, 
und dessen übergeordnetes Finanzkonglomeratsunterneh- 
men mit Sitz in einem andern Staat des Europäischen Wirt- 
schaftsraums dort in die zusätzliche Aufsicht auf Konglo- 
meratsebene einbezogen ist. Die Regelung setzt Artikel 5 
Abs. 2 Unterabsatz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie um. 


soweit ein grenzüberschreitender Sachverhalt betroffen ist. 
Der Verzicht auf die Beaufsichtigung eines inländischen 
nachgeordneten Finanzkonglomerats ist in §§ 10b Abs. 8, 
13d Abs. 4 Satz 2 zweiter Halbsatz und in 25a Abs. la 
Satz 2 zweiter Halbsatz gesetzlich vorgesehen. Die Verant- 
wortung der Bundesanstalt für die Beaufsichtigung von Ins- 
tituten auf Einzelinstituts- und Gruppenebene bleibt beste- 
hen. Absatz 1 Nr. 2 ermächtigt die Bundesanstalt, von ihrer 
Aufsichtszuständigkeit für Finanzkonglomerate abzusehen, 
wenn dies unter Berücksichtigung der Struktur des Finanz- 
konglomerats und des relativen Gewichts seiner Tätigkeiten 
in verschiedenen Staaten des Europäischen Wirtschafts- 
raums angemessen ist; dem übergeordneten Finanzkonglo- 
meratsunternehmen ist Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
Die Regelung setzt Artikel 10 Abs. 3 der Finanzkonglome- 
raterichtlinie um. 

Zu Absatz 2 

Mit Absatz 2 wird die Bundesanstalt ermächtigt, über die 
Fälle der §§ 1 Abs. 21 und 10b Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder 
Abs. 4 nach Maßgabe der Artikel 2 Nr. 14 sowie Artikel 3 
und 5 der Finanzkonglomeraterichtlinie eine branchenüber- 
greifend tätige Untemehmensgruppe als Finanzkonglomerat 
und ein Institut als übergeordnetes Finanzkonglomeratsun- 
ternehmen zu bestimmen. Die Vorschriften dieses Gesetzes 
über die zusätzliche Beaufsichtigung von Finanzkonglome- 
raten sind in diesem Fall entsprechend anzuwenden. 

Zu Nummer 12 (§ 9; Verschwiegenheitspflicht) 

Die Änderungen sind redaktionelle Natur. 

Zu Nummer 13 (Überschrift des Zweiten Abschnitts) 

Redaktionelle Anpassung der Überschrift an die vorgesehe- 
nen Änderungen. 

Zu Nummer 14 (§ 10; Eigenmittelausstattung) 

Zu Absatz 1 

Im Hinblick auf die Überführung der Solvabilitätsgrund- 
sätze in eine Rechtsverordnung wird die Ermächtigungs- 
grundlage für die Rechtsverordnung angepasst. 

Zu Absatz 2b 

Hierdurch wird die erforderliche Änderung der Währung 
von Deutsche Mark in Euro und Anpassung des Betrags 
nachgeholt. 

Zu Absatz 4 

Der neue Absatz 4 Satz 4 stellt ausdrücklich klar, dass § 10 
Abs. 4 den zivilrechtlichen Normen in §§ 723 bis 725, 727 
und 728 Bürgerliches Gesetzbuch vorgeht, wenn der 
Zweck der stillen Einlage die Überlassung von haftendem 
Eigenkapital ist. Der Vorrang des Kreditwesengesetzes ist 
erforderlich, damit der Gesellschaftszweck der stillen Ein- 
lage, die Schaffung aufsichtsrechtlichen Eigenkapitals, das 
letztlich dem Schutz der Institutsgläubiger vor Verlusten 
dient, verwirklicht wird. Da auch § 723 Abs. 3 Bürger- 
liches Gesetzbuch hinter dem Kreditwesengesetz zurück- 
tritt, ist es weiter künftig möglich, Instituten stille Einla- 
gen mit einer unbefristeten Laufzeit zur Verfügung zu stel- 
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len. Bei der Gesetzesänderung handelt es sich lediglich um 
eine Klarstellung der gegenwärtigen Gesetzeslage. Bereits 
der bestehende § 10 Abs. 4 stellte im Interesse des Einle- 
gerschutzes an die Dauerhaftigkeit des haftenden Eigenka- 
pitals von Instituten strenge Anforderungen, die das Kün- 
digungsrecht der Gläubiger in den genannten zivilrechtli- 
chen Normen überlagern, ohne dies jedoch ausdrücklich 
anzuordnen. 

Zu Absatz 5a 

Die Änderung ist notwendig, da § 1 1 Nr. 3 des Gesetzes zur 
Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisierung des 
Schuldrechts vom 26. November 2001 (BGBl. 1 S 3138) am 
1. Januar 2002 ohne inhaltliche Änderung in § 309 Nr. 3 
Bürgerliches Gesetzbuch aufgegangen ist. 

Zu Absatz 6 

Die Neufassung der Abzugsregeln in Absatz 6 beruht auf 
Artikel 29 Nr. 4 der Finanzkonglomeraterichtlinie (Ände- 
rung von Artikel 34 Abs. 2 der Bankenrichtlinie). 

Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 (Umsetzung von Artikel 29 Nr. 4 
Buchstabe a Nr. 12 der Finanzkonglomeraterichtlinie; bis- 
her § 10 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1), Absatz 6 Satz 1 Nr. 2 (Um- 
setzung von Artikel 29 Nr. 4 Buchstabe a Nr. 13 der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie; bisher Absatz 6 Satz 1 Nr. 2 
und 3), Absatz 6 Satz 1 Nr. 3 (bisher Absatz 6 Satz 1 
Nr. 4), Absatz 6 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a und b (Umset- 
zung von Artikel 29 Nr. 4 Buchstabe a Nr. 14 der Finanz- 
konglomeraterichtlinie; bisher Absatz 6 Nr. 5 Buchstabe b 
und c) und Absatz 6 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe c (bisher Ab- 
satz 6 Nr. 5 Buchstabe d) werden redaktionell angepasst; 
materiell neu ist, dass künftig Beteiligungen an Kapital- 
anlagegesellschaften nicht mehr von der Abzugspfhcht 
ausgenommen sind. 

Gemäß § 10a Abs. 5 galten Kapitalanlagegesellschaften bis- 
lang nicht als nachgeordnete Unternehmen und waren daher 
nicht in die Konsolidierung nach § 10a einzubeziehen. 
Diese Ausnahmeregelung wird auf Grund von Artikel 30 
Abs. 1 Buchstabe a der Finanzkonglomeraterichtlinie auf- 
gehoben. Ausweislich des Gemeinsamen Standpunkts des 
Rates zur Finanzkonglomeraterichtlinie vom 12. September 
2002 hegt dem die Überlegung zugrunde, dass Kapitalanla- 
gegesellschaften nach Verabschiedung der Änderung der 
OGAW-Richtlinie (Richtlinie 85/611/EWG des Rates vom 
20. Dezember 1985 zur Koordinierung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für 
gemeinsame Anlagen in Wertpapieren) beispielsweise bei 
der individuellen Portfolioverwaltung in unmittelbarerem 
Wettbewerb zu Wertpapierhandelsunternehmen stehen, die 
bereits einer gruppenweiten Beaufsichtigung unterliegen. 
Zwar ist durch die Finanzkonglomeraterichtlinie eine ent- 
sprechende Änderung von Artikel 34 Abs. 2 Unterabsatz 1 
Nr. 12 der Bankenrichtlinie im Hinblick auf die Abzugs- 
pflicht bei Beteiligungen unterhalb der Konsolidierungs- 
schwelle ausdrücklich (noch) nicht erfolgt. Sie ist jedoch 
aus Artikel 30 unmittelbar abzuleiten und aus Gründen der 
Gleichbehandlung von Kapitalanlagegesellschaften und 
Wertpapierhandelsuntemehmen geboten. Auf Einzelebene 
bleibt es zunächst bei der bisherigen Privilegierung von 
Kapitalanlagegesellschaften. 


Materiell neu sind Absatz 6 Satz 1 Nr. 5 (Umsetzung von 
Artikel 29 Nr. 4 Buchstabe a Nr. 15 der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie) und Absatz 6 Satz 1 Nr. 6 (Umsetzung von 
Artikel 29 Nr. 4 Buchstabe a Nr. 16 der Finanzkonglomera- 
terichtlinie). Danach sind nunmehr auch Beteiligungen an 
Erstversicherungsunternehmen, Rückversicherungsunter- 
nehmen und Versicherungsholdinggesellschaften im Sinne 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes und bestimmte Forde- 
rungstitel gegenüber solchen Unternehmen abzugspflichtig, 
wobei die Beteiligungsschwelle bei 20 Prozent und mehr des 
Kapitals oder der Stimmrechte hegt. 

Eine materielle Erweiterung stellt Absatz 6 Satz 2 dar, der 
Artikel 29 Nr. 4 Buchstabe b Unterabsatz 1 der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie umsetzt. 

Hiernach kann die Bundesanstalt auf Antrag des Instituts in 
Bezug auf die Abzugspositionen nach den Nummern 1 bis 6 
Ausnahmen zulassen, wenn das Institut Anteile an einem 
Beteiligungsuntemehmen nur vorübergehend besitzt, um 
dieses finanziell zu stützen. Die Regelung umfasst nunmehr 
prinzipiell alle Abzugspositionen des Absatzes 6 und geht 
damit über die bisherige Regelung hinaus, die Ausnahmen 
für Rettungserwerbe nur hinsichtlich Beteiligungen zuließ. 

Materielle Änderungen bringt auch der auf Artikel 29 Nr. 4 
Buchstabe b Unterabsatz 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie 
beruhende Absatz 6 Satz 3. 

Auf Grund der geänderten Bankenrichtlinie werden die Mög- 
lichkeiten eines Kreditinstituts, das der Beaufsichtigung auf 
konsolidierter Basis nach Kapitel 3 der Bankenrichtlinie un- 
terliegt, bei der Berechnung seines haftenden Eigenkapitals 
auf Einzelebene den Abzug vom haftenden Eigenkapital 
durch Konsolidierung zu vermeiden, deutlich ausgedehnt. So 
gilt diese Option nicht mehr nur für Beteiligungen, sondern 
für alle in § 10 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 bis 4 genannten Kapital- 
bestandteile. Durch die Neuregelung wird der Kreis der Ins- 
titute, die das Abzugsprivileg nach § 10 Abs. 6 Satz 3 in An- 
spruch nehmen können, auf die Institute beschränkt, die oh- 
nehin eine Konsolidierung gruppenangehöriger Unterneh- 
men nach § 1 Oa durchführen müssen. Damit wird gleichzeitig 
die bislang bestehende, nicht von der Bankenrichtlinie ge- 
deckte Möglichkeit einer darüber hinausgehenden freiwilli- 
gen Konsolidierung aufgehoben und ein richtlinienkonfor- 
mer Zustand hergestellt. 

Da Beteiligungen nach Absatz 6 Satz 1 Nr. 5 und 6 (Beteili- 
gungen bzw. die betreffenden Forderungstitel an Erstversi- 
cherungsuntemehmen, Rückversicherungsuntemehmen und 
Versicherungs-Holdinggesellschaften) nicht in die Zusam- 
menfassung nach § 10a einbezogen werden können, sind sie 
grundsätzlich abzuziehen. Ein Institut kann jedoch nach Ab- 
satz 6 Satz 4 auf Einzelebene einen Abzug vermeiden, wenn 
es zusätzlich eine Berechnung der Eigenkapitalausstattung 
nach den für Finanzkonglomerate geltenden Regelungen 
nach § 10b vomimmt (Umsetzung von Artikel 29 Nr. 4 
Buchstabe b zweiter Unterabsatz der Finanzkonglomerate- 
richtlinie). Diese Option steht unter dem Vorbehalt der Zu- 
stimmung der Bundesanstalt. Der Vorbehalt ist in Bezug auf 
die Berechnungsmethode auf Grundlage des konsolidierten 
Abschlusses (Methode 1) an das Vorhandensein besonderer 
organisatorischer Voraussetzungen geknüpft. Die gewählte 
Alternativmethode ist nach Absatz 6 Satz 5 auf Dauer bei- 
zubehalten. 
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Absatz 6 Satz 6 setzt Artikel 29 Nr. 4 Buchstabe b Unterab- 
satz 3 zweite Alternative um. Danach kann ein Abzug aller 
Positionen nach Satz 1 Nr. 1 bis 6 auf Einzelebene vermie- 
den werden, wenn die Unternehmen, an denen Beteiligungen 
und die genannten Forderungstitel gehalten werden in die 
Berechnung der Eigenkapitalausstattung dieses Konglome- 
rats auf Konglomeratsebene nach § 10b einbezogen werden. 

Die Änderung in Absatz 10 ist redaktioneller Natur. 

Zu Nummer 15 (§ 10a; Eigenmittelausstattung von Insti- 
tutsgruppen und Finanzholding-Gruppen) 

Zu den Absätzen 1 , 2 und 6 

Die Änderungen dienen der Klarstellung und zur besseren 
Abgrenzung der unterschiedlichen Arten von Untemeh- 
mensgruppen. Die bisherige Legaldefmition „Gruppe“ in 
Absatz 1 Satz 1 wird aus Gründen der Klarheit künftig nicht 
mehr verwandt, sondern durch die Begriffe „Institutsgruppe 
und/oder Finanzholding-Gruppe“ ersetzt. 

Zu Absatz 2a 

Nach Artikel 29 Nr. 7 Buchstabe a der Finanzkonglomerate- 
richtlinie (Änderung von Artikel 54 der Bankenrichtlinie) 
werden auch horizontale Untemehmensgruppen in die Kon- 
solidierung einbezogen. Bei solchen Institutsgruppen gilt 
als übergeordnetes Unternehmen dasjenige gruppenangehö- 
rige Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Institut oder Wertpapier- 
handelsunternehmen mit Sitz im Inland mit der höchsten Bi- 
lanzsumme; bei gleich hoher Bilanzsummer bestimmt die 
Bundesanstalt das übergeordnete Unternehmen. 

Zu Absatz 5 

Nach Artikel 30 Abs. 1 Buchstabe a der Finanzkonglomerate- 
richtlinie sind Vermögensverwaltungsgesellschaften im Sinne 
des Artikels 2 Nr. 5 der Richtlinie, der auf Artikel la Nr. 2 der 
Richtlinie 85/611/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen 
in Wertpapieren (OGAW) verweist, in die Konsolidiemng 
nach § 10a einzubeziehen. Ausweislich des Gemeinsamen 
Standpunkts des Rates zur Finanzkonglomeraterichtlinie vom 
12. September 2002 liegt dem die Überlegung zugrunde, dass 
Kapitalanlagegesellschaften nach Verabschiedung der Richt- 
linie zur Änderung der OGAW-Richtlinie beispielsweise bei 
der individuellen Portfolioverwaltung in unmittelbareren 
Wettbewerb zu Wertpapierhandelsuntemehmen stehen, die 
bereits einer gruppenweiten Beaufsichtigung unterliegen. 
Kapitalanlagegesellschaften sind damit aus Gründen der 
Wettbewerbsgleichheit in die Konsolidierung einzubeziehen 
und Absatz 5 ersatzlos zu streichen. 

Die Änderungen in Absatz 8 sind redaktioneller Natur. 

Zu Nummer 16 (§ 10b neu; Eigenmittelausstattung von 
F inanzkonglomeraten) 

Ein Hauptziel der Finanzkonglomeraterichtlinie besteht da- 
rin, auf der Ebene des Finanzkonglomerats eine Eigenmit- 
telausstattung sicherzustellen, die den Risiken einer bran- 
chenübergreifend tätigen Untemehmensgruppe angemes- 
sen Rechnung trägt. Die Richtlinie sieht daher Regelungen 
vor, die auf Konglomeratsebene insbesondere die Mehr- 


fachberücksichtigung von Bestandteilen, die als Eigenmittel 
ausgewiesen werden können (Mehrfachbelegung von Ei- 
genkapital) und jede unangemessene gruppeninteme Eigen- 
mittelschöpfung ausschließen. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt den Grundsatz, dass ein Finanzkonglomerat 
insgesamt angemessene Eigenmittel haben muss (Umset- 
zung von Artikel 6 Abs. 1 und Abs. 2 Unterabsatz 1 der 
Finanzkonglomeraterichtlinie). Die Anforderungen an eine 
angemessene Eigenmittelausstattung auf Einzelinstituts- 
und Gruppenebene nach § 10 und § 10a bleiben hiervon un- 
berührt. Nach Artikel 6 Abs. 1 und Abs. 4 der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie in Verbindung mit dem Anhang I kann 
die zusätzliche Eigenmittelanforderung an ein Finanzkon- 
glomerat nach vier Methoden berechnet werden. 

Methode 1: „Berechnung auf Grundlage des konsoli- 
dierten Abschlusses“ 

Die zusätzliche Eigenkapitalanforderung ist die Diffe- 
renz zwischen (i) den auf Grund des konsolidierten 
Abschlusses errechneten Eigenmitteln des Finanzkon- 
glomerats, wobei die gemäß den einschlägigen Bran- 
chenvorschriften zulässigen Bestandteile herange- 
zogen werden können, und (ii) der Summe der Sol- 
venzanforderungen an die jeweiligen in der Gruppe 
vertretenen Finanzbranchen; diese Solvenzanforde- 
rungen werden nach den jeweiligen Branchenvor- 
schriften errechnet. Für unbeaufsichtigte Unterneh- 
men der Finanzbranche, die nicht in die oben erwähn- 
ten Berechnungen der branchenbezogenen Solvabili- 
tätsanforderungen einbezogen werden, wird eine 
fiktive Solvabilitätsanforderung ermittelt. 

Eigenkapitalanforderung an die Methode 2: „Abzugs- 
und Aggregationsmethode“ 

Die zusätzlich beaufsichtigten Unternehmen eines Fi- 
nanzkonglomerats werden auf der Grundlage der Ein- 
zelabschlüsse aller Unternehmen der Gruppe berech- 
net. Die zusätzliche Eigenkapitalanforderung ist die 
Differenz zwischen (i) der Summe der Eigenmittel je- 
des beaufsichtigten und unbeaufsichtigten der Finanz- 
branche angehörenden Unternehmens des Finanzkon- 
glomerats, wobei die gemäß den einschlägigen Bran- 
chenvorschriften zulässigen Bestandteile herangezo- 
gen werden können, und (ii) der Summe aus den 
Solvenzanforderungen an jedes beaufsichtigte und un- 
beaufsichtigte der Finanzbranche angehörende Unter- 
nehmen der Gruppe, die gemäß den einschlägigen 
branchenspezifischen Vorschriften errechnet werden, 
und dem Buchwert der Beteiligungen an anderen 
Unternehmen der Gruppe. Für unbeaufsichtigte der 
Finanzbranche angehörende Unternehmen wird eine 
fiktive Solvabilitätsanforderung ermittelt. Eigenmit- 
tel- und Solvabilitätsanforderungen werden anteilmä- 
ßig berücksichtigt. 

Methode 3: „Buchwert/ Anforderungsabzugsmethode“ 

Die zusätzliche Eigenkapitalanforderung an die beauf- 
sichtigten Unternehmen eines Finanzkonglomerats 
wird auf der Grundlage der Einzelabschlüsse aller 
Unternehmen der Gruppe berechnet. Die zusätzliche 
Eigenkapitalanforderung ist die Differenz zwischen (i) 
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den Eigenmitteln des Mutteruntemehmens oder des 
Unternehmens an der Spitze des Finanzkonglomerats, 
wobei die gemäß den einschlägigen Branchenvor- 
schriften zulässigen Bestandteile herangezogen wer- 
den können, und (ii) der Summe aus der Solvenzanfor- 
derung an das unter Buchstabe (i) genannte Mutterun- 
temehmen oder an das Unternehmen an der Spitze und 
-je nachdem welcher Wert der höhere ist - dem Buch- 
wert der Beteiligungen dieses Unternehmens an ande- 
ren Unternehmen der Gruppe oder den Solvabilitäts- 
anforderungen an diese anderen Unternehmen; die 
Solvabilitätsanforderungen letzterer werden anteilmä- 
ßig berücksichtigt. Für unbeaufsichtigte der Finanz- 
branche angehörende Unternehmen wird eine fiktive 
Solvabilitätsanforderung ermittelt. Zur Bewertung der 
für die Berechnung der zusätzlichen Eigenkapitalan- 
forderungen zulässigen Bestandteile können Beteili- 
gungen nach der Equity-Methode bewertet werden. 

Methode 4: „Kombination der Methoden 1, 2 und 3“ 

Die Möglichkeit der Berechnung der Eigenmittelanforde- 
rung auf der Ebene des Finanzkonglomerats nach verschie- 
denen Methoden und das Erfordernis einer möglichst flexib- 
len Regelung machen es unmöglich, die Anforderungen an 
die Eigenmittel gesetzlich abschließend zu regeln. In den 
nach Absatz 1 Satz 2 durch Rechtsverordnung zu erlassen- 
den Solvabilitätsgrundsätzen sollen daher insbesondere die 
im Anhang I der Finanzkonglomeraterichtlinie genannten 
technischen Grundsätze (Umfang und Form der Berechnung 
der zusätzlichen Eigenkapitalanforderung sowie sonstige 
technischen Grundsätze) und die oben genannten Berech- 
nungsmethoden näher bestimmt werden, nach denen die 
Bundesanstalt im Regelfall beurteilt, ob ein Konglomerat 
über eine angemessene Eigenmittelausstattung verfügt. In- 
halt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung wer- 
den durch die europäischen Rahmenregelungen, insbeson- 
dere die Finanzkonglomeraterichtlinie bestimmt. Künftige 
Änderungs- und Folgerichtlinien werden miterfasst; Arti- 
kel 80 Grundgesetz steht der dynamischen Verweisung auf 
höherrangiges Recht nicht entgegen. 

Die Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, ist vom Bundesministerium der Finanzen 
im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank zu erlassen. 
Die Verordnungsermächtigung kann auf die Bundesanstalt 
mit der Maßgabe übertragen werden, dass die Rechtsverord- 
nung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank er- 
geht. Die Belange der Kredit- und Versicherungswirtschaft 
werden dadurch gewahrt, dass die Spitzenverbände der Ins- 
titute und der Versicherungsbeirat vor Erlass der Rechtsver- 
ordnung angehört werden müssen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 setzt die Anzeigepflicht nach Artikel 6 Abs. 2 Un- 
terabsatz 4 und 5 der Finanzkonglomeraterichtlinie um. Die 
für die Überprüfung der angemessenen Eigenmittelausstat- 
tung erforderlichen Angaben sind von dem übergeordneten 
Finanzkonglomeratsuntemehmen im Sinne des Absatzes 3 
Satz 6 bis 8 oder Absatz 4 (Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Ins- 
titut, Wertpapierhandelsuntemehmen, Kapitalanlagegesell- 
schaft oder gemischte Finanzholdinggesellschaft) einzu- 
reichen; ist ein Erstversicherungsuntemehmen oder eine 
gemischte Finanzholdinggesellschaft im Sinne des § 104q 


Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes übergeordnetes Finanzkonglomeratsuntemehmen, 
ist dieses nach § 104q Abs. 2 Versichemngsaufsichtsgesetz 
anzeigepflichtig. Nähere Bestimmungen über Art, Umfang, 
Zeitpunkt und Form der Angaben sowie über die zulässigen 
Datenträger und Übertragungswege bleiben der Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 1 Satz 2 Vorbehalten. 

Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 Satz 1 sind in die Berechnung der Eigenmit- 
tel auf der Ebene des Finanzkonglomerats das übergeord- 
nete Finanzkonglomeratsuntemehmen mit Sitz im Inland 
und die ihm nachgeordneten Finanzkonglomeratsuntemeh- 
men einzubeziehen; damit wird Artikel 6 Abs. 3 der Finanz- 
konglomeraterichtlinie umgesetzt. Nach Absatz 3 Satz 2 
(Umsetzung von Anhang I Nr. 2 (ii) der Finanzkonglome- 
raterichtlinie) gelten bei den in die Berechnung der Eigen- 
mittel auf Konglomeratsebene einzubeziehenden Unter- 
nehmen als Eigenmittel die Bestandteile, die den nach § 10 
dieses Gesetzes und § 53c des Versichemngsaufsichtsgeset- 
zes anerkannten Bestandteilen entsprechen. Nach Absatz 3 
Satz 3 bestimmt die Bundesanstalt nach Anhömng des über- 
geordneten Finanzkonglomeratsuntemehmens, welche der 
nach Artikel 6 Abs. 4 in Verbindung mit dem Anhang I der 
Finanzkonglomeraterichtlinie genannten Methoden das Fi- 
nanzkonglomerat bei der Berechnung der Eigenmittel anzu- 
wenden hat. Steht an der Spitze des Finanzkonglomerats, 
dessen beaufsichtige Finanzkonglomeratsuntemehmen ih- 
ren Sitz nicht ausschließlich im Inland haben, eine ge- 
mischte Finanzholding-Gesellschaft, kann das Konglomerat 
nach Absatz 3 Satz 4 die Berechnungsmethode frei wählen; 
das übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen hat der 
Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank die gewählte 
Berechnungsmethode unverzüglich anzuzeigen. Absatz 3 
Satz 3 und 4 setzten Anhang I Unterabsatz 2 und 3 der 
Finanzkonglomeraterichtlinie um. 

Die nachgeordneten Finanzkonglomeratsuntemehmen sind 
nach Absatz 3 Satz 5 die konglomeratsangehörigen Ein- 
lagenkreditinstitute, E-Geld-Institute, Wertpapierhandelsun- 
temehmen, Kapitalanlagegesellschaften, Erstversichemngs- 
untemehmen und gemischte Finanzholding-Gesellschaften, 
soweit sie nicht übergeordnete Finanzkonglomerats- 
untemehmen sind, sowie die konglomeratsangehörigen 
Finanzuntemehmen, Unternehmen mit bankbezogenen 
Hilfsdiensten, Rückversichemngsuntemehmen und Ver- 
sicherungsholding-Gesellschaften. Kapitalanlagegesellschaf- 
ten sind auf Gmnd Artikel 30 Abs. 1 Buchstabe b der 
Finanzkonglomeraterichtlinie in die Eigenmittelberechnung 
auf Konglomeratsebene einzubeziehen. Bei den nachgeord- 
neten Finanzkonglomeratsuntemehmen wird dabei nicht 
zwischen Unternehmen mit Sitz im Inland oder Ausland 
differenziert. 

Das übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen wird in 
Absatz 3 Satz 6 bis 8 definiert, wobei der Begriff „überge- 
ordnet“ sich nicht zwangsläufig auf die Konzemstmktur be- 
zieht, sondern auf aufsichtrechtliche Wertigkeit des Unter- 
nehmens; daher ist in der Regel bei einer Holdingstruktur ein 
Tochtemntemehmen das übergeordnete Finanzkonglome- 
ratsuntemehmen. Die Regelung dient der Umsetzung von 
Artikel 5 Abs. 2 und Artikel 10 Abs. 2 der Finanzkonglome- 
raterichtlinie. Nach Artikel 5 Abs. 2 der Finanzkonglome- 


Drucksache 15/3641 


-44- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


raterichtlinie unterliegen nur bestimmte Einlagen- 
kreditinstitute, E-Geld-Institute, Wertpapierhandelsuntemeh- 
men, Kapitalanlagegesellschaften oder Erstversicherungsun- 
temehmen auf Konglomeratsebene einer zusätzlichen Beauf- 
sichtigung gemäß den Artikeln 6 bis 17 der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie. Artikel 10 Abs. 2 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie nennt die Kriterien, nach denen unter den zuständi- 
gen Stellen der betroffenen Staaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums der für die zusätzliche Aufsicht zuständige 
Koordinator zu bestimmen ist. Bei der Bestellung des Koor- 
dinators wird dabei als Hauptkriterium immer an den Sitz ei- 
nes bestimmten beaufsichtigten Finanzkonglomeratsunter- 
nehmens angeknüpft, auch dann, wenn an der Spitze des 
Konglomerats eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft 
steht. Dieser Ansatz ist aus aufsichtsrechtlicher Sicht gebo- 
ten, da nur beaufsichtigte Finanzkonglomeratsuntemehmen 
- nicht jedoch gemischte Finanzholding-Gesellschaften - 
uneingeschränkt der Aufsicht unterliegen. Das übergeord- 
nete Finanzkonglomeratsuntemehmen nach Absatz 3 Satz 6 
bis 8 ist das für die Einhaltung der zusätzlichen aufsichts- 
rechtlichen Anfordemngen auf der Ebene des Finanzkonglo- 
merats verantwortliche Unternehmen. Darüber hinaus ist die 
Bundesanstalt in den in Absatz 3 Satz 6 bis 8 genannten Fäl- 
len der nach dem Kreditwesengesetz für die zusätzliche Auf- 
sicht zuständige Koordinator (Umsetzung von Artikel 10 
Abs. 2 und 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie). 

Nach Absatz 3 Satz 6 Nr. 1 ist das Einlagenkreditinstitut, 
E-Geld-Institut, Wertpapierhandelsuntemehmen oder die 
Kapitalanlagegesellschaft mit Sitz im Inland, das bezie- 
hungsweise die an der Spitze eines Finanzkonglomerats 
steht, das übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen, 
es sei denn ein Erstversichemngsuntemehmen mit Sitz im 
Inland steht ebenfalls an der Spitze des Finanzkonglomerats 
und die Versichemngsbranche ist stärker vertreten als die 
Banken- und Wertpapierdienstleistungsbranche (Umsetzung 
von Artikel 10 Abs. 2 Buchstabe a der Finanzkonglomerate- 
richtlinie). ln den Fällen des Absatz 3 Satz 6 Nr. 2 und Nr. 3 
steht eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz im 
Inland (Nr. 2) oder mit Sitz in einem andern Staat des Euro- 
päischen Wirtschaftsraums (Nr. 3) an der Spitze des Finanz- 
konglomerats, der mindestens ein Einlagenkreditinstitut, 
E-Geld-Institut oder Wertpapierhandelsuntemehmen mit 
Sitz im Inland als Tochtemntemehmen nachgeordnet ist 
(Umsetzung von Artikel 10 Abs. 2 Buchstabe b i bis hi der 
F inanzkonglomeraterichtlinie) . 

Absatz 3 Satz 7 setzt Artikel 10 Abs. 2 Buchstabe b Doppel- 
buchstabe iv der Finanzkonglomeraterichtlinie um und be- 
stimmt das beaufsichtigte Unternehmen mit der höchsten 
Bilanzsumme in der am stärksten vertretenen Finanzbran- 
che als übergeordnetes Unternehmen, wenn an der Spitze 
des Finanzkonglomerates keine gemischte Finanzholding- 
Gesehschaft als Muttemntemehmen steht. 

Nach Absatz 3 Satz 8 kann die Bundesanstalt abweichend 
von Satz 6 Nr. 1 bis 3 und Satz 7 unter Berücksichtigung 
der Struktur des Finanzkonglomerats ein Einlagenkreditins- 
titut, E-Geld-Institut, Wertpapierhandelsuntemehmen oder 
eine Kapitalanlagegesellschaft als übergeordnetes Finanz- 
konglomeratsuntemehmen bestimmen; die Regelung setzt 
Artikel 10 Abs. 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie um. 

Zudem kann auch eine gemischte Finanzholding-Gesell- 
schaft als übergeordnetes Finanzkonglomeratsuntemehmen 


bestimmt werden. Dies kommt insbesondere bei Rückversi- 
chemngsuntemehmen, die im Sinne der Finanzkonglomera- 
terichtlinie als gemischte Finanzholding-Gesellschaften zu 
qualifizieren sind, national hingegen mit Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Ändemng des Versicherangsaufsichtsgesetzes 
und anderer Gesetze vom . . . (BGBl. IS. . . .) einer unmittel- 
baren Aufsicht unterliegen, in Betracht. Zugleich sind die 
betroffenen Unternehmen vor der im Ermessen der Bundes- 
anstalt stehenden Entscheidung anzuhören. 

Im Sinne des Absatzes 3 stärker vertreten ist jeweils die 
Finanzbranche mit dem höchsten durchschnittlichen Anteil 
nach § 51a Abs. 3. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 setzt Artikel 5 Abs. 4 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie um. Die branchenübergreifende Tätigkeit von 
Finanzkonglomeraten kann neue, für die Aufsicht relevante 
Risiken schaffen oder bestehende verschärfen. Das Ziel der 
Finanzkonglomeraterichtlinie ist es, diese Risiken durch 
eine wirksame und angemessene zusätzliche Beaufsichti- 
gung auf der Ebene des Konglomerats abzudecken. Um die- 
ses Ziel zu erreichen, muss die zusätzliche Beaufsichtigung 
der Einlagenkreditinstitute, E-Geld-Institute, Wertpapier- 
handelsuntemehmen, Kapitalanlagegesellschaften und Erst- 
versichemngsuntemehmen eines Finanzkonglomerats alle 
Konglomerate, die in erheblichem Umfang branchenüber- 
greifend tätig sind, unabhängig von ihrer Stmktur erfassen. 
Artikel 5 Abs. 4 der Finanzkonglomeraterichtlinie soll Un- 
ternehmensgmppen erfassen, die kein Finanzkonglomerat 
bilden, bei denen jedoch eine zusätzliche Beaufsichtigung 
unter Berücksichtigung der Ziele der Finanzkonglomerate- 
richtlinie erforderlich ist. Die Bundesanstalt kann in diesen 
Fällen die Vorschriften über die zusätzliche Beaufsichtigung 
auf Konglomeratsebene ganz oder teilweise auf die betrof- 
fenen beaufsichtigten Finanzkonglomeratsuntemehmen an- 
wenden und eines der Unternehmen als übergeordnetes Fi- 
nanzkonglomeratsuntemehmen bestimmen. Bei grenzüber- 
schreitenden Finanzkonglomeraten entscheidet die Bundes- 
anstalt im Einvernehmen mit den zuständigen Stellen der 
anderen Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschafts- 
raums. 

Zu Absatz 5 

Nach Absatz 5 kann die Bundesanstalt auf die Eigenmittel 
des Finanzkonglomerats einen Korrekturposten festsetzen, 
wenn unbeschadet der Erfüllung der Anfordemngen nach 
den §§ 10b Abs. 1, 13d oder 25a Abs. la eine Gefahr für die 
Solvabilität des Finanzkonglomerats besteht oder bedeu- 
tende gmppeninteme Transaktionen innerhalb des Finanz- 
konglomerats oder bedeutende Risikokonzentrationen auf 
Konglomeratsebene die Finanzlage des Finanzkonglomerats 
gefährden; die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 16 
Unterabsatz 1 der Finanzkonglomeraterichtlinie. 

Zu Absatz 6 

Gemäß Absatz 6 Satz 1 ist das übergeordnete Finanz- 
konglomeratsunternehmen für die angemessene Eigen- 
mittelausstattung des Finanzkonglomerats verantwortlich. 
Absatz 6 Satz 2 bestätigt den Vorrang des allgemein gelten- 
den Gesellschaftsrechts. 
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Zu Absatz 7 

Absatz 7 verpflichtet die in die Berechnung der Eigenmittel 
auf Konglomeratsebene einzubeziehenden Unternehmen, 
die für die zusätzliche Beaufsichtigung erforderlichen An- 
gaben dem nach Absatz 2 anzeigepflichtigen Unternehmen 
zur Verfügung zu stellen. Darüber hinaus verpflichtet Ab- 
satz 7 Satz 1 die in die Eigenmittelberechnung auf Kon- 
glomeratsebene einzubeziehenden Unternehmen, eine ord- 
nungsgemäße Organisation und angemessene interne Kon- 
trollverfahren einzurichten, da mit die für die Berechnung 
erforderlichen Daten entsprechend zusammengestellt, wei- 
tergeleitet und auf ihre Richtigkeit überprüft werden können 
(Umsetzung von Artikel 9 Abs. 4 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie). Erhält das nach Absatz 2 anzeigepflichtige 
Unternehmen die erforderlichen Angaben nicht, sieht Ab- 
satz 7 Satz 3 eine Abzugspflicht vor. Von den Eigenmitteln 
des übergeordneten Finanzkonglomeratsunternehmens sind 
nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 
die auf das in die Berechnung der Eigenmittel auf Konglo- 
meratsebene einzubeziehende Unternehmen entfallenden 
Buchwerte abzuziehen. Übermittelt eine gemischte Finanz- 
holding-Gesellschaft dem anzeigepflichtigen Unternehmen 
nicht die erforderlichen Angaben, kann die Bundesanstalt 
Maßnahmen nach § 45a Abs. 1 Satz 1 ergreifen. Probleme 
dürfte es insoweit nur mit nachgeordneten Finanzkonglome- 
ratsuntemehmen mit Sitz außerhalb des Europäischen Wirt- 
schaftsraums geben, da die Finanzkonglomeraterichtlinie 
die Vertragsstaaten verpflichtet, den für die zusätzliche Auf- 
sicht auf Konglomeratsebene erforderlichen Informations- 
fluss zu gewährleisten. 

Zu Absatz 8 

Nach Absatz 8 muss ein Finanzkonglomerat, das selbst 
einem anderen Finanzkonglomerat nachgeordnet ist, die Ei- 
genmittelanforderung nach Absatz 1 nicht noch zusätzlich 
auf der Ebene der Untergruppe erfüllen (Umsetzung von 
Artikel 5 Abs. 2 Unterabsatz 2 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie). Die konglomeratsangehörigen Unternehmen 
sind folgerichtig auf der Ebene der Untergruppe von den 
Anforderungen nach Absatz 6 und 7 befreit. 

Zu Nummer 16a (§11, Liquidität) 

Im Hinblick auf die Überführung der Liquiditätsgrundsätze 
in eine Rechtsverordnung wird die Ermächtigungsgrundlage 
für die Rechtsverordnung angepasst. 

Zu Nummer 17 (§ 12; Begrenzung von qualifizierten 

Beteiligungen und Beteiligungsbe- 
schränkungen bei E-Geld-Instituten) 

Die Änderung setzt Artikel 29 Nr. 5 der Finanzkonglomera- 
terichtlinie (Änderung von Artikel 51 Abs. 3 der Banken- 
richtlinie) um. 

Zu Nummer 18 (§ 12a; Begründung von Untemeh- 

mensbeziehungen) 

Mit der Änderung werden gemischte Finanzholding-Gesell- 
schaften und das übergeordnete Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen in den Geltungsbereich der Vorschrift einbezogen. 


Zu Nummer 19 (§13; Großkredite von Nichthandels- 

buchinstituten) 

Die Änderung ist redaktioneller Natur. 

Zu Nummer 20 (§ 13b; Großkredite von Institutsgrup- 

pen und Finanzholding-Gruppen) 

Die Änderung ist redaktioneller Natur. 

Zu Nummer 21 (§ 13c und § 13d) 

Zu § 13c Gruppeninteme Transaktionen mit gemischten 
Unternehmen 

§ 13c setzt Artikel 29 Nr. 9 der Finanzkonglomeraterichtli- 
nie (Artikel 55a der Bankenrichtlinie) um. Danach werden 
gruppeninteme Transaktionen eines Einlagenkreditinstitut, 
E-Geld-Institut oder Wertpapierhandelsuntemehmen, das 
Tochtemnternehmen eines gemischten Unternehmens ist, 
auf der Ebene der gemischten Untemehmensgmppe in die 
Beaufsichtigung einbezogen. Gmppeninteme Transaktionen 
werden bisher nur im Rahmen des Großkreditregimes be- 
rücksichtigt (Kredite an verbundene Unternehmen). Nun- 
mehr werden auch gmppeninteme Transaktionen mit ge- 
mischten Unternehmen in Anlehnung an die Regelungen 
der Großkreditvorschriften erfasst. Die Großkreditvor- 
schriften auf Einzelinstituts-und Gmppenebene bleiben 
hiervon unberührt. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält die Verpflichtung zur Anzeige der gruppen- 
intemen Transaktionen sowie eine Ermächtigungsgmnd- 
lage, durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen hin- 
sichtlich der Arten der anzuzeigenden Transaktionen, der 
Schwellenwerte, anhand derer gmppeninteme Transaktio- 
nen als bedeutend anzusehen sind, der Obergrenzen sowie 
hinsichtlich Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der einzu- 
reichenden Anzeigen zu treffen. Die Verlagemng auf die 
Ebene der Rechtsverordnung ist angesichts der Vielzahl der 
unterschiedlichen Arten von gmppenintemen Transaktionen 
und wegen der insoweit notwendigen Flexibilität zwingend 
erforderlich. Die Übergangsregelung nach § 64g Abs. 2 in 
Verbindung mit Absatz 1 Nr. 2 enthält Anfordemngen für 
die aufsichtliche Behandlung gmppeninterner Transaktio- 
nen bis zum Erlass der Rechts Verordnung. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 verlangt einen einstimmigen Beschluss sämtlicher 
Geschäftsleiter eines Einlagenkreditinstituts, E-Geld-Insti- 
tuts oder Wertpapierhandelsunternehmen für bedeutende 
gmppeninteme Transaktionen mit gemischten Unternehmen 
oder deren anderen Tochtergesellschaften. Um Rechtsunsi- 
cherheiten zu vermeiden, wird ausdrücklich darauf hinge- 
wiesen, dass das Rechtsgeschäft auch bei einem Verstoß ge- 
gen die Pflicht zur einstimmigen Beschlussfassung wirksam 
bleibt. § 13 Abs. 2 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 Satz 3 regelt die Rechtsfolgen bei Überschreiten 
der Obergrenzen und bei Verstößen gegen die festgelegten 
Beschränkungen hinsichtlich der Art bedeutsamer gmppen- 
intemer Transaktionen, die dem bestehenden Großkreditre- 
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gime nach §§ 13 ff. nachgebildet sind. Nach Absatz 3 Satz 1 
darf ein Einlagenkreditinstitut, E-Geld-lnstitut oder Wert- 
papierhandelsuntemehmen ohne Zustimmung der Bundes- 
anstalt keine bedeutenden gruppeninternen Transaktionen 
mit gemischten Unternehmen oder deren anderen Tochter- 
unternehmen durchführen, die die in der Rechtsverordnung 
festgelegten Obergrenzen überschreiten oder gegen die in 
der Rechtsverordnung festgelegten Beschränkungen hin- 
sichtlich der Art bedeutender gruppenintemer Transaktio- 
nen verstoßen. Unabhängig davon, ob die Bundesanstalt die 
in ihrem Ermessen stehende Zustimmung erteilt, hat das In- 
stitut das Überschreiten der Obergrenzen oder die Verstöße 
gegen die Beschränkungen hinsichtlich der Art gruppenin- 
temer Transaktionen der Bundesanstalt und der Deutschen 
Bundesbank unverzüglich anzuzeigen. Die Bundesanstalt 
kann von dem Institut bei einem Überschreiten der Ober- 
grenzen die Unterlegung des Überschreitungsbetrags mit 
Eigenmitteln (Absatz 3 Satz 3 Nr. 1) verlangen. Die Höhe 
der Unterlegung wird durch die Rechtsverordnung be- 
stimmt. 

Verstöße gegen Beschränkungen hinsichtlich der Art gmp- 
penintemer Transaktionen kann die Bundesanstalt nach Ab- 
satz 3 Satz 3 Nr. 2 durch geeignete und erforderliche Maß- 
nahmen unterbinden; dies kann auch die Rückabwicklung 
der Transaktion beinhalten. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 setzt Artikel 55a Unterabsatz 2 der Bankenricht- 
linie um. Eine gemischte Untemehmensgmppe muss da- 
nach als qualitative Anfordemng über angemessene Interne 
Kontrollverfahren zur Steuemng und Überwachung gmp- 
penintemer Transaktionen sowie über ein ordnungsgemäßes 
Berichtswesen und ordnungsgemäße Rechnungslegungsver- 
fahren verfügen. § 10a Abs. 8 Satz 1 und 2 sowie Abs. 9 
Satz 1 und 2 und § 25a Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

Zu§13d Risikokonzentrationen und gmppeninterne 
Transaktionen von Finanzkonglomeraten 

Zur Beurteilung der Finanzlage eines Finanzkonglomerats 
durch die Aufsichtsbehörde zielt die Richtlinie nicht allein 
auf dessen Solvabilität ab, sondern verlangt als zentrale An- 
satzpunkte auch die Überwachung der Risikokonzentratio- 
nen auf Konglomeratsebene und der gmppenintemen Trans- 
aktionen innerhalb eines Finanzkonglomerats. 

Die Erfassung gmppeninterner Transaktionen soll vor allem 
Kapitaltransfers des beaufsichtigten Unternehmens an an- 
dere Unternehmen des Finanzkonglomerats mit möglichen 
Negativimplikationen auf die Solvabilität und Liquidität des 
beaufsichtigten Unternehmens unterbinden und damit mög- 
liche Ansteckungseffekte bei finanziellen Schwierigkeiten 
eines einzelnen beaufsichtigten Unternehmens innerhalb 
des Finanzkonglomerats verhindern. Durch die Berücksich- 
tigung von Risikokonzentrationen sollen Sachverhalte er- 
fasst werden, bei denen das Gleichgewicht zwischen einer 
möglicherweise gebotenen Spezialisierung und einer man- 
gelnden Diversifikation der Risiken auf der Ebene des 
Finanzkonglomerats überschritten wird. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 setzt die Anzeigepflicht nach Artikel 7 Abs. 2 und 
Artikel 8 Abs. 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie um. Die 


erforderlichen Angaben sind von dem übergeordneten Fi- 
nanzkonglomeratsuntemehmen im Sinne des § 10b Abs. 3 
Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 (Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Ins- 
titut, Wertpapierhandelsunternehmen, Kapitalanlagegesell- 
schaft oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft) einzu- 
reichen; ist ein Erstversicherungsunternehmen oder eine ge- 
mischte Finanzholding-Gesellschaft im Sinne des § 104q 
Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes übergeordnetes Finanzkonglomeratsuntemehmen, 
ist dieses nach § 104r Abs. 1 des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes anzeigepflichtig. Nähere Bestimmungen über Art, 
Umfang, Zeitpunkt und Form der Angaben sowie über die 
zulässigen Datenträger und Übertragungswege bleiben der 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 Satz 1 Vorbehalten. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält eine Ermächtigungsgrundlage zum Erlass 
einer Rechtsverordnung, die nähere Bestimmungen festlegt 
über die Arten der anzuzeigenden Risikokonzentrationen 
und gmppenintemen Transaktionen sowie die Schwellen- 
werte, anhand derer diese als bedeutend anzusehen sind. Die 
Festlegung von Obergrenzen für Risikokonzentrationen und 
bedeutenden gmppenintemen Transaktionen, Beschränkun- 
gen hinsichtlich der Art gmppeninterner Transaktionen so- 
wie nähere Bestimmungen über die einzureichenden Anga- 
ben bleiben ebenfalls der Rechtsverordnung Vorbehalten. 
Die Verlagemng auf die Ebene der Rechtsverordnung ist an- 
gesichts der Vielzahl möglicher Risikokonzentrationen und 
gmppeninterner Transaktionen und wegen der insoweit not- 
wendigen Flexibilität erforderlich. Inhalt, Zweck und Aus- 
maß der erteilten Ermächtigung werden durch die europäi- 
schen Rahmenregelungen, insbesondere die Finanzkonglo- 
meraterichtlinie bestimmt. Künftige Ändemngs- und Folge- 
richtlinien werden miterfasst; Artikel 80 Gmndgesetz steht 
der dynamischen Verweisung auf höherrangiges Recht nicht 
entgegen. 

Die Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, ist vom Bundesministerium der Finanzen 
im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank zu erlassen. 
Die Verordnungsermächtigung kann auf die Bundesanstalt 
mit der Maßgabe übertragen werden, dass die Rechtsverord- 
nung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank er- 
geht. Die Belange der Kredit- und Versichemngswirtschaft 
werden dadurch gewahrt, dass die Spitzenverbände der Ins- 
titute und der Versichemngsbeirat vor Erlass der Rechtsver- 
ordnung angehört werden müssen. 

Zu den Absätzen 3 und 4 

Nach Absatz 4 ist das übergeordnete Finanzkonglomerats- 
unternehmen dafür verantwortlich, dass bedeutende Risiko- 
konzentrationen auf Konglomeratsebene oder gmppenin- 
terne Transaktionen innerhalb des Finanzkonglomerats die 
in der Rechtsverordnung genannten Obergrenzen ohne die 
vorherige Zustimmung der Bundesanstalt nicht überschrei- 
ten. Die Bundesanstalt entscheidet im Rahmen ihres Ermes- 
sens. Absatz 4 Satz 2 bestätigt den Vorrang des allgemeinen 
Gesellschaftsrechts. Die Regelung zur Verantwortlichkeit 
lehnt sich an den bisherigen Bestimmungen des Großkredit- 
regimes in § 13b Abs. 4 Satz 2 und 3 an. Nach Absatz 4 
Satz 5 Nr. 1 kann die Bundesanstalt bei einer Überschrei- 
tung der Obergrenzen für Risikokonzentrationen die Unter- 
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legung des Überschreitungsbetrages mit Eigenmitteln des 
Finanzkonglomerats verlangen. Die Höhe der Unterlegung 
wird durch die Rechtsverordnung bestimmt. 

Verstöße gegen Beschränkungen hinsichtlich der Art grup- 
penintemer Transaktionen kann die Bundesanstalt nach Ab- 
satz 4 Satz 4 Nr. 2 durch geeignete und erforderliche Maß- 
nahmen unterbinden; dies kann auch die Rückabwicklung 
der Transaktion beinhalten. Hierdurch werden Möglichkei- 
ten eines Finanzkonglomerats zur Aufsichtsarbitrage einge- 
schränkt. Die Umgehung branchenspezifischer Vorschriften 
zur Risikokonzentration durch das Verlagern bestimmter 
Geschäfte auf andere Unternehmen des Finanzkonglomerats 
wird erschwert. Einzelheiten bleiben angesichts der Viel- 
zahl möglicher Risikokonzentrationen und gruppenintemer 
Transaktionen und wegen der insoweit notwendigen Flexi- 
bilität ebenfalls der Rechtsverordnung nach Absatz 2 Vorbe- 
halten. 

Bis zur weiteren Koordinierung der Bestimmungen über Ri- 
sikokonzentrationen und gruppeninteme Transaktionen auf 
europäischer Ebene soll von der Ermächtigung zum Erlass 
der Rechtsverordnung nach Absatz 2 abgesehen werden, um 
für inländische Institute Wettbewerbsverzerrungen zu ver- 
meiden. Die Übergangsregelung nach § 64g Abs. 1 Nr. 1 und 
Nr. 2 sieht daher bis zum Erlass der Rechtsverordnung für 
die aufsichtsrechtliche Behandlung von Risikokonzentra- 
tionen auf Konglomeratsebene und gruppeninternen Trans- 
aktionen innerhalb eines Finanzkonglomerats lediglich An- 
zeigepflichten vor. Darüber hinaus haben konglomeratsan- 
gehörige Einlagenkreditinstitute, E-Geld-Institute, Wertpa- 
pierhandelsuntemehmen und Kapitalanlagegesellschaften 
bereits vor Erlass der Rechtsverordnung die Vorschriften 
über die einstimmige Beschlussfassung nach Absatz 3 einzu- 
halten. 

Zu Nummer 21a (§ 20; Ausnahmen von den Verpflichtun- 
gen nach den §§ 13 bis 14) 

Redaktionelle Folgeänderung der Zusammenfassung von 
§ 10 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 und 4. 

Zu Nummer 22 (§ 24; Anzeigen) 

Zu den Absätzen 3 und 3a 

Die Änderungen in Absatz 3 sind durch Artikel 13 und Arti- 
kel 29 Nr. 8 der Finanzkonglomeraterichtlinie bedingte Fol- 
geänderungen zur Vermeidung von aufsichtlichen Informa- 
tionsdefiziten im Hinblick auf die erweiterte Aufsichtszu- 
ständigkeit über die Leitungsorgane von Finanzholding-Ge- 
sellschaften und gemischten Finanzholding-Gesellschaften. 

Die Aufnahme der neuen Nummer 3 in Absatz 3a ist für die 
Ermittlung und Beaufsichtigung von Finanzkonglomeraten 
erforderlich. Nur wenn die Bundesanstalt von Veränderun- 
gen im Hinblick auf die Entstehung neuer branchenüber- 
greifend tätiger Gruppen Kenntnis erlangt, kann sie ihren 
Auftrag zur Ermittlung und zusätzlichen Beaufsichtigung 
von Finanzkonglomeraten erfüllen. 

Der in Absatz 3a neu angefügte Satz 5 erstreckt die beste- 
hende Verpflichtung einer Finanzholding-Gesellschaft zur 
Einreichung einer jährlichen Sammelanzeige der ihr nach- 
geordneten Unternehmen auf gemischte Finanzholding-Ge- 
sellschaften in Bezug auf die konglomeratsangehörigen 
Unternehmen. 


Zu Nummer 23 (§ 24a; Errichtung einer Zweigniederlas- 

sung und Erbringung grenzüberschrei- 
tender Dienstleistungen in anderen Staa- 
ten des Europäischen Wirtschaftsraums) 

Die Änderung ist redaktioneller Natur. 

Zu Nummer 24 (§ 25a; Besondere Organisatorische 

Pflichten von Instituten) 

Die Änderungen des § 25a dienen der Umsetzung der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie, die eine angemessene Eigen- 
mittelstrategie und besondere organisatorische Anforderun- 
gen auch auf Finanzkonglomeratsebene verlangt. Der durch 
die Richtlinienumsetzung bedingte Änderungsbedarf wird 
zum Anlass genommen, die im Bereich der qualitativen 
Bankenaufsicht zentrale Regelung neu zu strukturieren und 
an die Entwicklungen in der Aufsichtspraxis anzupassen. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 verlangt von Instituten als Oberbegriff eine 
„ordnungsgemäße Geschäftsorganisation“, die die Einhal- 
tung der von den Instituten zu beachtenden gesetzlichen Be- 
stimmungen gewährleistet. Nach Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 muss 
jedes Institut über eine Strategie verfügen, die auch die Risi- 
ken und Eigenmittel des Instituts berücksichtigt. Aus be- 
triebswirtschaftlicher Sicht legt die Geschäftsleitung eines 
Instituts zunächst eine Strategie fest, aus der sich anschlie- 
ßend die Geschäftsorganisation ableitet. Die Strategie und die 
daraus abgeleitete Geschäftsorganisation sind laufend zu 
überprüfen und gegebenenfalls anzupassen, so dass die Ver- 
pflichtung zur Festlegung der Strategie unter dem Oberbe- 
griff „ordnungsgemäße Geschäftsorganisation“ gefasst wird. 

Bereits der bestehende Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 verlangt, dass 
ein Institut über geeignete Regelungen zur Einhaltung der 
gesetzlichen Bestimmungen verfügen muss. Der neue Ab- 
satz 1 Satz 1 enthält daher keine materielle Änderung. Die 
von den Instituten einzuhaltenden gesetzlichen Bestimmun- 
gen sind in erster Linie die einschlägigen aufsichtrechtli- 
chen Gesetze, insbesondere das Kreditwesengesetz, das 
Wertpapierhandelsgesetz, das Investmentgesetz, das Gesetz 
über Bausparkassen, das Depotgesetz, das Geldwäsche- 
gesetz, das Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kreditinsti- 
tute, das Schiffsbankgesetz, das Hypothekenbankgesetz und 
die zur Durchführung dieser Gesetze erlassenen Rechtsver- 
ordnungen. Darüber hinaus können jedoch weitere gesetzli- 
che (z. B. § 91 Abs. 2 Aktiengesetz, § 34 Genossenschafts- 
gesetz) oder aus dem Postulat ordnungsgemäßer Geschäfts- 
führung ableitbare organisatorische Pflichten bestehen. 

Die Verantwortung der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten 
Personen für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation 
des Instituts wird ausdrücklich in Absatz 1 Satz 2 festge- 
schrieben (Gesamtverantwortung der Geschäftsleitung). Die 
Geschäftsleitung muss die notwendigen Maßnahmen ergrei- 
fen, damit die organisatorischen Pflichten, die die Institute 
aus aufsichtsrechtlicher Sicht zu erfüllen haben, eingehalten 
werden. 

Die erste Einfügung in Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 (Strategie, die 
auch die Risiken und Eigenmittel des Instituts berücksich- 
tigt) dient der Klarstellung. Institute müssen bereits bei 
Festlegung ihrer Strategie in der Lage sein, die auf Grund 
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der geschäftspolitischen Entscheidungen eingegangenen Ri- 
siken sowie die Auswirkungen auf die Eigenmittelausstat- 
tung des Instituts jederzeit beurteilen zu können. Nach Ab- 
satz 1 Satz 3 Nr. 1 hat die Geschäftsleitung Risiken und Ei- 
genmittel des Instituts bei der Festlegung oder gegebenen- 
falls Änderung der Strategie zu berücksichtigen. An dem li- 
beralen Aufsichtskonzept des Kreditwesengesetzes, das le- 
diglich einen ordnungsrechtlichen Rahmen für die Ge- 
schäftstätigkeit von Instituten bei grundsätzlicher Freiheit 
des geschäftspolitischen Entscheidungsspielraums vorgibt, 
wird damit ausdrücklich festgehalten. 

Der bestehende § 25a Abs. 1 verlangt von Instituten geeig- 
nete Regelungen zur Steuerung, Überwachung und Kon- 
trolle der Risiken (Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, alte Fassung) und 
ein angemessenes internes Kontrollverfahren (Absatz 1 
Satz 1 Nr. 2, alte Fassung). In der Aufsichtspraxis hat sich 
zwischenzeitlich eine bankaufsichtliche Systematik Interner 
Überwachungssysteme entwickelt, die eine Anpassung der 
Regelung erfordert. Nach der Neufassung von Absatz 1 
Satz 3 Nr. 2 muss ein Institut über angemessene Interne 
Kontrollverfahren (Internes Überwachungssystem) verfü- 
gen, die aus einem Internen Kontrollsystem und einer Inter- 
nen Revision bestehen. Nach der bankaufsichtlichen Syste- 
matik wird damit zwischen dem prozessabhängigen Inter- 
nen Kontrollsystem und der prozessunabhängigen Internen 
Revision unterschieden. Das prozessabhängige Interne 
Kontrollsystem beinhaltet alle Formen von Überwachungs- 
maßnahmen, die unmittelbar oder mittelbar in die zu über- 
wachenden Arbeitsabläufe integriert sind. Zu den prozess- 
abhängigen Überwachungsmechanismen zählen zum Bei- 
spiel die Verfahren, die auf gesamtgeschäftsbezogener 
Ebene zur Steuerung und Überwachung der Risiken zu imp- 
lementieren sind; auf einzelgeschäftsbezogener Ebene ge- 
hören hierzu beispielsweise Funktionstrennungen, inner- 
betriebliche Organisationsrichtlinien und das Vier-Augen- 
Prinzip. Die prozessunabhängige Interne Revision wird in 
Absatz 1 Satz 3 Nr. 2 nunmehr ausdrücklich genannt und 
damit erheblich aufgewertet. Eine hoch qualifizierte und ef- 
fektive prozessunabhängige Innenrevision, die sicherstellt, 
dass die Funktionsfähigkeit des prozessabhängigen Internen 
Kontrollsystems ständig erhalten bleibt, ist aus bankauf- 
sichtlicher Sicht unverzichtbar. Die Interne Revision als fes- 
ter Bestandteil der bankbetrieblichen Organisation kann fer- 
ner frühzeitig Risiken erkennen und Probleme innerhalb des 
Instituts aufzeigen und den Anstoß für deren Behebung ge- 
ben, bevor hieraus möglicherweise ein aufsichtsrechtlicher 
Sachverhalt wird. Bei kleinen Instituten, bei denen die Ein- 
richtung einer Internen Revision unverhältnismäßig ist, 
können die Aufgaben ausnahmsweise von einem Geschäfts- 
leiter erfüllt oder vollständig/teilweise auf Externe übertra- 
gen werden. Dies entspricht der ständigen Verwaltungspra- 
xis der Bundesanstalt gegen Kreditinstitute. 

Die Änderungen in Absatz 1 Satz 3 Nr. 3 bis 6 und Satz 2 
sind redaktioneller Natur. 

Die organisatorischen Anforderungen des § 25a Abs. 1 sind 
seit dem Vierten Finanzmarktförderungsgesetz auch auf der 
Ebene von Institutsgruppen und Finanzholding-Gruppen zu 
beachten. Die Finanzkonglomeraterichtlinie verlangt da- 
rüber hinaus, dass ein Finanzkonglomerat über angemes- 
sene Eigenmittelstrategien (Artikel 6 Abs. 2 Unterabsatz 2 
und Artikel 9 Abs. 2 Buchstabe b der Finanzkonglomerate- 


richtlinie) sowie über eine ordnungsgemäße Geschäftsorga- 
nisation und angemessene Interne Kontrollverfahren (Arti- 
kel 9 der Finanzkonglomeraterichtlinie) verfügen muss. Die 
organisatorischen Pflichten der Institutsgruppen, Finanz- 
holding-Gruppen und Finanzkonglomerate werden in dem 
neuen Absatz la zusammengefasst, der die organisatori- 
schen Anforderungen auf Einzelinstitutsebene in Absatz 1 
für entsprechend anwendbar erklärt. Die in § 1 Abs. 2 
Satz 1 bezeichneten Personen des übergeordneten Unter- 
nehmens oder des übergeordneten Finanzkonglomeratsun- 
ternehmens sind für die ordnungsgemäße Geschäftsorgani- 
sation der Institutsgruppe und Finanzholding-Gruppe bzw. 
des Finanzkonglomerats verantwortlich. 

Zu Absatz la 

Absatz la Satz 2 verweist für Institutsgruppen und Finanz- 
holding-Gruppen auf § 10a Abs. 8 Satz 1 und 2 und Abs. 9 
Satz 1 und 2 sowie für Finanzkonglomerate auf § 10b 
Abs. 6 und Abs. 7 Satz 1 und 2. Damit ist das übergeordnete 
Unternehmen bzw. übergeordnete Finanzkonglomeratsun- 
ternehmen für die Einhaltung der organisatorischen Anfor- 
derungen verantwortlich, das zur Erfüllung seiner Ver- 
pflichtungen auf die gruppenangehörigen bzw. konglome- 
ratsangehörigen Unternehmen allerdings nur einwirken 
darf, soweit dem das allgemeine Gesellschaftsrecht nicht 
entgegensteht. Die gruppenangehörigen bzw. konglome- 
ratsangehörigen Unternehmen sind verpflichtet, eine ord- 
nungsgemäße Organisation und angemessene interne Kon- 
trollverfahren einzurichten, damit die erforderlichen Daten 
entsprechend zusammengestellt, weitergeleitet und auf ihre 
Richtigkeit überprüft werden können. 

Zu Nummer 25 (§ 29; Besondere Pflichten des Prüfers) 

§ 29 regelt die besonderen Pflichten des Abschlussprüfers. 
Nach dem neuen Absatz 1 Satz 2 hat der Prüfer bei der Prü- 
fung des Jahresabschlusses künftig zusätzlich festzustellen, 
ob das Institut die Anzeigepflichten und Anforderungen 
nach §§ 10b, 11, 13c und 13d erfüllt hat. Die Pflichten des 
Prüfers anlässlich der Prüfung des Jahresabschlusses wer- 
den um die Pflicht zur Feststellung der Einhaltung der neu 
in das Kreditwesengesetz aufgenommenen Anzeigepflich- 
ten und Anforderungen auf der Ebene der gemischten Un- 
ternehmensgruppe nach § 13c und der Finanzkonglomerats- 
ebene nach § 10b und § 13d ergänzt. Die Änderung im Hin- 
blick auf § 1 1 ist angesichts der besonderen aufsichtrechtli- 
chen Bedeutung der Liquiditätsanforderungen notwendig. 

Zu Nummer 26 (§31; Befreiungen) 

Zu Absatz 2 

Freistellungen nach Absatz 2 Satz 1, 2 oder 4 ergehen regel- 
mäßig auf Antrag eines Instituts, können aber auch von 
Amts wegen erfolgen. Die Änderung dient lediglich der 
Klarstellung. 

Zu Absatz 3 

Der neue Absatz 3 Satz 1 bis 3 setzt Artikel 6 Abs. 5 der 
Finanzkonglomeraterichtlinie um. Danach brauchen ein- 
zelne nachgeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen nach 
§ 10b Abs. 3 Satz 5 nicht in die Berechnung der Eigenmittel 
auf Konglomeratsebene einbezogen zu werden, wenn sie für 
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die Aufsicht auf Konglomeratsebene von untergeordneter 
Bedeutung sind. Eine Freistellung ist gemäß Absatz 3 Satz 2 
nicht möglich, wenn mehrere nachgeordnete Finanzkonglo- 
meratsuntemehmen die Voraussetzung für eine Freistellung 
zwar erfüllen, aber die Gesamtheit dieser Unternehmen für 
die Aufsicht auf Konglomeratsebene nicht von untergeord- 
neter Bedeutung ist. Nach Absatz 3 Satz 3 ist eine Befreiung 
einzelner nachgeordneter Finanzkonglomeratsuntemehmen 
von der Einbeziehung in die Eigenmittelberechnung auf 
Konglomeratsebene zulässig, wenn diese Unternehmen 
nach Auffassung der Bundesanstalt für die Einbeziehung in 
die Aufsicht auf Konglomeratsebene ungeeignet oder irre- 
führend sind. Welche Fälle dies betrifft, entscheidet die 
Bundesanstalt im Einzelfall, ln Bezug auf Satz 4 gelten die 
Ausführungen zu Absatz 2 entsprechend. 

Zu Nummer 27 (§ 32; Erlaubnis) 

Die Erwägungen zu § 2 (vgl. oben Nummer 4) gelten in Be- 
zug auf die Veröffentlichung der Erteilung einer Erlaubnis 
im elektronischen Bundesanzeiger entsprechend. 

Zu Nummer 28 (§ 33; Versagung der Erlaubnis) 

Als notwendige Folgeänderung zu § 2c ist die Erlaubnis 
nach dem neuen Absatz 1 Nr. 4a künftig auch dann zu ver- 
sagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die 
Leitungsorgane einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer 
gemischten Finanzholding-Gesellschaft nicht zuverlässig 
sind oder nicht die zur Führung der Geschäfte der Holding- 
gesellschaft erforderliche fachliche Eignung hat. 

Zu Nummer 29 (§ 33b; Anhörung der zuständigen Stellen 
eines anderen Staates des Europäischen 
Wirtschaftsraums) 

Die Regelung setzt Artikel 29 Nr. 2 der Finanzkonglomera- 
terichtlinie (Änderung von Artikel 12 der Bankenrichtlinie) 
um. 

Zu Nummer 30 (§38 Folgen der Aufhebung und des Erlö- 
schens der Erlaubnis, Maßnahmen bei der 
Abwicklung; Absatz 3) 

Die Erwägungen zu § 2 (vgl. oben Nummer 4) gelten in Be- 
zug auf die Veröffentlichung der Aufhebung und des Erlös- 
chens der Erlaubnis im elektronischen Bundesanzeiger ent- 
sprechend. 

Zu Nummer 31 (§ 44; Auskünfte und Prüfungen von 
Instituten, Unternehmen mit bankbezoge- 
nen Hilfsdiensten, Finanzholding-Gesell- 
schaften und in Aufsicht auf zusammenge- 
fasster Basis einbezogenen Unternehmen) 

Die Änderung des Satzes 1 in Absatz 2 ist redaktioneller 
Natur. 

Zu Absatz 3a 

Mit dem neu eingefügten Absatz 3a werden die bestehenden 
Regelungen hinsichtlich der Auskunftspflichten und der 
Duldung von Prüfungen nachgeordneter Unternehmen im 
Rahmen der Gruppenaufsicht entsprechend für nachgeord- 
nete Finanzkonglomeratsuntemehmen erweitert. Mit diesen 


Folgeändemngen wird Artikel 14 Abs. 2 der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie umgesetzt. 

Zu Nummer 32 (§ 44a; Grenzüberschreitende Auskünfte 
und Prüfungen) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 regelt, dass Rechtsvorschriften in der Bun- 
desrepublik Deutschland, welche die Übermittlung von 
Daten beschränken, nicht anzuwenden sind, wenn die 
Datenübermittlung zur Erfüllung von Bestimmungen der 
Aufsicht auf Konglomeratsebene über ein Unternehmen mit 
Sitz in einem anderen Land erforderlich ist. Die bestehen- 
den Regelungen für Zwecke der Aufsicht auf zusammenge- 
fasster Basis werden entsprechend für die Beaufsichtigung 
von Finanzkonglomeraten erweitert; die Regelung dient der 
Umsetzung von Artikel 14 Abs. 1 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Mit der Einbeziehung der Finanzkonglomeraterichtlinie in 
den Regelungsbereich des Absatzes 2 Satz 1 wird Artikel 1 5 
der Finanzkonglomeraterichtlinie umgesetzt. Sie ermöglicht 
es der für Aufsicht über ein Unternehmen mit Sitz in einem 
anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes zustän- 
dige Stelle, die Richtigkeit der nach Maßgabe der Finanz- 
konglomeraterichtlinie übermittelten Daten durch die Bun- 
desanstalt überprüfen zu lassen. 

Die Einfügung von E-Geld-Instituten in Absatz 3 Satz 1 
vollzieht die durch die E-Geld-Richtlinie bedingte notwen- 
dige Anpassung und ist allein redaktioneller Natur. 

Mit der Einbeziehung von gemischten Finanzholding-Ge- 
sellschaften in Absatz 3 Satz 1 und der Erweiterung des Ab- 
satzes 2 werden der Bundesanstalt erweiterte Aufsichts- 
rechte eingeräumt. Die Bestimmung ermächtigt die Bundes- 
anstalt, von gemischten Finanzholding-Gesellschaften mit 
Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschafts- 
raumes Auskünfte zu verlangen, sofern diese Unternehmen 
im Inland nachgeordnete Unternehmen haben, die von den 
zuständigen Behörden in dem anderen Staat als vernachläs- 
sigende Größe nicht in die Aufsicht auf Konglomeratsebene 
einbezogen werden. Mit dieser Regelung wird Artikel 6 
Abs. 5 vierter Unterabsatz der Finanzkonglomeraterichtlinie 
umgesetzt. 

Zu Nummer 33 (§ 44c; Verfolgung unerlaubter Bankge- 
schäfte und Finanzdienstleistungen) 

Die Ausdehnung der Ermittlungskompetenzen auf die Deut- 
sche Bundesbank ist nur folgerichtig, da die Dienststellen 
der Deutschen Bundesbank ohnehin in die Verfolgung von 
unerlaubten Bankgeschäften und Finanzdienstleistungen 
einbezogen sind. 

Kapitalflüsse machen vor nationalen Grenzen nicht halt. 
Auch Anlagebetrüger operieren zunehmend global. Im Rah- 
men der Verfolgung unerlaubter Bankgeschäfte und Finanz- 
dienstleistungen ist die Bundesanstalt immer mehr darauf 
angewiesen, mit ausländischen Finanzaufsichtsbehörden 
zusammenzuarbeiten, um unerlaubt operierende Unterneh- 
men in Deutschland effektiv zu zerschlagen. Deutschland 
kann im Rahmen der grenzüberschreitenden Zusammenar- 
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beit schlechthin solche Möglichkeiten in Anspruch nehmen, 
ohne nicht im Gegenzug der zuständigen ausländischen 
Aufsichtsbehörde den Spielraum für die Leistung einer ent- 
sprechenden Amtshilfe zu eröffnen. 

Zu Nummer 34 (§ 45; Maßnahmen bei unzureichenden 
Eigenmitteln oder unzureichender Liqui- 
dität) 

Zu Absatz 2 

Die Verlagerung des bisherigen Absatzes 1 Satz 2 in einen 
neuen Absatz 2 sowie dessen Neufassung sind technischer 
Natur. 

Zu den Absätzen 3 und 4 

Der neue Absatz 3 regelt die Maßnahmen, die die Bundes- 
anstalt gegenüber dem übergeordneten Finanzkonglome- 
ratsuntemehmen oder der gemischten Finanzholding-Ge- 
sellschaft ergreifen kann, wenn ein Finanzkonglomerat über 
unzureichende Eigenmittel verfügt. Nach Absatz 3 Nr. 1 
kann die Bundesanstalt einem übergeordneten Finanzkon- 
glomeratsuntemehmen die Gewährung von Krediten und 
die Ausschüttung von Gewinnen verbieten. Die Maßnah- 
men nach Absatz 3 Nr. 2 richten sich gegen die gemischte 
Finanzholding-Gesellschaft und sehen insbesondere die Un- 
tersagung oder die Beschränkung von Entnahmen durch In- 
haber oder Gesellschafter und die Gewinnausschüttung vor. 
Die Maßnahmen zielen darauf ab, einen zusätzlichen Eigen- 
mittelabfluss zu verhindern. Die Verhängung von Zwangs- 
maßnahmen bei unzureichender Eigenmittelausstattung 
eines Finanzkonglomerats sieht Artikel 16 Unterabsatz 1 
und 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie vor. 

Da die Maßnahmen nach Absatz 3 erheblich in die 
Geschäftspolitik eines Finanzkonglomerats eingreifen, 
muss ihnen eine erfolglose Abmahnung vorausgehen. Nach 
dem insoweit abgeänderten Absatz 4 kann die Bundesan- 
stalt die Maßnahmen erst dann ergreifen, wenn das überge- 
ordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen oder die ge- 
mischte Finanzholding-Gesellschaft den Mangel nicht in- 
nerhalb einer von der Bundesanstalt zu bestimmenden Frist 
behoben hat. 

Zu Nummer 35 (§ 45a; Maßnahmen gegenüber Finanz- 
holding-Gesellschaften und gemischten 
F inanzholding-Gesellschaften) 

Die Änderung der Überschrift ist redaktioneller Natur und 
durch die Einbeziehung von gemischten Finanzhol- 
ding-Gesellschaften in die aufsichtliche Betrachtung bedingt. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 wird neu strukturiert. 

Der bisherige Regelungsgehalt ist nunmehr in Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 enthalten. 

Hinzugekommen ist als Nummer 2 in Absatz 1 Satz 1 die 
Regelung, dass die Bundesanstalt auch die Stimmrechtsaus- 
übung an den übergeordneten Unternehmen und den ande- 
ren nachgeordneten Unternehmen untersagen kann, wenn 
Tatsachen vorhegen, aus denen sich ergibt, dass eine Per- 
son, die die Geschäfte der Finanzholding-Gesellschaft tat- 
sächlich führt, nicht zuverlässig ist oder nicht die zur Füh- 


rung der Geschäfte erforderliche fachliche Eignung hat. 
Diese Regelung ergänzt die neu in das Gesetz aufgenomme- 
nen Anforderungen an die Leitungsorgane einer Finanzhol- 
ding-Gesellschaft (§ 2c) und zielt darauf ab, eine schädliche 
Einflussnahme nicht qualifizierter Leitungsorgane auf das 
übergeordnete Institut und den anderen nachgeordneten Un- 
ternehmen einer Finanzholding-Gruppe zu verhindern. We- 
niger belastende Maßnahmen gegenüber der Finanzhol- 
ding-Gesellschaft stehen nicht zur Verfügung, da sie der 
Aufsicht der Bundesanstalt auf Einzelebene nicht unterliegt. 
Durch die Ermächtigung im ersten Halbsatz sind Verfügun- 
gen der Bundesanstalt grundsätzlich gegenüber inländi- 
schen und ausländischen Finanzholding-Gesellschaften 
möglich, da der Regelungsgegenstand die Beteiligungen an 
einem Unternehmen mit Sitz im Inland ist. 

In Absatz 1 Satz 2 wird die Maßnahmebefugnis der Bundes- 
anstalt gegenüber Finanzholding-Gesellschaften entspre- 
chend auf gemischte Finanzholding-Gesellschaften ausge- 
dehnt und setzt Artikel 1 6 zweiter Unterabsatz und Artikel 1 7 
Abs. 2 Satz 1 der Finanzkonglomeraterichtlinie um. 

Zu Absatz la 

Der neu eingefügte Absatz la sieht eine weitere Maß- 
nahme für den Fall der Unzuverlässigkeit oder fehlender 
fachlicher Eignung der Leitungsorgane einer Finanz- 
holding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzhol- 
ding-Gesellschaft vor. Wenn gesellschaftsrechtliche Mög- 
lichkeiten zur Abberufung der Person, die die Geschäfte 
der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten 
Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führen, nicht zur 
Verfügung stehen oder solche zwar vorhanden sind, aber 
ihre Ausschöpfung erfolglos geblieben sind, dann kann die 
Bundesanstalt auch gegenüber dem übergeordneten 
Finanzkonglomeratsuntemehmen anordnen, Weisungen der 
Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft nicht zu befolgen. 

Die in Absatz la genannte Maßnahme beschneidet die 
Rechte der Holdinggesellschaft als Gesellschafterin, richtet 
sich aber im Gegensatz zur Maßnahme unter Absatz 1 , der 
Untersagung der Stimmrechtsausübung der Holdinggesel- 
lschaft, direkt an das übergeordnete Unternehmen einer Fi- 
nanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzhol- 
ding-Gesellschaft. Sowohl nach § 10a als auch nach § 10b 
handelt es sich bei einem übergeordneten Unternehmen 
stets um ein auf Einzelebene beaufsichtigtes Institut. Die 
Maßnahmebefugnis der Bundesanstalt, die die Gesell- 
schaftsrechte einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft 
beschneiden, basieren auf Artikel 16 zweiter Unterabsatz 
und Artikel 17 Abs. 2 Satz 1 der Finanzkonglomeratericht- 
linie. 

Die Anpassungen in den Absätzen 2 und 3 sind durch die 
Einbeziehung der gemischten Finanzholding-Gesellschaften 
in den Geltungsbereich des § 45a bedingte Folgeändemn- 
gen. 

Zu Nummer 36 (§ 49; Sofortige Vollziehbarkeit) 

Der Katalog der Maßnahmen der Bundesanstalt, die nach 
dem Kreditwesengesetz kraft Gesetz sofort vollziehbar sind, 
wird um § 13c Abs. 3 Satz 4, § 10b Abs. 5 und § 13d Abs. 4 
Satz 5 erweitert. Die Vorschriften auf der Ebene einer ge- 
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mischten Unternehmensgruppe über gruppeninterne Trans- 
aktionen sowie auf Finanzkonglomeratsebene über die Ei- 
genmittelausstattung und über die Obergrenzen für bedeu- 
tende Risikokonzentrationen und bedeutende gruppenin- 
teme Transaktionen sowie Beschränkungen hinsichtlich der 
Art gruppenintemer Transaktionen sind zentrale bankauf- 
sichtliche Normen. Auch kurzfristige - gegebenenfalls nur 
untertägige - Verstöße können die Existenz einer gemisch- 
ten Untemehmensgruppe oder eines Finanzkonglomerats in 
Frage stellen. Gebots- und Verbotsverfügungen, die den ge- 
setzlichen Vorgaben nach § 13c Abs. 3 Satz 4, § 10b Abs. 5 
und § 13d Abs. 4 Satz 4 im Einzelfall Geltung verschaffen 
sollen, müssen im Interesse einer effektiven Gefahrenab- 
wehr kraft Gesetz sofort vollziehbar sein. 

Zu Nummer 37 (Vierter Abschnitt; § 51a bis § 51c) 

Zu § 51a Ermittlung eines Finanzkonglomerats; Schwel- 
lenwerte 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 ermittelt die Bundesanstalt, ob branchen- 
übergreifend tätige Gruppen von Unternehmen als Finanz- 
konglomerate einzustufen sind; die Regelung setzt Artikel 4 
Abs. 1 erster Unterabsatz der Finanzkonglomeraterichtlinie 
um. Die Zusammenarbeit der Bundesanstalt mit den zustän- 
digen Stellen der anderen Staaten des Europäischen Wirt- 
schaftsraums bei der Ermittlung und anschließenden Über- 
wachung von grenzüberschreitend tätigen Finanzkonglome- 
raten bestimmt sich nach § 8a. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 setzt Artikel 3 Abs. 1 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie um und regelt, unter welcher Voraussetzung eine 
Gruppe von Unternehmen vorwiegend in der Finanzbranche 
tätig ist. Im Rahmen der Identifizierung eines Finanzkon- 
glomerats wird nach dem ersten Schritt - der Ermittlung 
einer Gruppe von Unternehmen gemäß § 1 Abs. 20 Satz 1 
Nr. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 21 - in einem zweiten 
Schritt anhand des Schwellenwertes für die Bilanzsummen 
ermittelt, ob diese Untemehmensgruppe vorwiegend in der 
Finanzbranche tätig ist. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 Nr. 1 und 2 setzt Artikel 3 Abs. 2 und Abs. 3 
Satz 1 der Finanzkonglomeraterichtlinie um. Die Regelun- 
gen bestimmen, bei Überschreitung welcher Schwellen- 
werte die branchenübergreifenden Tätigkeiten einer Gmppe 
erheblich sind. Dabei werden in Absatz 3 Nr. 1 die entspre- 
chenden Bilanzsummen und Solvabilitätsanforderungen al- 
ler Unternehmen der jeweiligen Branchen herangezogen 
und Größenrelationen betrachtet. Die Berechnung der 
Kenngrößen nach Absatz 3 Nr. 1 Buchstabe a und b lassen 
sich als Formel wie folgt darstellen: 

(A % + B %) / 2 > 10 % für die Versichemngsbranche und 
(C % + D %) / 2 > 10 % für die Banken-ZWertpapierdienst- 
leistungsbranche 


mit: 

^ ^ (Bilanzsumme der Versicherungsbranche) 

(Bilanzsumme der Banken-ZWertpapierdienstleistungs- 
und Versicherungsbranche) 

(Solvabilitätsanforderungen der Versicherungsbranche) 

B % — 7"; 

(Solvabilitätsanforderungen der Banken-/ 
Wertpapierdienstleistungs- und Versicherungsbranche) 

(Bilanzsumme der Banken-/ 
Wertpapierdienstleistungsbranche) 

C % — : : : : 

(Bilanzsumme der Banken-ZWertpapierdienstleistungs- 
und Versicherungsbranche) 

(Solvabilitätsanforderungen der Banken-/ 

^ Wertpapierdienstleistungsbranche) 

(Solvabilitätsanforderungen der Banken-/ 
Wertpapierdienstleistungs- und Versicherungsbranche). 

Absatz 3 Nr. 2 beinhaltet den Auffangtatbestand, dass bei 
Nichtüberschreitung der Relationen nach Absatz 3 Nr. 1 
auch dann die branchenübergreifende Tätigkeit der Unter- 
nehmensgmppe als erheblich einzustufen ist, wenn die 
Summe der Bilanzsummen der Unternehmen der am 
schwächsten vertretenen Finanzbranche den Schwellenwert 
von 6 Mrd. Euro übersteigt. 

Für Zwecke der Identifiziemng werden Versichemngs-Hol- 
dinggesellschaften der Versichemngsbranche und Finanz- 
holding-Gesellschaften der Banken- und Wertpapierdienst- 
leistungsbranche zugerechnet. Gemischte Versichemngs- 
holdinggesellschaften nach § 104a Abs. 2 Nr. 5 des Versi- 
chemngsaufsichtsgesetzes, gemischte Unternehmen nach 
§ 1 Abs. 3b des Kreditwesengesetzes sowie Kapitalanlage- 
gesellschaften nach § 3 Abs. 6 des Investmentgesetzes blei- 
ben unberücksichtigt, da sie nicht in der Definition der Fi- 
nanzbranche nach § 1 Abs. 19 erfasst sind. Es ist möglich, 
dass eine Holdinggesellschaft nach der Identifiziemng der 
zugehörigen Unternehmensgmppe als Finanzkonglomerat 
als gemischte Finanzholding-Gesellschaft klassifiziert wird. 

Grundsätzlich wird zur Bestimmung der Bilanzsumme einer 
Branche die Summe der jeweiligen Bilanzsummen der Un- 
ternehmen einer Gmppe herangezogen. Bei der Berechnung 
der Bilanzsumme ist wie folgt vorzugehen: 

• Außerbilanzielle Positionen werden ausgenommen. 

• Anteile an einem Unternehmen der anderen Branche 
werden in Höhe des Buchwertes von der Bilanzsumme 
des beteiligten Unternehmens abgezogen und in Höhe 
des durchgerechneten Anteils an der Bilanzsumme der 
Branche zugerechnet, in der das Unternehmen tätig ist. 

• Hält ein Versichemngsuntemehmen Beteiligungen an 
einem Unternehmen der Banken- und Wertpapierdienst- 
leistungsbranche, das selbst wiedemm Beteiligungen an 
einem Versichemngsuntemehmen hält, dann sind diese 
Beteiligungen entsprechend herauszurechnen und ihre 
Bilanzsummen anteilig der Versichemngsbranche zuzu- 
rechnen und vice versa. 

• Existiert ein Konzernabschluss für eine Untergmppe, de- 
ren gmppenangehörige Unternehmen ausschließlich in 
einer Finanzbranche tätig sind, dann ist dieser Konzem- 
abschluss heranzuziehen. 
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• Ein Konzemabschluss kann auch dann herangezogen 
werden, wenn Unternehmen der anderen Finanzbranche 
nicht in den Konsolidierungskreis einbezogen werden, 
sondern lediglich als Beteiligungen ausgewiesen sind; 
dann sind diese Beteiligungen mit ihrem Buchwert von 
der Bilanzsumme des Konzerns abzuziehen. 

• Die Vorgehensweise für Beteiligungsuntemehmen gilt 
entsprechend für Tochterunternehmen. 

Grundsätzlich sind die Solvabilitätsanforderungen einer Fi- 
nanzbranche nach den jeweiligen lokal geltenden Solvabili- 
tätsanforderungen der regulierten Unternehmen einer 
Gruppe zu ermitteln. Dabei ist wie folgt vorzugehen: 

• Die Eigenmittel sind in der Höhe anzusetzen, die zur 
Einhaltung der Solvabilitätsvorschriften notwendig sind. 
Für Banken sind beispielsweise die Eigenmittel in der 
Höhe zu berücksichtigen, die benötigt werden, um eine 
Gesamtkennziffer von 8 Prozent zu erreichen. 

• Die Solvabilitätsanforderungen von einem Unterneh- 
men, an dem eine Beteiligung gehalten wird, ist in Höhe 
des quotal gehaltenen Anteils anzusetzen. 

• Werden konsolidierte Solvabilitätsanforderungen für 
eine Untergruppe erstellt, dann werden die Werte dieser 
konsolidierten Meldungen herangezogen. 

• Zusätzliche Eigenmittelanforderungen — z. B. zur Unter- 
legung von Großkreditüberschreitungen - sind bei der 
Ermittlung der Solvabilitätsanforderungen zu berück- 
sichtigen. 

• Unregulierte Beteiligungsuntemehmen, die nicht in einer 
konsolidierten Solvabilitätsberechnung einer Unter- 
gmppe einbezogen werden, sind in der Solvabilitätsan- 
fordemng einer Finanzbranche nicht zu berücksichtigen. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 setzt Artikel 3 Abs. 4 Buchstabe a in Verbindung 
mit Artikel 6 Abs. 5 erster und zweiter Unterabsatz der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie um und nennt die Fälle, bei de- 
nen Unternehmen in der Berechnung der Schwellenwerte 
zur Identifiziemng eines Finanzkonglomerats unberücksich- 
tigt bleiben können. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 setzt Artikel 3 Abs. 6 erster und zweiter Unterab- 
satz der Finanzkonglomeraterichtlinie um. Danach unter- 
liegt ein Finanzkonglomerat, das im Laufe eines Geschäfts- 
jahres die in Absatz 3 genannten Schwellenwerte unter- 
schreitet - beispielsweise durch Umstrukturiemngen — , 
auch weiterhin der zusätzlichen Aufsicht, wenn in drei dar- 
auf folgenden Geschäftsjahren die hier genannten herabge- 
setzten Schwellenwerte überschritten werden. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 setzt Artikel 3 Abs. 5 und 7 der Finanzkonglome- 
raterichtlinie um. Die Vorschrift regelt die Berechnung der 
Schwellenwerte zur Ermittlung der branchenübergreifenden 
Tätigkeit; darüber hinaus können gegebenenfalls weitere 
Kriterien herangezogen werden. Die anteiligen aggregierten 
Bilanzsummen der Einzelabschlüsse werden für die Berech- 
nung herangezogen. Eine Beteiligung an einem Unterneh- 


men der Finanzbranche wird in Höhe ihres Beteiligungs- 
buchwertes von der Bilanzsumme des beteiligten Unterneh- 
mens abgezogen und ihre Bilanzsumme in Höhe des quotal 
gehaltenen Anteils der jeweiligen Finanzbranche zugerech- 
net. Die Vorgehensweise für Beteiligungsuntemehmen gilt 
entsprechend für Tochtemnternehmen. Liegt ein Konzem- 
abschluss vor, der Unternehmen nur einer Finanzbranche 
umfasst, dann ersetzt dieser die aggregierten Bilanzsummen 
der Einzelabschlüsse. 

Im Einzelfall können anstelle oder zusätzlich die Ertrags- 
struktur oder die außerbilanziellen Geschäfte als Gmndlage 
zur Berechnung von der Aufsichtsbehörde zugelassen wer- 
den. 

Die Solvabilitätsanfordemngen bemessen sich nach den 
Vorschriften des § 10 des Kreditwesengesetzes und § 53c 
des Versichemngsaufsichtsgesetzes auf Einzelebene bzw. 
§ 10a des Kreditwesengesetzes und § 104g des Versiche- 
mngsaufsichtsgesetzes auf Gmppenebene. Für ausländische 
Beteiligungen bzw. Tochtemnternehmen, die nicht in der je- 
weiligen Gmppensolvabilitätsberechnung erfasst werden, 
gelten die Solvabilitätsanforderungen im Sitzland entspre- 
chend. 

Zu § 51b Feststellung eines Finanzkonglomerats 
Zu Absatz 1 

Absatz 1 setzt Artikel 4 Abs. 2 Satz 1 der Finanzkonglome- 
raterichtlinie um. Danach stellt die Bundesanstalt fest, dass 
eine branchenübergreifend tätige Untemehmensgmppe als 
Finanzkonglomerat einzustufen ist und teilt dies dem Mut- 
temntemehmen mit. Steht an der Spitze der Untemehmens- 
gmppe kein Muttemntemehmen — z. B. bei einer horizonta- 
len Untemehmensgmppe -, unterrichtet die Bundesanstalt 
das Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Institut, Wertpapierhan- 
delsuntemehmen oder Erstversichemngsuntemehmen mit 
der höchsten Bilanzsumme. Zugleich teilt die Bundesanstalt 
mit, welches Unternehmen der Gmppe übergeordnetes Fi- 
nanzkonglomeratsuntemehmen ist. 

Die Feststellung ist ein Verwaltungsakt, der der förmlichen 
Zustellung bedarf und der verwaltungsgerichtlichen Über- 
prüfung zugänglich ist. Wegen der belastenden Wirkung ist 
der jeweilige Adressat vor dem Erlass anzuhören (§ 28 
Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz). 

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 hat die Bundesanstalt die Feststellung einer 
Untemehmensgmppe als Finanzkonglomerat aufzuheben, 
wenn die Tatbestandsvoraussetzungen für die Einstufung als 
Finanzkonglomerat nicht mehr vorliegen. Dies ist insbeson- 
dere der Fall, wenn die in § 51a Abs. 5 genannten herabge- 
setzten Schwellenwerte unterschritten werden. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 setzt Artikel 3 Abs. 6 dritter Unterabsatz der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie um. Danach kann die Bundes- 
anstalt von der zusätzlichen Beaufsichtigung der Unterneh- 
mensgmppe als Finanzkonglomerat absehen, wenn die 
Schwellenwerte nach § 1 Abs. 21 in Verbindung mit § 51a 
Abs. 2 und 3 zwar unterschritten, die in § 51a Abs. 5 ge- 
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nannten herabgesetzten Schwellenwerte innerhalb des Drei- 
jahreszeitraumes jedoch überschritten werden. 

Zu § 51c Befreiungen 

Satz 1 Nr. 1 setzt Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie, Satz 1 Nr. 2 Artikel 3 Abs. 4 Buchstabe b 
der Finanzkonglomeraterichtlinie um. Die Vorschrift regelt 
die Fälle, in denen die Bundesanstalt von der Feststellung 
einer Untemehmensgruppe als Finanzkonglomerat absehen 
bzw. das übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen 
von den Verpflichtungen nach § 13d oder § 25a Abs. la 
ganz oder teilweise freisteilen kann. 

Wird eine Untemehmensgruppe auf Grund eines Über- 
schreitens der Schwelle von 6 Milliarden Euro als Finanz- 
konglomerat eingestuft, kann die Bundesanstalt von der 
Feststellung als Finanzkonglomerat absehen oder das über- 
geordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen ganz oder teil- 
weise von den zusätzlichen Anfordemngen hinsichtlich der 
Risikokonzentrationen, der gmppenintemen Transaktionen 
sowie der internen Kontrollmechanismen und des Risiko- 
managements freisteilen, wenn die zusätzliche Beaufsichti- 
gung auf Konglomeratsebene nicht erforderlich, ungeeignet 
oder irreführend ist. Dies ist insbesondere anzunehmen, 
wenn 

1 . die relative Größe der am schwächsten der beiden vertre- 
tenen Finanzbranchen höchstens 5 vom Flundert beträgt, 
gemessen an den drei möglichen Kriterien: durchschnitt- 
licher Anteil der Bilanzsumme und der Solvabilitätsan- 
fordemngen nach § 51a Abs. 3 Nr. 1, Anteil der Bilanz- 
summe oder Anteil der Solvabilitätsanfordemngen; 

oder 

2. der Marktanteil in allen Staaten des Europäischen Wirt- 
schaftraums gemessen an der Bilanzsumme in der Ban- 
ken- und Wertpapierdienstleistungsbranche und an den 
in der Versichemngsbranche gebuchten Bmttobeiträgen 
weniger als 5 vom Flundert beträgt. 

Nach Nummer 2 kann die Bundesanstalt eine Untemeh- 
mensgmppe, die ausschließlich auf Gmnd einer erheblichen 
Ändemng ihrer Stmktur - z. B. durch Übernahme eines Un- 
ternehmens der anderen Finanzbranche - die Schwellen- 
werte des § 51a Abs. 2 und 3 von 40 Prozent bzw. 10 Pro- 
zent überschreitet, bis zu drei Jahren von der zusätzlichen 
Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene befreien. Bei 
grenzüberschreitend tätigen Finanzkonglomeraten entschei- 
det die Bundesanstalt über die Befreiung im Einvernehmen 
mit den zuständigen Stellen der anderen betroffenen Staaten 
des Europäischen Wirtschaftsraums. 

Zu Nummer 38 (Fünfter Abschnitt) 

Die Änderung der Abschnittsbezeichnung ist notwendige 
Folgeänderung der Einfügung des neuen Vierten Abschnitts. 

Zu Nummer 39 (§ 53b; Unternehmen mit Sitz in einem 
anderen Staat des Europäischen Wiit- 
schaftsraums) 

Die Änderung in Satz 1 hinsichtlich des § 25a Abs. 1 ist re- 
daktioneller Art. Die weitere Änderung des Satzes 1 und die 
Änderung in Satz 3 sind dadurch bedingt, dass § 50 KWG 


in § 17 Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz aufgegangen 
ist. 

Zu Nummer 40 (§ 53d; Unternehmen mit Sitz in einem 
Drittstaat) 

Absatz 2 und Absatz 3 Nr. 2 setzen Artikel 5 Abs. 3 und 
Artikel 18 der Finanzkonglomeraterichtlinie um. Die Vor- 
schrift regelt den Fall, dass ein beaufsichtigtes Unterneh- 
men mit Sitz im Inland einem Mutteruntemehmen mit Sitz 
in einem Drittstaat angehört. Unterliegt dieses Mutterunter- 
nehmen durch die Drittlandsbehörde keiner der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie gleichwertigen Aufsicht, so kann die 
Bundesanstalt die Vorschriften über die Beaufsichtigung 
von Finanzkonglomeraten entsprechend anwenden. Sie 
kann dem Ziel der angemessenen Beaufsichtigung im Ein- 
zelfall jedoch auch auf andere Weise Rechnung tragen und 
kann dabei insbesondere auch verlangen, dass eine 
gemischte Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz im Inland 
gegründet wird, auf welche dann die Vorschriften über die 
zusätzliche Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene als 
Mutterunternehmen entsprechend anzuwenden sind. 

Die Frage, wann eine gleichwertige Beaufsichtigung im 
Drittland gewährleistet ist, wird von der Richtlinie selbst 
nicht definiert. Sie kann aber durch den noch einzusetzen- 
den Finanzkonglomerateausschuss nach Artikel 21 der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie, welcher in dieser Frage eine 
allgemeine Orientierung geben soll, auf europäischer Ebene 
näher bestimmt werden. 

Das vorstehend Ausgeführte gilt in Bezug auf Absatz 1 und 
Absatz 3 Nr. 1, die auf Artikel 29 Nr. 11 (Einfügung des Ar- 
tikels 56a der Bankenrichtlinie) der Finanzkonglomerate- 
richtlinie beruhen und inhaltsgleiche Regelungen in Bezug 
auf Finanzholding-Gesellschaften mit Sitz in einem Dritt- 
staat zum Gegenstand haben, entsprechend. 

Zu Nummer 41 (§ 53e; Zusammenarbeit mit der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten) 

Mit der Änderung wird der bisherige § 53d in den neuen 
§ 53e überführt und den Erfordernissen der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie angepasst. Der neue Absatz 2 Nr. 1 und 2 
setzt Artikel 4 Abs. 2 Satz 2 und Artikel 21 Abs. 6 der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie um. Der neue Absatz 3 Nr. 1 
und 2 dient der Umsetzung von Artikel 29 Nr. 11 der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie, der in die Bankenrichtlinie ei- 
nen neuen Artikel 56a einfügt sowie der Umsetzung von 
Artikel 18 Abs. 1 und 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie. 

Zu Nummer 42 (Sechster Abschnitt) 

Die Änderung der Abschnittsbezeichnung ist redaktionelle 
Folgeänderung der Einfügung des neuen Vierten Abschnitts. 

Zu Nummer 43 (§ 56; Bußgeldvorschriften) 

Durch die Änderung des Absatzes 2 Nr. 4 wird der Verstoß 
gegen die Pflicht zur Einreichung von Sammelanzeigen 
nach § 24 Abs. 3a Satz 5 auf die gemischte Finanzhol- 
ding-Gesellschaft erweitert und zur Ordnungswidrigkeit er- 
klärt. 
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Zu Nummer 44 (Siebenter Abschnitt) 

Die Änderung der Abschnittsbezeichnung ist redaktionelle 
Folgeänderung der Einfügung des neuen vierten Abschnitts. 

Zu Nummer 45 (§ 64g; Übergangsvorschriften zum Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie-Umsetzungs- 
gesetz) 

Die neu eingefugte Vorschrift enthält durch die Umsetzung 
der Richtlinie bedingte, notwendigen Übergangsbestim- 
mungen bis zum Inkrafttreten der neuen Begleitverordnun- 
gen zu den §§ 13c und 13d Abs. 2 sowie bis zur Novellie- 
rung der Anzeigenverordnung. 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Die Finanzkonglomeraterichtlinie enthält im Hinblick auf 
Risikokonzentrationen auf Gruppenebene bislang keine 
vollumfänglichen und abschließenden Vorgaben. Insbeson- 
dere legt die Richtlinie, anders als in einigen einschlägigen 
sektoralen Vorschriften, keine quantitativen Grenzen fest, 
sondern überlässt dies bis zu einer weiteren Koordinierung 
auf europäischer Ebene den zuständigen Behörden der Mit- 
gliedstaaten (Artikel 8 Abs. 3 der Finanzkonglomeratericht- 
linie). Entsprechendes gilt für gruppeninteme Transaktionen 
(Artikel 7 Abs. 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie), wobei 
allerdings bis zur Festlegung von Schwellenwerten gemäß 
Anhang II Absatz 1 letzter Satz der Richtlinie gruppenin- 
teme Transaktionen als bedeutend anzusehen sind, wenn ihr 
Umfang 5 vom Hundert der Eigenkapitalanforderung auf 
Finanzkonglomeratsebene übersteigt (Artikel 8 Abs. 2 
Satz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie). Zwingende quan- 
titative Obergrenzen sieht die Richtlinie für gmppeninteme 
Transaktionen und für Risikokonzentrationen nicht vor. 

Mit Absatz 1 und 2 wird von der Ermächtigung nach Arti- 
kel 7 Abs. 3 und Artikel 8 Abs. 3 entsprechend Anhang II 
dritter Absatz der Finanzkonglomeraterichtlinie Gebrauch 
gemacht, für die Übergangszeit bis zur weiteren Harmoni- 
siemng der EU-Regelungen die branchen- bzw. sektorspezi- 
fischen Vorschriften auch auf Konglomeratsebene anzuwen- 
den, soweit solche vorhanden sind. 

Absatz 1 Nr. 1 erfasst Risikokonzentrationen der Aktivseite 
beschränkt auf Adressenausfall-ZKreditrisiken und Anlage- 
risiken. Ihre Meldeschwelle beträgt analog zum Großkredit- 
regime 10 Prozent der Eigenkapitalanfordemng auf Konglo- 
meratsebene. Die Risiken sind adressenbezogen zu ermit- 
teln und zusammenzufassen. Marktrisiken und operationelle 
Risiken bleiben bei dieser Betrachtung zunächst außer An- 
satz. Die etwaige Einfühmng von nach der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie möglichen quantitativen Beschränkungen 
bleibt der Rechtsverordnung Vorbehalten. 

Absatz 1 Nr. 2 und 3 erfasst die Versichemngsrisiken. Auch 
für diese Risikoart, die auf der Passivseite von Versiche- 
mngsuntemehmen abgebildet wird, sind zunächst nur An- 
zeigepflichten vorgesehen. Danach hat das übergeordnete 
Finanzkonglomeratsuntemehmen der Bundesanstalt und der 
Deutschen Bundesbank die aus Versichemngsrisiken resul- 
tierenden, auf Basis des internen Risikomanagementsys- 
tems als bedeutend identifizierten Risikokonzentrationen, 
die sich aus Großrisiken und sog. Kumulrisiken sowie Risi- 
ken mit langer Entwicklungsphase bei unsicherer Ursachen- 
kette (long tail) ergeben, anzuzeigen. Soweit solche Risiken 


sich auch auf einzelne Adressen nach Buchstabe a unmittel- 
bar auswirken, ist dies in der Anzeige, aufgeschlüsselt nach 
Einzeladressen, ebenfalls anzugeben. Das Versicherungs- 
risiko besteht in der möglichen Inanspmchnahme, die unter 
Berücksichtigung der vertraglichen Versichemngssumme 
unter Einbeziehung der Rückversichemng, der Schadener- 
fahmngen der Vergangenheit und mathematischer Modelle 
zu bestimmen ist. Zusätzlich hat das übergeordnete Finanz- 
konglomeratsunternehmen der Bundesanstalt und der Deut- 
schen Bundesbank über Risiken, die sich durch eine Kombi- 
nation aus und durch Wechselwirkungen zwischen den ein- 
zelnen Risikoarten ergeben, ebenfalls fortlaufend zu berich- 
ten. 

In Absatz 1 Nr. 4 wird in Bezug auf gmppeninteme Trans- 
aktionen die Definition solcher Geschäfte nach § 104e 
Abs. 2 des Versichemngsaufsichtsgesetzes übernommen. 
Artikel 8 Abs. 2 Satz 2 der Richtlinie wird in Bezug auf die 
einzelne Transaktion umgesetzt. Um ein Umgehen der 
Fünf-Prozent-Meldeschwelle durch eine Aufspaltung einer 
an sich bedeutenden gmppenintemen Transaktion in meh- 
rere Einzeltransaktionen zu verhindern, sind die einzelnen 
Transaktionen adressatenbezogen zusammenzufassen und 
einmal jährlich zu melden, auch wenn der Schwellenwert 
bei der einzelnen Transaktion nicht erreicht wird. Auf die 
Festlegung quantitativer Obergrenzen wird bis zum Erlass 
der Rechtsverordnung verzichtet. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 trägt dem Umstand Rechnung, das Detailbestim- 
mungen zur näheren Präzisiemng der Anzeigevorschriften 
für Personen, die die Geschäfte einer Finanzholding-Gesell- 
schaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft 
tatsächlich führen und für die gemischten Finanzhol- 
ding-Gesellschaften noch nicht vorliegen. Hier werden die 
geltenden Regelungen in der Anzeigenverordnung für Ge- 
schäftsleiter und für Finanzholding-Gesellschaften für die 
Übergangszeit analog übertragen. 

Zu Absatz 4 

Nach Artikel 4 tritt das Gesetz in Umsetzung des Artikels 32 
Abs. 2 der Richtlinie 2002/87/EG einheitlich zum 1. Januar 
2005 in Kraft. 

Da die Bestimmung für die erstmalige Anwendung aller 
Vorschriften „auf die aufsichtliche Prüfung der Abschlüsse 
für das Geschäftsjahr mit Beginn am 1. Januar 2005 oder 
während dieses Kalenderjahres“ abstellt, führt dies im Hin- 
blick auf die übliche Erstellung der Jahresabschlüsse zum 
Ende eines Kalenderjahres dazu, dass die Identifizierung 
von Finanzkonglomeraten letztlich erst im Jahre 2006 auf 
der Basis der Jahresabschlussdaten zum 3 1 . Dezember 2005 
erfolgen könnte. Um dies zu vermeiden, legt Absatz 4 
Satz 1 als Basis für die Ermittlung und Identifizierung die 
Jahresabschlussdaten für das in 2003 beendete Geschäfts- 
jahr fest. Wesentliche Änderungen, die während des Jahres 
2004 eintreten und die Einstufung einer Untemehmens- 
gruppe als Finanzkonglomerat beeinflussen können, sind zu 
berücksichtigen. 

Da die Anzeigen über Risikokonzentrationen und gruppen- 
inteme Transaktionen keiner zwingenden Anknüpfung an 
Jahresabschlüsse bedürfen, wird mit Absatz 4 Satz 3 die 
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erstmalige Einreichung der jährlichen Anzeigen auf den 
15. Januar 2006 festgelegt. Davon unberührt bleiben die in 
diesem Zusammenhang unverzüglich zu erfüllenden Anzeige- 
pfhchten ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

Die erstmalige Berechnung der angemessenen Eigenkapital- 
ausstattung der identifizierten Finanzkonglomeratsebene, 
kann angesichts des insoweit eindeutigen Wortlauts von Ar- 
tikel 32 Abs. 2 der Richtlinie 2002/87/EG zwingend erst auf 
der Grundlage der Jahresabschlüsse des im Jahre 2005 be- 
endeten Geschäftsjahres erfolgen. Dies wird mit Absatz 4 
Satz 2 klargestellt. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Versicherungsauf- 
sichtsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Inhaltsübersicht wird den vorgesehenen Änderungen 
entsprechend angepasst. 

Zu Nummer 2 (§ 5; Erlaubnis; Antrag; einzureichende 

Unterlagen) 

Die Verordnungsermächtigung wird um die neuen Anzeige- 
pfhchten nach § 13e erweitert. 

Zu Nummer 3 (§ 5a; Anhörung der zuständigen Stellen 

eines anderen Mitglied- und Vertragstaa- 
tes) 

Die Regelung setzt Artikel 12 Abs. 1, Artikel 22 Nr. 1 (Arti- 
kel 12a Erste Richtlinie Schadenversicherung), Artikel 23 
Nr. 1 (Artikel 12a Erste Richtlinie Lebensversicherung), 
Artikel 24 Nr. 1 (Artikel 15 Dritte Richtlinie Schadenversi- 
cherung), Artikel 25 Nr. 1 (Artikel 14 Dritte Richtlinie Le- 
bensversicherung) der Finanzkonglomeraterichtlinie um. 
Die neu eingeführte Vorschrift erweitert die Konsul tations - 
pflichten mit den zuständigen Behörden der anderen betrof- 
fenen Mitglied- und Vertragstaaten. 

Zu Nummer 4 (§ 7a; Qualifikation der Geschäftsleiter 

und Inhaber bedeutender Beteiligungen) 

Nach Artikel 28 Nr. 4 (Artikel 10b der Versicherungsgrup- 
penrichtlinie) und Artikel 13 der Finanzkonglomeratericht- 
linie müssen die Leitungsorgane von Versicherungs-Hol- 
dinggesellschaften und gemischten Finanzholding-Gesell- 
schaften gut beleumundet sein und über eine ausreichende 
Erfahrung für diese Funktion verfügen. Die Begriffe werden 
mit den im Versicherungsaufsichtsgesetz üblichen Begriffen 
„Zuverlässigkeit“ und „fachliche Eignung“ in nationales 
Recht transformiert. 

Mit der Regelung soll sichergestellt werden, dass sich das 
Kriterium der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung der 
Geschäftsleitung eines beaufsichtigten Unternehmens über 
den Geltungsbereich der branchenspezifischen Regelungen 
hinaus auch auf andere Unternehmen erstreckt, wenn die 
Geschäftsleitung auch auf diese Einfluss ausüben kann. 
Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Leitung einer ge- 
mischten Finanzholding-Gesellschaft. Hiermit soll in erster 
Linie dem Trend bei Finanzkonglomeraten Rechnung getra- 
gen werden, die Geschäftsleitung auf Geschäftsbereichs- 
basis statt wie bisher auf Ebene des Einzeluntemehmens zu 
organisieren. 


Hinsichtlich der Anforderungen an die persönliche Zuver- 
lässigkeit der Leitungsorgane einer Versicherungs-Holding- 
gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft 
kann auf die zu § 5 Abs. 5 Nr. 5 entwickelten Kriterien zu- 
rückgegriffen werden. Die erforderliche fachliche Eignung 
entspricht dagegen nicht zwingend den zu § 7a Abs. 1 
Satz 2 und 3 entwickelten Kriterien. Bei einer gemischten 
Finanzholding-Gesellschaft setzt sie regelmäßig zumindest 
theoretische und praktische Kenntnisse im Geschäft einer 
Finanzbranche sowie entsprechende Leitungserfahrung vor- 
aus. Die Aufsichtsbehörde wird die fachliche Eignung der 
Leitungsorgane der gemischten Finanzholding-Gesellschaft 
unter Berücksichtigung der Struktur des Finanzkonglome- 
rats einer Einzelfallprüfung unterziehen. 

Zu Nummer 5 (§ 8; Versagung, Aussetzung und Be- 

schränkung der Erlaubnis) 

Als notwendige Folgeänderung zu § 7a Abs. 3 ist die Er- 
laubnis nach dem neuen Absatz 1 Nr. 2a künftig auch dann 
zu versagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass die Leitungsorgane einer Finanzholding-Gesellschaft 
oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft nicht zu- 
verlässig sind oder nicht die zur Führung der Geschäfte der 
Holdinggesellschaft erforderliche fachliche Eignung hat. 

Zu Nummer 6 (§ 13e; Anzeigepflichten von Versiche- 

rungs-Holdinggesellschaften und ge- 
mischten F inanzholding-Gesellschaften) 

Zu Absatz 1 

Die Anzeigepfiichten nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sind durch 
Artikel 13 und Artikel 28 Nr. 4 bedingte Folgeänderungen 
zur Vermeidung von aufsichtlichen Informationsdefiziten 
im Hinblick auf die erweiterte Aufsichtszuständigkeit über 
die Leitungsorgane von Versicherungs-Holdinggesellschaf- 
ten sowie gemischter Finanzholding-Gesellschaften. 

Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 geregelte Anzeigepfiicht ist für 
die Ermittlung und Beaufsichtigung von Finanzkonglome- 
raten erforderlich. Nur wenn die Bundesanstalt von Verän- 
derungen im Hinblick auf die Entstehung neuer branchen- 
übergreifend tätiger Gruppen Kenntnis erlangt, kann sie ih- 
ren Auftrag zur Ermittlung und zusätzlichen Beaufsichti- 
gung von Finanzkonglomeraten erfüllen. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Der Absatz 2 verpflichtet Versicherungs-Holdinggesell- 
schaften, der Aufsichtsbehörde einmal jährlich eine Sam- 
melanzeige über ihre Beteiligungen an gruppenangehörigen 
Unternehmen einzureichen und darüber hinaus die Begrün- 
dung, die Veränderung oder die Aufgabe unverzüglich an- 
zuzeigen. Nach Absatz 3 trifft dieselbe Verpflichtung eine 
gemischte Finanzholding-Gesellschaft in Bezug auf die 
konglomeratsangehörigen Unternehmen. In diesen Fällen 
ist die Sammelanzeige zugleich der Deutschen Bundesbank 
einzureichen. 

Die Angaben nach den Absätzen 2 und 3 sind für die Auf- 
sichtsbehörde erforderlich, um die Richtigkeit, Vollständig- 
keit und Aktualität der in die Zusammenfassung auf Grup- 
pen- und Konglomeratsebene einbezogenen Unternehmen 
feststellen zu können. Darüber hinaus erhält sie den geböte- 
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nen Überblick über die Unternehmensbeziehungen und die 
oftmals komplexen Beteiligungsstrukturen. 

Zu Nummer 7 (§ 14; Bestandsübertragung) 

Mit der Einfügung wird Artikel 12 Abs. 2 Satz 1 Buch- 
stabe a und Satz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie um- 
gesetzt. 

Zu Nummer 8 (§ 14a; Umwandlung) 

Die Ergänzung beruht auf Artikel 12 Abs. 2 Satz 1 Buch- 
stabe a und Satz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie. 

Zu Nummer 9 (§ 53c; Kapitalausstattung) 

ln § 53c werden zwei neue Absätze eingefügt, differenziert 
in Bezug auf Beteiligungen und Forderungstitel an Unter- 
nehmen des Banken-ZWertpapiersektors (Absatz 3d) sowie 
in Bezug auf Beteiligungen etc. an Unternehmen des Versi- 
cherungssektors (Absatz 3e). Diese Unterscheidung vermei- 
det eine Vermischung der Sektoren und schafft damit grö- 
ßere Klarheit. Die Berechnungsschritte sind unterschiedlich, 
je nachdem ob ein Finanzkonglomerat vorliegt, eine Versi- 
cherungsgruppe oder nur die Berechnung der Solo-Solvabi- 
lität in Rede steht. 

Die Finanzkonglomeraterichtlinie schreibt nunmehr für die 
Ermittlung der Eigenmittel der Versicherungsuntemehmen 
im Rahmen der Berechnung der Solo-Solvabilität als Grund- 
satz vor, die in den Absätzen 3d und 3e beschriebenen Posi- 
tionen von den gemäß den Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 5 berech- 
neten Eigenmitteln des Versicherungsunternehmens abzuzie- 
hen (Artikel 22 Nr. 2 und Artikel 23 Nr. 2 der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie, die die entsprechenden Einzelrichtlinien für 
die Lebens- und Schadenversicherung ändern). 

Von einem Abzug kann abgesehen werden, wenn das be- 
troffene Versicherungsuntemehmen in die Berechnung nach 
den Abschnitten Vc oder Vb des VAG einbezogen wird 
(Absatz 3d Satz 3 und Absatz 3e). 

Bei Beteiligungen und Fordemngen im Sinne des Absat- 
zes 3a kann die Berechnung der Eigenmittel anstelle des 
Abzugs auf der Gmndlage der Berechnungsmethoden 1, 2 
oder 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie erfolgen (Absatz 3d 
Satz 4 ff.). 

Zu Nummer 10 (§ 57; Umfang der Prüfung) 

§ 57 Abs. 1 Satz 1 regelt die Pflichten des Abschlussprüfers 
im Rahmen der Jahresabschlussprüfüng. Die Pflichten des 
Prüfers anlässlich der Prüfung des Jahresabschlusses wer- 
den um die Feststellung, ob das Institut die Anzeigepflich- 
ten und Anfordemngen nach § 104d und 104g Abs. 1 sowie 
den neu eingeführten §§ 104q und 104r erfüllt hat, ergänzt. 

Zu Nummer 11 (§ 81; Rechts- und Finanzaufsicht) 

Mit der Änderung wird die allgemeine Anordnungsbefugnis 
der Aufsichtsbehörde nach Satz 1 auf Versichemngs-Hol- 
dinggesellschaften und gemischte Finanzholding-Gesell- 
schaften und deren Leitungsorgane ausgedehnt. Die Ände- 
mng bemht in Bezug auf gemischte Finanzholding-Gesell- 
schaften auf Artikel 17 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 16 
Unterabsatz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie, wonach 
gegen gemischte Finanzholding-Gesellschaften oder deren 


verantwortliche Leitungsorgane jenseits einer strafrechtli- 
chen Verantwortlichkeit aufsichtsrechtlich mit Sanktionen 
oder Maßnahmen vorgegangen werden kann, um festge- 
stellte Verstöße gegen die zur Umsetzung der nach Maßgabe 
der Finanzkonglomeraterichtlinie erlassenen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften abzustellen oder deren Ursachen 
zu beseitigen. Die Zuständigkeit der jeweiligen Fachge- 
richte bleibt unberührt. Mit der Einbeziehung der Versiche- 
mngs-Holdinggesellschaft wird eine Lücke im bisherigen 
Aufsichtsgefüge geschlossen. 

Zu Nummer 12 (§ 83; Befugnisse der Aufsichtsbehörde) 

Mit den Änderungen werden die bestehenden Regelungen 
hinsichtlich der Auskunftspflichten und der Duldung von 
Prüfungen verbundener und beteiligter Unternehmen im 
Rahmen der Versicherungsgruppenaufsicht entsprechend 
für nachgeordnete Finanzkonglomeratsunternehmen erwei- 
tert. Mit diesen Folgeänderungen wird Artikel 14 Abs. 2 der 
F inanzkonglomeraterichtlinie umgesetzt. 

Zu Nummer 13 (§ 87; Widerruf der Erlaubnis) 

Der neu eingefügte Absatz 7 ist Folgeänderung der Ände- 
rungen zu § 7a (vgl. oben Nummer 4) und überträgt in ent- 
sprechender Anwendung der Bestimmungen nach § 104u 
Äbs. 1 Nr. 2 sowie Abs. 2 und 3 die danach für den Fall der 
Unzuverlässigkeit oder des Fehlens bzw. Wegfalls der fach- 
lichen Eignung vorgesehenen Maßnahmen gegenüber den 
Personen, die die Geschäfte einer gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft leiten auf die entsprechenden Lei- 
tungsorgane einer Versicherungs-Holdinggesellschaft. 

Zu Nummer 14 (§ 89a; Keine aufschiebende Wirkung) 

Der Katalog der Maßnahmen der Aufsichtsbehörde, die 
nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz und dem Kreditwe- 
sengesetz kraft Gesetz sofort vollziehbar sind, wird um 
§ 104q Abs. 5, § 104r Abs. 4 Satz 5, § 104t und § 104u er- 
weitert. Die Vorschriften auf Finanzkonglomeratsebene 
über die Eigenmittelausstattung und über die Obergrenzen 
für bedeutende Risikokonzentrationen und bedeutende 
gruppeninteme Transaktionen sowie Beschränkungen hin- 
sichtlich der Art gruppenintemer Transaktionen sind zen- 
trale aufsichtsrechtliche Normen. Auch kurzfristige - gege- 
benenfalls nur untertägige - Verstöße können die Existenz 
eines Finanzkonglomerats in Frage stellen. Gebots- und 
Verbotsverfügungen, die den gesetzlichen Vorgaben nach 
§ 104q Abs. 5 und § 104r Abs. 4 Satz 4 im Einzelfall Gel- 
tung verschaffen sollen, müssen im Interesse einer effekti- 
ven Gefahrenabwehr kraft Gesetz sofort vollziehbar sein. 
Entsprechendes gilt für die Maßnahmen der Aufsichtbe- 
hörde bei unzureichenden Eigenmitteln auf Konglomerats- 
ebene (§ 104t) und den Maßnahmen gegenüber gemischten 
Finanzholding-Gesellschaften (§ 104u) entsprechend. 

Zu Nummer 15 (§ 104; Umfang der Aufsicht über Inha- 
ber bedeutender Beteiligungen) 

Durch Einfügung einer § 2b Abs. 3 des Kreditwesengeset- 
zes entsprechende Regelung werden die Vorschriften zur 
Anteilseignerkontrolle nach dem Kreditwesengesetz und 
diesem Gesetz weiter harmonisiert. Zugleich werden Arti- 
kel 24 Nr. 1 (Artikel 15 Abs. la Dritte Richtlinie Schaden- 
versicherung) und Artikel 25 Nr. 1 (Artikel 14 Abs. la 
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Dritte Richtlinie Lebensversicherung) der Finanzkonglome- 
raterichtlinie umgesetzt. Danach bestehen Konsultations- 
pflichten vor einer Untersagung des Erwerbs oder der Erhö- 
hung einer bedeutenden Beteiligung an einem Erstversiche- 
rung suntemehmen wenn es sich bei dem Erwerber der be- 
deutenden Beteiligung um ein in einem anderen Staat zuge- 
lassenes Erstversicherungsuntemehmen, Einlagenkreditins- 
titut, E-Geld-lnstitut oder Wertpapierhandelsuntemehmen, 
um ein Mutteruntemehmen eines in einem anderen Staat zu- 
gelassenen Erstversicherungsuntemehmens, Einlagenkredi- 
tinstituts, E-Geld-lnstituts oder Wertpapierhandelsunterneh- 
mens oder um eine Person handelt, die in einem anderen 
Staat zugelassenes Erstversicherungsuntemehmen, Einla- 
genkreditinstitut, E-Geld-lnstitut oder Wertpapierhandels- 
untemehmen kontrolliert, und wenn das Erstversichemngs- 
untemehmen, an dem der Erwerber eine Beteiligung zu hal- 
ten beabsichtigt, durch den Erwerb unter dessen Kontrolle 
käme. 

Zu Nummer 16 (§ 104a; Definitionen) 

Die Ändemng der Überschrift ist redaktioneller Natur. 

Die Ändemngen in Absatz 2 Nr. 1, 4 und 5 berücksichtigen 
die Anpassungen der Definitionen nach der Versichemngs- 
gmppenrichtlinie auf Gmnd des Artikels 28 Nr. 1 der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie. Zugleich wird sowohl für defi- 
nitorische Zwecke im Rahmen der Vorschriften über Versi- 
chemngsgmppen als auch für Definition der Gmppe im 
Sinne der Finanzkonglomeraterichtlinie (§ 104k Nr. 4 Buch- 
stabe a der Begriff der horizontalen Unternehmensgruppe 
eingeführt. Der Begriff geht zurück auf Artikel 2 Nr. 12 
dritte Alternative der Finanzkonglomeraterichtlinie in Ver- 
bindung mit Artikel 12 Abs. 1 der Richtlinie 83/349/EWG 
(konsolidierter Jahresabschluss), der den für ein Finanzkon- 
glomerat maßgeblichen Begriff „Gmppe“ definiert. Danach 
ist von einer Gmppe auch dann auszugehen, wenn Unterneh- 
men untereinander horizontal verbunden sind, ohne dass ein 
Mutter-, Tochter- oder Beteiligungsverhältnis vorliegt. 

Die Ändemng der Definition des Rückversichemngsunter- 
nehmens in Absatz 2 Nr. 3 beseitigt ein Redaktionsverse- 
hen. Die Ändemng ist notwendig, um sicherzustellen, dass 
die unterschiedlichen Wege zur Berechnung der bereinigten 
Solvabilität zu gleichwertigen Ergebnissen führen. Dies ist 
nur gewährleistet, wenn das gesamte Rückversichemngsge- 
schäft der Gmppe berücksichtigt wird, auch das einer Versi- 
chemngs-Holdinggesellschaft im Sinne des Absatzes 2 
Nr. 4. Begrenzt auf die Zwecke des Abschnittes Vb ist es er- 
forderlich, ein Unternehmen gegebenenfalls sowohl als 
Rückversichemngsuntemehmen als auch als Versiche- 
mngs-Holdinggesellschaft einzustufen. 

Zu Nummer 17 (§ 104b; Einbezogene Unternehmen) 

Die Definitionen der Versichemngsgmppenrichtlinie wer- 
den an die Definitionen der Finanzkonglomeraterichtlinie 
angepasst. Die Ändemng bemht auf Artikel 28 Nr. 1 Buch- 
stabe h. 

Zu Nummer 18 (§ 104e; Geschäfte unter Versichemngs- 
aufsicht) 

Mit dem neu angefügten Absatz 4 wird Artikel 28 Nr. 3 der 
Finanzkonglomeraterichtlinie umgesetzt, der die organisato- 


rischen Anfordemngen an Versichemngsuntemehmen, die 
der zusätzlichen Aufsicht auf Versichemngsgmppenebene 
nach Abschnitt Vb unterliegen in Bezug auf Geschäfte unter 
Versichemngsaufsicht (gmppeninteme Transaktionen in 
Versichemngsgmppen), erweitert. 

Zu Nummer 19 (Abschnitt Vc; § 104k bis § 104w) 

Zu § 104k Begriffsbestimmungen 

Zu Nummer 1 

Hiermit wird Artikel 2 Nr. 7 der Finanzkonglomeraterichtli- 
nie (Einfühmng einer Definition für Branchenvorschriften) 
umgesetzt, der in erster Linie für die nach § 104q Abs. 1 
Satz 2 zu erlassende Rechtsverordnung von Bedeutung ist. 
Die Aufzählung der maßgeblichen Richtlinien wird wegen 
Artikel 30 der Finanzkonglomeraterichtlinie um die 
OGAW-Richtlinie ergänzt. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 setzt den in Artikel 2 Nr. 8 der Finanzkonglome- 
raterichtlinie definierten Begriff „Finanzbranche“ um. Wäh- 
rend die Richtlinie vier Branchen unterscheidet (Banken- 
branche, Versichemngsbranche, Wertpapierdienstleistungs- 
branche sowie gemischte Finanzholding-Gesellschaften), 
werden in diesem Gesetz die Banken- und Wertpapier- 
dienstleistungsbranche zu einer Branche zusammengefasst 
(vgl. insoweit auch Artikel 3 Abs. 2 Unterabsatz 2 Satz 2 
der Finanzkonglomeraterichtlinie). In Bezug auf Kapitalan- 
lagegesellschaften wird insoweit klargestellt, dass sie im 
Rahmen der Ermittlung von branchenübergreifend tätigen 
Unternehmensgruppen als Finanzkonglomerat derzeit unbe- 
rücksichtigt bleiben; im Rahmen der zusätzlichen Beauf- 
sichtigung werden sie hingegen einbezogen. Gemischte 
Finanzholding-Gesellschaften werden gemäß der Finanz- 
konglomeraterichtlinie als eigenständige Finanzbranche de- 
finiert. 

Zu den Nummern 3 und 4 

Sie regeln wichtige Schlüsselbegriffe der Finanzkonglome- 
raterichtlinie. Die Begriffe „Finanzkonglomerat“ und „ge- 
mischte Finanzholding-Gesellschaft“ sind dafür maßgeb- 
lich, ob eine Gruppe von Unternehmen aus der Versiche- 
rungsbranche und/oder der Banken- und Wertpapierdienst- 
leistungsbranche als „homogene Finanzgruppe“ nur den 
branchenspezifischen Aufsichtsregeln auf Einzelinstituts- 
und Gruppenebene unterliegt oder als „heterogene Finanz- 
gruppe“ (Finanzkonglomerat) einer zusätzlichen Beaufsich- 
tigung auf Konglomeratsebene. 

Über den Begriff „gemischte Finanzholding-Gesellschaft“ 
(Artikel 2 Nr. 15 der Finanzkonglomeraterichtlinie) wird 
das Mutterunternehmen einer sowohl in der Banken- und 
Wertpapierdienstleistungsbranche als auch in der Versiche- 
rungsbranche branchenübergreifend tätigen Untemehmens- 
gruppe aufsichtsrechtlich erfasst, das kein Einlagenkredit- 
institut, E-Geld-Institut, Wertpapierhandelsuntemehmen, 
Erstversichemngsunternehmen und keine Kapitalanlagege- 
sellschaft ist (Umsetzung von Artikel 2 Nr. 1 bis 3 und 5 
sowie Artikel 30 der Finanzkonglomeraterichtlinie), das zu- 
sammen mit seinen Tochtemntemehmen, von denen min- 
destens ein Unternehmen ein Einlagenkreditinstitut, 
E-Geld-Institut, Wertpapierhandelsuntemehmen, Erstversi- 
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cherungsuntemehmen oder eine Kapitalanlagegesellschaft 
ist, und mit anderen Unternehmen ein Finanzkonglomerat 
bildet. Zugleich definiert Satz 2 den Begriff „beaufsichtig- 
tes Finanzkonglomeratsuntemehmen“ (Umsetzung von Ar- 
tikel 2 Nr. 4 und Artikel 30 der Finanzkonglomeraterichtli- 
nie). Danach sind beaufsichtigte Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen: Einlagenkreditinstitute, E-Geld-Institute, Wertpa- 
pierhandelsuntemehmen, Kapitalanlagegesellschaften und 
Erstversicherungsuntemehmen. Im Sinne der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie sind Rückversicherungsuntemehmen 
ungeachtet nationaler Regelungen bislang keine beaufsich- 
tigten Unternehmen. 

Nummer 4 definiert den Begriff „Finanzkonglomerat“ (Um- 
setzung von Artikel 2 Nr. 14 der Finanzkonglomeratericht- 
linie) als Gruppe von Unternehmen, die aus einem Mutter- 
untemehmen, seinen Tochterunternehmen und den Unter- 
nehmen, an denen das Mutteruntemehmen oder seine Toch- 
terunternehmen eine Beteiligung halten, besteht sowie Un- 
ternehmen, die durch eine horizontale Verbindung im Sinne 
von Artikel 12 Abs. 1 der Richtlinie 83/349/EWG (konsoli- 
dierter Jahresabschluss) verbunden sind. Der Gruppenbe- 
griff wird in Nummer 4 Buchstabe a in die Definition des 
Finanzkonglomerats integriert. Der Beteiligungsbegriff ent- 
spricht der Definition in § 27 1 Abs. 1 Satz 1 des Handelsge- 
setzbuchs. Bei Beteiligungen unter 20 Prozent ist der han- 
delsrechtliche Ausweis zwar Indiz dafür, dass eine Betei- 
ligung vorliegt, jedoch nicht das alleinige Kriterium. Not- 
wendig und ausreichend ist vielmehr eine über den bloßen 
Anteilsbesitz aus Anlage- und Renditegründen hinausge- 
hende Absicht. Hierfür können beispielsweise Indizien sein: 
Kooperationen im Vertrieb oder anderen Untemehmensbe- 
reichen, vertragliche oder faktische Mitsprachemöglichkei- 
ten, längerfristige Leistungsverträge oder Koordination im 
Wettbewerb. Im Einzelfall hat das Unternehmen darzule- 
gen, aus welchen Gründen dauerhaft gehaltene Anteile nicht 
dem eigenen Geschäftsbetrieb dienen und die Beteiligung 
deshalb nicht in die Zusammenfassung einzubeziehen ist. 

Neben den Voraussetzungen nach Nummer 4 Buchstabe a, 
wonach ein Mutter-ZTochterverhältnis oder eine horizontale 
Untemehmensgruppe vorliegen muss, ist es für die Einstu- 
füng einer Gruppe von Unternehmen als Finanzkonglomerat 
gemäß Nummer 4 Buchstabe b erforderlich, dass, sofern das 
Mutteruntemehmen ein Erstversichemngsuntemehmen, 
Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Institut, Wertpapierhandels- 
untemehmen oder eine Kapitalanlagegesellschaft ist, dieses 
ein Unternehmen der Versichemngsbranche oder der 
Banken-ZWertpapierdienstleistungsbranche zum Tochtemn- 
temehmen hat, eine Beteiligung an einem Unternehmen die- 
ser Branchen hält oder horizontal mit einem solchen 
Unternehmen verbunden ist. Sofern das Mutterunternehmen 
kein Erstversichemngsuntemehmen, Einlagenkreditinstitut, 
E-Geld-Institut, Wertpapierhandelsuntemehmen oder keine 
Kapitalanlagegesellschaft ist, ist es notwendig, dass zumin- 
dest ein Tochtemntemehmen die Tatbestandsvoraussetzun- 
gen eines der zuvor genannten beaufsichtigten Unternehmen 
erfüllt und die Gmppe vorwiegend in der Finanzbranche 
tätig ist. Der Begriff „vorwiegend“ wird in § 104n Abs. 2 
definiert. Nach Nummer 4 Buchstabe c muss einer Gmppe 
von Unternehmen nach Nummer 4 Buchstabe a und/oder 
Nummer 4 Buchstabe b mindestens ein Unternehmen der 
Versichemngsbranche und mindestens eines der Banken- 
und Wertpapierdienstleistungsbranche angehören. Des Wei- 


teren ist nach Nummer 4 Buchstabe d erforderlich, dass die 
konsolidierte und/oder aggregierte Tätigkeit der Unterneh- 
men der Gruppe in beiden Branchen „erheblich“ im Sinne 
des § 104n Abs. 3 ist. 

Zu den Nummern 8 und 9 

Die Nummern 8 und 9 enthalten die Definitionen für „gmp- 
peninterne Transaktionen“ sowie „Risikokonzentrationen“ 
(Umsetzung von Artikel 2 Nr. 18 und 19 der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie). Die Finanzkonglomeraterichtlinie zielt 
zur Beurteilung der Finanzlage eines Finanzkonglomerats 
durch die Aufsichtsbehörde nicht allein auf dessen Solvabi- 
lität ab, sondern verlangt als zentrale Ansatzpunkte auch die 
Überwachung der Risikokonzentrationen auf Konglome- 
ratsebene und der gmppenintemen Transaktionen innerhalb 
eines Finanzkonglomerats. Die entsprechenden Regelun- 
gen sind in § 104r umgesetzt. Im Übrigen verweist die Vor- 
schrift auf die Definitionen nach § 104a Abs. 2. 

Zu § 1041 Zusammenarbeit bei der Beaufsichtigung 
von Finanzkonglomeraten 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 Satz 1 arbeitet die Aufsichtsbehörde bei der 
Ermittlung von grenzüberschreitend tätigen Finanzkonglo- 
meraten mit den für die Zulassung von beaufsichtigten Fi- 
nanzkonglomeratsuntemehmen zuständigen Stellen der an- 
deren Mitglied- und Vertragstaaten des Europäischen Wirt- 
schaftsraums zusammen. Die Vorschrift dient der Umset- 
zung von Artikel 4 Abs. 1 erster Spiegelstrich der Finanz- 
konglomeraterichtlinie. Die in Absatz 1 Satz 2 festgeschrie- 
bene Informationspflicht stellt sicher, dass die zuständigen 
Stellen die zur Ermittlung eines Finanzkonglomerats erfor- 
derlichen Angaben erhalten; sie dient der Umsetzung von 
Artikel 4 Abs. 1 zweiter Spiegelstrich der Finanzkonglome- 
raterichtlinie. 

Die Aufsichtsbehörde arbeitet nach Absatz 1 Satz 1 bei der 
Beaufsichtigung der grenzüberschreitend tätigen Finanz- 
konglomerate mit den zuständigen Stellen der anderen Mit- 
glied- und Vertragstaaten des Europäischen Wirtschafts- 
raums eng zusammen (Umsetzung von Artikel 12 der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie). Die Zusammenarbeit beinhal- 
tet den gegenseitigen Austausch aller wesentlichen und 
zweckdienlichen Informationen. Nach Artikel 12 Abs. 1 
Unterabsatz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie soll im 
Rahmen der Zusammenarbeit der Informationsaustausch 
insbesondere zu folgenden Aspekten erfolgen: 

a) Identifikation der Gruppenstruktur aller größerer Unter- 
nehmen des Finanzkonglomerats sowie die für die be- 
aufsichtigten Unternehmen des Konglomerats zuständi- 
gen Behörden; 

b) Strategien des Finanzkonglomerats; 

c) Finanzlage des Finanzkonglomerats, insbesondere Eigen- 
mittelausstattung, gruppeninterne Transaktionen, Risiko- 
konzentrationen und Rentabilität; 

d) größte Aktionäre und Geschäftsleitung des Finanzkon- 
glomerats; 

e) Organisation, Risikomanagement und interne Kontroll- 
systeme auf Konglomeratsebene; 
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f) Verfahren zu Besehaffung von Informationen von den 
Unternehmen eines Finanzkonglomerats und deren 
Überprüfung; 

g) ungünstige Entwicklungen bei konglomeratsangehöri- 
gen Erstversicherungsuntemehmen oder bei anderen Un- 
ternehmen, die das Erstversicherungsuntemehmen ernst- 
haft in Mitleidenschaft ziehen könnten; 

h) die wichtigsten Sanktionen und außergewöhnlichen 
Maßnahmen, die den zuständigen Behörden nach Maß- 
gabe der Branchenvorschriften oder der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie. 

Die Aufsichtsbehörde kann auch mit den Zentralbanken der 
anderen Mitglied- und Vertragstaaten, dem Europäischen 
System der Zentralbanken und der Europäischen Zentral- 
bank Informationen über konglomeratsangehörige Erstver- 
sichemngsunternehmen austauschen, wenn diese die Anga- 
ben zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Absatz 2 Satz 1 bemht auf Artikel 10 Abs. 1 der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie. Um eine effektive und angemessene 
Beaufsichtigung grenzüberschreitender Finanzkonglome- 
rate zu gewährleisten, wird unter den für die Beaufsichti- 
gung der konglomeratsangehörigen Erstversichemngsunter- 
nehmen, Einlagenkreditinstitute, E-Geld-lnstitute, Wertpa- 
pierhandelsuntemehmen oder Kapitalanlagegesellschaften 
zuständigen Stellen der betroffenen Mitglied- und Vertrags- 
staaten, einschließlich denen des Mitglied- und Vertrags- 
staats, in dem die gemischte Finanzholding-Gesellschaft 
ihren Sitz hat, eine Stelle als Koordinator bestimmt. Arti- 
kel 10 Abs. 2 und 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie nennt 
Kriterien für die Ermittlung des Koordinators. Die Auf- 
sichtsbehörde ist nach diesem Gesetz Koordinator, wenn ein 
Erstversichemngsuntemehmen mit Sitz im Inland überge- 
ordnetes Finanzkonglomeratsuntemehmen nach § 104q 
Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 ist. 

Nach Absatz 2 Satz 2 obliegt der Aufsichtsbehörde als Ko- 
ordinator nach Maßgabe von Artikel 11 der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie die generelle Aufsicht und die Beurteilung 
der Finanzlage des Finanzkonglomerats sowie im Rahmen 
der Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen der ande- 
ren Mitglied- und Vertragstaaten bei der laufenden Beauf- 
sichtigung und in Krisensituationen die Koordinierung der 
Sammlung und Verbreitung aller wesentlichen und zweck- 
dienlichen Informationen sowie die Planung und Koordinie- 
rung der Aufsichtstätigkeiten. Als Koordinator ist die Auf- 
sichtsbehörde für die Beurteilung der Einhaltung der Vor- 
schriften über die Eigenmittelausstattung, Risikokonzentra- 
tionen und gruppenintemen Transaktionen sowie für die Be- 
urteilung der Geschäftsorganisation und Internen Kontroll- 
verfahren des Konglomerats zuständig. Die Bestellung des 
Koordinators lässt die Aufgaben und Zuständigkeiten der 
für die Beaufsichtigung der beaufsichtigten Finanzkonglo- 
meratsuntemehmen zuständigen Stellen der betroffenen 
Mitglied- und Vertragstaaten auf Einzel- und Gmppenebene 
unberührt. 

Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 regeln die verschiedenen Ar- 
ten der Zusammenarbeit zwischen der Aufsichtsbehörde als 
Koordinator und den zuständigen Stellen der anderen Mit- 
glied- und Vertragsstaaten Absatz 2 Satz 3 Nr. 1 beraht auf 


Artikel 4 Abs. 2 Satz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie, 
Absatz 2 Satz 3 Nr. 2 Buchstabe a auf Artikel 6 Abs. 2 
Unterabsatz 4, Artikel 7 Abs. 2 Unterabsatz 1 und Artikel 8 
Abs. 2 Unterabsatz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie, Ab- 
satz 2 Satz 3 Nr. 2 Buchstabe b auf Artikel 6 Abs. 5 Unter- 
absatz 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie, Absatz 2 Satz 3 
Nr. 2 Buchstabe c auf Artikel 12 Abs. 2 Buchstabe b der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie, Absatz 2 Satz 3 Nr. 3 Buch- 
stabe a auf Artikel 3 Abs. 4 Unterabsatz 2 der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie, Absatz 2 Satz 3 Nr. 3 Buchstabe b auf 
Artikel 3 Abs. 4 Buchstabe b der Finanzkonglomeratericht- 
linie, Absatz 2 Satz 3 Nr. 3 Buchstabe c auf Artikel 3 Abs. 6 
Unterabsatz 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie, Absatz 3 
auf Artikel 5 Abs. 4, Artikel 3 Abs. 4 Buchstabe a, Artikel 3 
Abs. 5, Artikel 3 Abs. 6 Unterabsatz 3, Artikel 3 Abs. 3 Un- 
terabsatz 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie. 

Zu Absatz 4 

Nach Absatz 4 regelt die Aufsichtsbehörde die näheren Be- 
stimmungen über die Zusammenarbeit bei der Beaufsichti- 
gung von grenzüberschreitend tätigen Finanzkonglomeraten 
in Kooperationsvereinbamngen mit den zuständigen Stellen 
der anderen Mitglied- und Vertragsstaaten. In den Vereinba- 
rungen können insbesondere die Verfahren der Beschluss- 
fassung der jeweils zuständigen Behörden untereinander ge- 
mäß Artikel 3, Artikel 4, Artikel 5 Abs. 4, Artikel 6, Arti- 
kel 12 Abs. 2, Artikel 16 und Artikel 18 der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie sowie der Zusammenarbeit mit anderen zu- 
ständigen Stellen festgelegt werden (Umsetzung von Arti- 
kel 11 Abs. 1 Unterabsatz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie). 

Zu § 104in Zuständigkeit für die zusätzliche Beaufsich- 
tigung auf Konglomeratsebene 

Die Bestimmung dient der Umsetzung von Artikel 5 Abs. 2 
Unterabsatz 2 und Artikel 10 Abs. 3 der Finanzkonglomera- 
terichtlinie. Die Regelungen erlauben es der Aufsichtsbe- 
hörde, Aufsichtszuständigkeiten für Finanzkonglomerate zu 
übertragen (Absatz 1) oder zu übernehmen (Absatz 2). 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Nr. 1 ermächtigt die Aufsichtsbehörde, von der 
Beaufsichtigung eines Finanzkonglomerats abzusehen und 
das übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen von 
den Vorschriften über die Beaufsichtigung auf Konglome- 
ratsebene widerruflich freizustellen, wenn das Finanzkon- 
glomerat einem anderem Finanzkonglomerat nachgeordnet 
ist, und dessen übergeordnetes Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen mit Sitz in einem andern Mitglied- oder Vertrag- 
staat dort in die zusätzliche Aufsicht auf Konglomerats- 
ebene einbezogen ist. Die Regelung setzt Artikel 5 Abs. 2 
Unterabsatz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie um, soweit 
ein grenzüberschreitender Sachverhalt betroffen ist. Der 
Verzicht auf die Beaufsichtigung eines inländischen nachge- 
ordneten Finanzkonglomerats ist in §§ 104q Abs. 8, 104r 
Abs. 4 Satz 2 zweiter Halbsatz und in § 104s Satz 1 gesetz- 
lich vorgesehen. Die Verantwortung der Aufsichtsbehörde 
für die Beaufsichtigung von Instituten auf Einzelinstituts- 
und Gmppenebene bleibt bestehen. Absatz 1 Nr. 2 ermäch- 
tigt die Aufsichtsbehörde, von ihrer Aufsichtszuständigkeit 
für Finanzkonglomerate abzusehen, wenn dies unter Be- 
rücksichtigung der Struktur des Finanzkonglomerats und 
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des relativen Gewichts seiner Tätigkeiten in verschiedenen 
Mitglied- und Vertragstaaten angemessen ist; dem überge- 
ordneten Finanzkonglomeratsuntemehmen ist Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. Die Regelung setzt Artikel 10 
Abs. 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie um. 

Zu Absatz 2 

Mit Absatz 2 wird die Aufsichtsbehörde ermächtigt, über 
die Fälle des §§ 104k Nr. 4 und 104q Abs. 3 Satz 6 bis 8 
oder Abs. 4 nach Maßgabe der Artikel 2 Nr. 14 sowie Arti- 
kel 3 und 5 der Finanzkonglomeraterichtlinie eine bran- 
chenübergreifend tätige Untemehmensgruppe als Finanz- 
konglomerat und ein Erstversicherungsuntemehmen als 
übergeordnetes Finanzkonglomeratsuntemehmen zu be- 
stimmen. Die Vorschriften dieses Gesetzes über die zusätz- 
liche Beaufsichtigung von Finanzkonglomeraten sind in 
diesem Fall entsprechend anzuwenden. 

Zu § 104n Ermittlung eines Finanzkonglomerats 

Zu Absatz 1 

Danach ermittelt die Aufsichtsbehörde, ob branchenüber- 
greifend tätige Gmppen von Unternehmen als Finanzkon- 
glomerate einzustufen sind; die Regelung setzt Artikel 4 
Abs. 1 erster Unterabsatz der Finanzkonglomeraterichtlinie 
um. Die Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörde mit den zu- 
ständigen Stellen der anderen Mitglied- und Vertragstaaten 
bei der Ermittlung und anschließenden Überwachung von 
grenzüberschreitend tätigen Finanzkonglomeraten bestimmt 
sich nach § 1041. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 setzt Artikel 3 Abs. 1 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie um und regelt, unter welcher Voraussetzung eine 
Gmppe von Unternehmen vorwiegend in der Finanzbranche 
tätig ist. Im Rahmen der Identifiziemng eines Finanzkon- 
glomerats wird nach dem ersten Schritt - der Ermittlung ei- 
ner Gruppe von Unternehmen gemäß § 104k Nr. 4 Buch- 
stabe a in Verbindung mit § 104k Nr. 5 — in einem zweiten 
Schritt anhand des Schwellenwertes für die Bilanzsummen 
ermittelt, ob diese Untemehmensgruppe vorwiegend in der 
Finanzbranche tätig ist. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 Nr. 1 und 2 setzt Artikel 3 Abs. 2 und Abs. 3 
Satz 1 der Finanzkonglomeraterichtlinie um. Die Regelun- 
gen bestimmen, bei Überschreitung welcher Schwellen- 
werte die branchenübergreifenden Tätigkeiten einer Gmppe 
erheblich sind. Dabei werden in Absatz 3 Nr. 1 die entspre- 
chenden Bilanzsummen und Solvabilitätsanfordemngen al- 
ler Unternehmen der jeweiligen Branchen herangezogen 
und Größenrelationen betrachtet. Die Berechnung der 
Kenngrößen nach Absatz 3 Nr. 1 Buchstabe a und b lassen 
sich als Formel wie folgt darstellen: 

(A % + B %) / 2 > 10 % für die Versichemngsbranche und 
(C % + D %) / 2 > 10 % für die Banken-/ Weitpapierdienst- 
leistungsbranche 


mit: 

^ ^ (Bilanzsumme der Versicherungsbranche) 

(Bilanzsumme der Banken-ZWertpapierdienstleistungs- 
und Versicherungsbranche) 

(Solvabilitätsanforderungen der Versicherungsbranche) 

B % — 7"; 

(Solvabilitätsanfordeiungen der Banken-/ 
Wertpapierdienstleistungs- und Versicheiungsbranche) 

(Bilanzsumme der Banken-/ 
Wertpapierdienstleistungsbranche) 

C % — : : : : 

(Bilanzsumme der Banken-ZWertpapierdienstleistungs- 
und Versicherungsbranche) 

(Solvabilitätsanforderungen der Banken-/ 

^ Wertpapierdienstleistungsbranche) 

(Solvabilitätsanfordeiungen der Banken-/ 
Wertpapierdienstleistungs- und Versicherungsbranche). 

Absatz 3 Nr. 2 beinhaltet den Auffangtatbestand, dass bei 
Nichtüberschreitung der Relationen nach Absatz 3 Nr. 1 
auch dann die branchenübergreifende Tätigkeit der Unter- 
nehmensgmppe als erheblich einzustufen ist, wenn die 
Summe der Bilanzsummen der Unternehmen der am 
schwächsten vertretenen Finanzbranche den Schwellenwert 
von 6 Milliarden Euro übersteigt. 

Für Zwecke der Identifiziemng werden Versichemngs-Flol- 
dinggesellschaften der Versichemngsbranche und Finanz- 
holding-Gesellschaften der Banken- und Wertpapierdienst- 
leistungsbranche zugerechnet. Gemischte Versicherungs- 
holdinggesellschaften nach § 104a Abs. 2 Nr. 5 des Versi- 
chemngsaufsichtsgesetzes, gemischte Unternehmen nach 
§ 1 Absatz 3b des Kreditwesengesetzes sowie Kapitalanla- 
gegesellschaften nach § 3 Absatz 6 des Investmentgesetzes 
bleiben unberücksichtigt, da sie nicht in der Definition der 
Finanzbranche nach § 104k Nr. 2 erfasst sind. Es ist mög- 
lich, dass eine Floldinggesellschaft nach der Identifiziemng 
der zugehörigen Untemehmensgruppe als Finanzkonglome- 
rat als gemischte Finanzholding-Gesellschaft klassifiziert 
wird. 

Grundsätzlich wird zur Bestimmung der Bilanzsumme einer 
Branche die Summe der jeweiligen Bilanzsummen der Un- 
ternehmen einer Gmppe herangezogen. Bei der Berechnung 
der Bilanzsumme ist wie folgt vorzugehen: 

• Außerbilanzielle Positionen werden ausgenommen. 

• Anteile an einem Unternehmen der anderen Branche 
werden in Flöhe des Buchwertes von der Bilanzsumme 
des beteiligten Unternehmens abgezogen und in Flöhe 
des durchgerechneten Anteils an der Bilanzsumme der 
Branche zugerechnet, in der das Unternehmen tätig ist. 

• Flält ein Versichemngsuntemehmen Beteiligungen an 
einem Unternehmen der Banken- und Wertpapierdienst- 
leistungsbranche, das selbst wiederum Beteiligungen an 
einem Versichemngsuntemehmen hält, dann sind diese 
Beteiligungen entsprechend herauszurechnen und ihre 
Bilanzsummen anteilig der Versichemngsbranche zuzu- 
rechnen und vice versa. 

• Existiert ein Konzernabschluss für eine Untergmppe, de- 
ren gmppenangehörige Unternehmen ausschließlich in 
einer Finanzbranche tätig sind, dann ist dieser Konzem- 
abschluss heranzuziehen. 
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• Ein Konzemabschluss kann auch dann herangezogen 
werden, wenn Unternehmen der anderen Finanzbranche 
nicht in den Konsolidierungskreis einbezogen werden, 
sondern lediglich als Beteiligungen ausgewiesen sind; 
dann sind diese Beteiligungen mit ihrem Buchwert von 
der Bilanzsumme des Konzerns abzuziehen. 

• Die Vorgehensweise für Beteiligungsuntemehmen gilt 
entsprechend für Tochterunternehmen. 

Grundsätzlich sind die Solvabilitätsanforderungen einer Fi- 
nanzbranche nach den jeweiligen lokal geltenden Solvabili- 
tätsanforderungen der regulierten Unternehmen einer 
Gruppe zu ermitteln. Dabei ist wie folgt vorzugehen: 

• Die Eigenmittel sind in der Höhe anzusetzen, die zur 
Einhaltung der Solvabilitätsvorschriften notwendig sind. 
Für Banken sind beispielsweise die Eigenmittel in der 
Höhe zu berücksichtigen, die benötigt werden, um eine 
Gesamtkennziffer von 8 Prozent zu erreichen. 

• Die Solvabilitätsanforderungen von einem Unterneh- 
men, an dem eine Beteiligung gehalten wird, ist in Höhe 
des quotal gehaltenen Anteils anzusetzen. 

• Werden konsolidierte Solvabilitätsanforderungen für 
eine Untergruppe erstellt, dann werden die Werte dieser 
konsolidierten Meldungen herangezogen. 

• Zusätzliche Eigenmittelanforderungen — z. B. zur Unter- 
legung von Großkreditüberschreitungen - sind bei der 
Ermittlung der Solvabilitätsanforderungen zu berück- 
sichtigen. 

• Unregulierte Beteiligungsuntemehmen, die nicht in einer 
konsolidierten Solvabilitätsberechnung einer Unter- 
gmppe einbezogen werden, sind in der Solvabilitätsan- 
fordemng einer Finanzbranche nicht zu berücksichtigen. 

Zu Absatz 4 

Diese Regelung setzt Artikel 3 Abs. 4 Buchstabe a in Ver- 
bindung mit Artikel 6 Abs. 5 erster und zweiter Unterabsatz 
der Finanzkonglomeraterichtlinie um und nennt die Fälle, 
bei denen Unternehmen in der Berechnung der Schwellen- 
werte zur Identifrziemng eines Finanzkonglomerats unbe- 
rücksichtigt bleiben können. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 setzt Artikel 3 Abs. 6 erster und zweiter Unterab- 
satz der Finanzkonglomeraterichtlinie um. Danach unter- 
liegt ein Finanzkonglomerat, das im Laufe eines Geschäfts- 
jahres die in Absatz 3 genannten Schwellenwerte unter- 
schreitet - beispielsweise durch Umstrukturiemngen — , 
auch weiterhin der zusätzlichen Aufsicht, wenn in drei dar- 
auf folgenden Geschäftsjahren die hier genannten herabge- 
setzten Schwellenwerte überschritten werden. 

Zu Absatz 6 

Die Vorschrift regelt die Berechnung der Schwellenwerte 
zur Ermittlung der branchenübergreifenden Tätigkeit und 
setzt Artikel 3 Abs. 5 und 7 der Finanzkonglomeraterichtli- 
nie um. Darüber hinaus können gegebenenfalls weitere Kri- 
terien herangezogen werden. Die anteiligen aggregierten 
Bilanzsummen der Einzelabschlüsse werden für die Berech- 
nung herangezogen. Eine Beteiligung an einem Unterneh- 


men der Finanzbranche wird in Höhe ihres Beteiligungs- 
buchwertes von der Bilanzsumme des beteiligten Unterneh- 
mens abgezogen und ihre Bilanzsumme in Höhe des quotal 
gehaltenen Anteils der jeweiligen Finanzbranche zugerech- 
net. Die Vorgehensweise für Beteiligungsuntemehmen gilt 
entsprechend für Tochtemnternehmen. Liegt ein Konzem- 
abschluss vor, der Unternehmen nur einer Finanzbranche 
umfasst, dann ersetzt dieser die aggregierten Bilanzsummen 
der Einzelabschlüsse. 

Im Einzelfall können anstelle oder zusätzlich die Ertrags- 
struktur oder die außerbilanziellen Geschäfte als Gmndlage 
zur Berechnung von der Aufsichtsbehörde zugelassen wer- 
den. 

Die Solvabilitätsanfordemngen bemessen sich nach den 
Vorschriften des § 53c dieses Gesetzes und § 10 des Kredit- 
wesengesetzes auf Einzelebene bzw. § 1 04g dieses Gesetzes 
und § 10a des Kreditwesengesetzes auf Gmppenebene. Für 
ausländische Beteiligungen bzw. Tochtemnternehmen, die 
nicht in der jeweiligen Gmppensolvabilitätsberechnung er- 
fasst werden, gelten die Solvabilitätsanfordemngen im Sitz- 
land entsprechend. 

Zu § 104o Feststellung eines Finanzkonglomerats 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 setzt Artikel 4 Abs. 2 Satz 1 der Finanzkonglome- 
raterichtlinie um. Danach stellt die Aufsichtsbehörde fest, 
dass eine branchenübergreifend tätige Untemehmensgmppe 
als Finanzkonglomerat einzustufen ist und teilt dies dem 
Muttemntemehmen mit. Steht an der Spitze der Unterneh- 
mensgmppe kein Muttemntemehmen - z. B. bei einer hori- 
zontalen Untemehmensgmppe -, unterrichtet die Aufsichts- 
behörde das Erstversichemngsuntemehmen, Einlagenkre- 
ditinstitut, E-Geld-Institut oder Wertpapierhandelsunterneh- 
men mit der höchsten Bilanzsumme. Zugleich teilt die 
Aufsichtsbehörde mit, welches Unternehmen der Gmppe 
übergeordnetes Finanzkonglomeratsuntemehmen ist. 

Die Feststellung ist ein Verwaltungsakt, der der förmlichen 
Zustellung bedarf und der verwaltungsgerichtlichen Über- 
prüfung zugänglich ist. Wegen der belastenden Wirkung ist 
der jeweilige Adressat vor dem Erlass anzuhören (§ 28 
Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz). 

Zu Absatz 2 

Danach hat die Aufsichtsbehörde die Feststellung einer 
Untemehmensgmppe als Finanzkonglomerat aufzuheben, 
wenn die Tatbestandsvoraussetzungen für die Einstufung als 
Finanzkonglomerat nicht mehr vorliegen. Dies ist insbeson- 
dere der Fall, wenn die in § 104n Abs. 5 genannten herabge- 
setzten Schwellenwerte unterschritten werden. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 setzt Artikel 3 Abs. 6 dritter Unterabsatz der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie um. Danach kann die Auf- 
sichtsbehörde von der zusätzlichen Beaufsichtigung der Un- 
ternehmensgmppe als Finanzkonglomerat absehen, wenn 
die Schwellenwerte nach § 104k Nr. 4 in Verbindung mit 
§ 104n Abs. 2 und 3 zwar unterschritten, die in § 104n 
Abs. 5 genannten herabgesetzten Schwellenwerte innerhalb 
des Dreijahreszeitraumes jedoch überschritten werden. 
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Zu § 104p Befreiungen 

Satz 1 Nr. 1 setzt Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie, Satz 1 Nr. 2 Artikel 3 Abs. 4 Buchstabe b 
der Finanzkonglomeraterichtlinie um. Die Vorschrift regelt 
die Fälle, in denen die Aufsichtsbehörde von der Feststel- 
lung einer Untemehmensgruppe als Finanzkonglomerat ab- 
sehen bzw. das übergeordnete Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen von den Verpflichtungen nach § 104r oder § 104s 
ganz oder teilweise freistellen kann. 

Wird eine Untemehmensgruppe auf Grund eines Über- 
schreitens der Schwelle von 6 Milliarden Euro als Finanz- 
konglomerat eingestuft, kann die Aufsichtsbehörde von der 
Feststellung der Untemehmensgmppe als Finanzkonglome- 
rat absehen oder das übergeordnete Finanzkonglomeratsun- 
temehmen ganz oder teilweise von den zusätzlichen Anfor- 
demngen hinsichtlich der Risikokonzentrationen, der gmp- 
penintemen Transaktionen sowie der internen Kontrollme- 
chanismen und des Risikomanagements freistellen, wenn 
die zusätzliche Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene 
nicht erforderlich, ungeeignet oder irreführend ist. Dies ist 
insbesondere anzunehmen, wenn 

1 . die relative Größe der am schwächsten der beiden vertre- 
tenen Finanzbranchen höchstens 5 vom Hundert beträgt, 
gemessen an den drei möglichen Kriterien: durchschnitt- 
licher Anteil der Bilanzsumme und der Solvabilitätsan- 
fordemngen nach § 104n Abs. 3 Nr. 1, Anteil der Bi- 
lanzsumme oder Anteil der Solvabilitätsanfordemngen; 
oder 

2. der Marktanteil in allen Mitglied- oder Vertragsstaaten 
gemessen an der Bilanzsumme in der Banken- und Wert- 
papierdienstleistungsbranche und an den in der Versiche- 
mngsbranche gebuchten Bmttobeiträgen weniger als 5 
vom Hundert beträgt. 

Nach Satz 1 Nr. 2 kann die Aufsichtsbehörde eine Unter- 
nehmensgmppe, die ausschließlich auf Gmnd einer erhebli- 
chen Ändemng ihrer Struktur - z. B. durch Übernahme 
eines Unternehmens der anderen Finanzbranche - die 
Schwellenwerte des § 104n Abs. 2 und 3 von 40 Prozent 
bzw. 10 Prozent überschreitet, bis zu drei Jahren von der zu- 
sätzlichen Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene be- 
freien. Bei grenzüberschreitend tätigen Finanzkonglomera- 
ten entscheidet die Aufsichtsbehörde über die Befreiung im 
Einvernehmen mit den zuständigen Stellen der anderen be- 
troffenen Mitglied- oder Vertragsstaaten. 

Zu § 104q Eigenmittelausstattung von Finanzkonglo- 
meraten 

Ein Hauptziel der Finanzkonglomeraterichtlinie besteht da- 
rin, auf der Ebene des Finanzkonglomerats eine Eigenmit- 
telausstattung sicherzustellen, die den Risiken einer bran- 
chenübergreifend tätigen Unternehmensgruppe angemes- 
sen Rechnung trägt. Die Richtlinie sieht daher Regelungen 
vor, die auf Konglomeratsebene insbesondere die Mehr- 
fachberücksichtigung von Bestandteilen, die als Eigenmittel 
ausgewiesen werden können (Mehrfachbelegung von 
Eigenkapital) und jede unangemessene gruppeninterne 
Eigenmittelschöpfung ausschließen. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt den Grundsatz, dass ein Finanzkonglomerat 
insgesamt angemessene Eigenmittel haben muss (Umset- 
zung von Artikel 6 Abs. 1 und Abs. 2 Unterabsatz 1 der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie). Die Anforderungen an eine 
angemessene Eigenmittelausstattung auf Einzelinstituts- 
und Gruppenebene nach § 53c und § 104g bleiben hiervon 
unberührt. Nach Artikel 6 Abs. 1 und Abs. 4 der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie in Verbindung mit dem Anhang 1 kann 
die zusätzliche Eigenmittelanforderung an ein Finanzkon- 
glomerat nach vier Methoden berechnet werden. 

Methode 1: „Berechnung auf Grundlage des konsoli- 
dierten Abschlusses“ 

Die zusätzliche Eigenkapitalanforderung ist die Diffe- 
renz zwischen (i) den auf Grund des konsolidierten 
Abschlusses errechneten Eigenmitteln des Finanzkon- 
glomerats, wobei die gemäß den einschlägigen Bran- 
chenvorschriften zulässigen Bestandteile herange- 
zogen werden können, und (ii) der Summe der Sol- 
venzanforderungen an die jeweiligen in der Gruppe 
vertretenen Finanzbranchen; diese Solvenzanforde- 
rungen werden nach den jeweiligen Branchenvor- 
schriften errechnet. Für unbeaufsichtigte Unterneh- 
men der Finanzbranche, die nicht in die oben erwähn- 
ten Berechnungen der branchenbezogenen Solvabili- 
tätsanforderungen einbezogen werden, wird eine 
fiktive Solvabilitätsanforderung ermittelt. 

Methode 2: „Abzugs- und Aggregationsmethode“ 

Die zusätzliche Eigenkapitalanforderung an die beauf- 
sichtigten Unternehmen eines Finanzkonglomerats 
wird auf der Grundlage der Einzelabschlüsse aller 
Unternehmen der Gruppe berechnet. Die zusätzliche 
Eigenkapitalanforderung ist die Differenz zwischen (i) 
der Summe der Eigenmittel jedes beaufsichtigten und 
unbeaufsichtigten der Finanzbranche angehörenden 
Unternehmens des Finanzkonglomerats, wobei die ge- 
mäß den einschlägigen Branchenvorschriften zulässi- 
gen Bestandteile herangezogen werden können, und 
(ii) der Summe aus den Solvenzanforderungen an je- 
des beaufsichtigte und unbeaufsichtigte der Finanz- 
branche angehörende Unternehmen der Gruppe, die 
gemäß den einschlägigen branchenspezifischen Vor- 
schriften errechnet werden, und dem Buchwert der 
Beteiligungen an anderen Unternehmen der Gruppe. 
Für unbeaufsichtigte der Finanzbranche angehörende 
Unternehmen wird eine fiktive Solvabilitätsanforde- 
rung ermittelt. Eigenmittel- und Solvabilitätsanforde- 
rungen werden anteilmäßig berücksichtigt. 

Methode 3: „Buchwert/ Anforderungsabzugsmethode“ 

Die zusätzliche Eigenkapitalanforderung an die beauf- 
sichtigten Unternehmen eines Finanzkonglomerats 
wird auf der Grundlage der Einzelabschlüsse aller 
Unternehmen der Gruppe berechnet. Die zusätzliche 
Eigenkapitalanforderung ist die Differenz zwischen (i) 
den Eigenmitteln des Mutteruntemehmens oder des 
Unternehmens an der Spitze des Finanzkonglomerats, 
wobei die gemäß den einschlägigen Branchenvor- 
schriften zulässigen Bestandteile herangezogen wer- 
den können, und (ii) der Summe aus der Solvenzanfor- 
derung an das unter Buchstabe (i) genannte Mutter- 
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unternehmen oder an das Unternehmen an der Spitze 
und - je naehdem weleher Wert der höhere ist - dem 
Buchwert der Beteiligungen dieses Unternehmens an 
anderen Unternehmen der Gruppe oder den Solvabili- 
tätsanforderungen an diese anderen Unternehmen; die 
Solvabilitätsanforderungen letzterer werden anteilmä- 
ßig berücksichtigt. Für unbeaufsichtigte der Finanz- 
branche angehörende Unternehmen wird eine fiktive 
Solvabilitätsanforderung ermittelt. Zur Bewertung der 
für die Berechnung der zusätzlichen Eigenkapitalan- 
forderungen zulässigen Bestandteile können Beteili- 
gungen nach der Equity-Methode bewertet werden. 

Methode 4: „Kombination der Methoden 1, 2 und 3“ 

Die Möglichkeit der Berechnung der Eigenmittelanforde- 
rung auf der Ebene des Finanzkonglomerats nach verschie- 
denen Methoden und das Erfordernis einer möglichst flexib- 
len Regelung machen es unmöglich, die Anforderungen an 
die Eigenmittel gesetzlich abschließend zu regeln. In den 
nach Absatz 1 Satz 2 durch Rechtsverordnung zu erlassen- 
den Solvabilitätsgrundsätzen sollen daher insbesondere die 
im Anhang I der Finanzkonglomeraterichtlinie genannten 
technischen Grundsätze (Umfang und Form der Berechnung 
der zusätzlichen Eigenkapitalanforderung sowie sonstige 
technischen Grundsätze) und die oben genannten Berech- 
nungsmethoden näher bestimmt werden, nach denen die 
Aufsichtsbehörde im Regelfall beurteilt, ob ein Konglome- 
rat über eine angemessene Eigenmittelausstattung verfügt. 
Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung 
werden durch die europäischen Rahmenregelungen, insbe- 
sondere die Finanzkonglomeraterichtlinie bestimmt. Künf- 
tige Änderungs- und Folgerichtlinien werden miterfasst; 
Artikel 80 Grundgesetz steht der dynamischen Verweisung 
auf höherrangiges Recht nicht entgegen. 

Die Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, ist vom Bundesministerium der Finanzen 
im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank zu erlassen. 
Die Verordnungsermächtigung kann auf die Aufsichtsbe- 
hörde mit der Maßgabe übertragen werden, dass die Rechts- 
verordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundes- 
bank ergeht. Die Belange der Versicherungs- und Kredit- 
wirtschaft werden dadurch gewahrt, dass der Versicherungs- 
beirat und die Spitzenverbände der Institute vor Erlass der 
Rechtsverordnung angehört werden müssen. 

Zu Absatz 2 

Diese Vorschrift setzt die Anzeigepflicht nach Artikel 6 
Abs. 2 Unterabsatz 4 und 5 der Finanzkonglomeraterichtli- 
nie um. Die für die Überprüfung der angemessenen Eigen- 
mittelausstattung erforderlichen Angaben sind von dem 
übergeordneten Finanzkonglomeratsuntemehmen im Sinne 
des Absatzes 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 (Erstversicherungs- 
untemehmen oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft) 
einzureichen; ist ein Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Institut, 
Wertpapierhandelsuntemehmen, eine Kapitalanlagegesell- 
schaft oder eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft im 
Sinne des § 10b Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 des Kredit- 
wesengesetzes übergeordnetes Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen, ist dieses nach § 10b Abs. 2 Kreditwesengesetz an- 
zeigepflichtig. Nähere Bestimmungen über Art, Umfang, 
Zeitpunkt und Form der Angaben sowie über die zulässigen 
Datenträger und Übertragung swege bleiben der Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 1 Satz 2 Vorbehalten. 


Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 Satz 1 sind in die Berechnung der Eigenmit- 
tel auf der Ebene des Finanzkonglomerats das übergeord- 
nete Finanzkonglomeratsuntemehmen mit Sitz im Inland 
und die ihm nachgeordneten Finanzkonglomeratsuntemeh- 
men einzubeziehen; damit wird Artikel 6 Abs. 3 der Finanz- 
konglomeraterichtlinie umgesetzt. Nach Absatz 3 Satz 2 
(Umsetzung von Anhang I Nr. 2 (ii) der Finanzkonglomera- 
terichtlinie) gelten bei den in die Berechnung der Eigenmit- 
tel auf Konglomeratsebene einzubeziehenden Unternehmen 
als Eigenmittel die Bestandteile, die den nach § 53c dieses 
Gesetzes und § 10 des Kreditwesengesetzes anerkannten 
Bestandteilen entsprechen. Nach Absatz 3 Satz 3 bestimmt 
die Aufsichtsbehörde nach Anhömng des übergeordneten 
Finanzkonglomeratsuntemehmens, welche der nach Arti- 
kel 6 Abs. 4 in Verbindung mit dem Anhang I der Finanz- 
konglomeraterichtlinie genannten Methoden das Finanz- 
konglomerat bei der Berechnung der Eigenmittel anzuwen- 
den hat. Steht an der Spitze des Finanzkonglomerats, dessen 
beaufsichtigte Finanzkonglomeratsuntemehmen ihren Sitz 
nicht ausschließlich im Inland haben, eine gemischte Fi- 
nanzholding-Gesellschaft, kann das Konglomerat nach Ab- 
satz 3 Satz 4 die Berechnungsmethode frei wählen; das 
übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen hat der 
Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank die ge- 
wählte Berechnungsmethode unverzüglich anzuzeigen. Ab- 
satz 3 Satz 3 und 4 setzten Anhang I Unterabsatz 2 und 3 
der Finanzkonglomeraterichtlinie um. 

Die nachgeordneten Finanzkonglomeratsuntemehmen sind 
nach Absatz 3 Satz 5 die konglomeratsangehörigen Erstver- 
sichemngsuntemehmen, Einlagenkreditinstitute, E-Geld- 
Institute, Wertpapierhandelsuntemehmen, Kapitalanlagege- 
sellschaften und gemischte Finanzholding-Gesellschaften, 
soweit sie nicht übergeordnete Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen sind, sowie die konglomeratsangehörigen Rückver- 
sichemngsuntemehmen, Versicherungsholding-Gesellschaf- 
ten, Finanzuntemehmen und Unternehmen mit bankbezo- 
genen Hilfsdiensten. Kapitalanlagegesellschaften sind auf 
Grand Artikel 30 Abs. 1 Buchstabe b der Finanzkonglo- 
meraterichtlinie in die Eigenmittelberechnung auf Konglo- 
meratsebene einzubeziehen. Bei den nachgeordneten Fi- 
nanzkonglomeratsuntemehmen wird dabei nicht zwischen 
Unternehmen mit Sitz im Inland oder Ausland differenziert. 

Das übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen wird 
in Absatz 3 Satz 6 bis 8 definiert, wobei der Begriff „über- 
geordnet“ sich nicht zwangsläufig auf die Konzemstraktur 
bezieht, sondern auf aufsichtrechtliche Wertigkeit des Un- 
ternehmens; daher ist in der Regel bei einer Holdingstruktur 
ein Tochterunternehmen das übergeordnete Finanzkonglo- 
meratsuntemehmen. Die Regelung dient der Umsetzung 
von Artikel 5 Abs. 2 und Artikel 10 Abs. 2 der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie. Nach Artikel 5 Abs. 2 der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie unterliegen nur bestimmte Erstversiche- 
rangsuntemehmen, Einlagenkreditinstitute, E-Geld-Insti- 
tute, Wertpapierhandelsuntemehmen und Kapitalanlagege- 
sellschaften auf Konglomeratsebene einer zusätzlichen 
Beaufsichtigung gemäß den Artikeln 6 bis 17 der Finanz- 
konglomeraterichtlinie. Artikel 10 Abs. 2 der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie nennt die Kriterien, nach denen unter 
den zuständigen Stellen der betroffenen Staaten des Europä- 
ischen Wirtschaftsraums der für die zusätzliche Aufsicht zu- 
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ständige Koordinator zu bestimmen ist. Bei der Bestellung 
des Koordinators wird dabei als Hauptkriterium immer an 
den Sitz eines bestimmten beaufsichtigten Finanzkonglome- 
ratsuntemehmens angeknüpft, auch dann, wenn an der 
Spitze des Konglomerats eine gemischte Finanzholding-Ge- 
sellschaft steht. Dieser Ansatz ist aus aufsichtsrechtlicher 
Sicht geboten, da nur beaufsichtigte Finanzkonglomeratsun- 
temehmen - nicht jedoch gemischte Finanzholding-Gesell- 
schaften - uneingeschränkt der Aufsicht unterliegen. Das 
übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen nach Ab- 
satz 3 Satz 6 bis 8 ist das für die Einhaltung der zusätzlichen 
aufsichtsrechtlichen Anforderungen auf der Ebene des Fi- 
nanzkonglomerats verantwortliche Unternehmen. Darüber 
hinaus ist die Aufsichtsbehörde in den in Absatz 3 Satz 6 bis 
8 genannten Fällen der nach dem Versicherungsaufsichtsge- 
setz für die zusätzliche Aufsicht zuständige Koordinator 
(Umsetzung von Artikel 10 Abs. 2 und 3 der Finanzkonglo- 
meraterichtl inie) . 

Rückversicherungsuntemehmen werden auf europäischer 
Ebene derzeit nicht beaufsichtigt. Sie sind deshalb keine be- 
aufsichtigten Unternehmen im Sinne des Artikels 2 Nr. 4 
der Finanzkonglomeraterichtlinie, sondern werden unter 
Artikel 2 Nr. 6 der Finanzkonglomeraterichtlinie gesondert 
aufgeführt. Rückversicherungsunternehmen können dage- 
gen gemischte Finanzholding-Gesellschaften nach Artikel 2 
Nr. 15 sein, wenn sie zusammen mit ihren Tochterunterneh- 
men, von denen mindestens eines ein beaufsichtigtes Fi- 
nanzkonglomeratsuntemehmen ist, und anderen Unterneh- 
men derselben Gmppe ein Finanzkonglomerat bilden. Nach 
Artikel 5 Abs. 5 der Finanzkonglomeraterichtlinie soll die 
zusätzliche Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene - un- 
beschadet § 7a Abs. 3 - nicht zur Beaufsichtigung gemisch- 
ter Finanzholding-Gesellschaften auf der Basis der Einzel- 
betrachtung führen. 

Nach Absatz 3 Satz 6 Nr. 1 ist das Erstversichemngsunter- 
nehmen mit Sitz im Inland, das an der Spitze eines Finanz- 
konglomerats steht, das übergeordnete Finanzkonglomerats- 
untemehmen, es sei denn ein Einlagenkreditinstitut, 
E-Geld-lnstitut, Wertpapierhandelsuntemehmen oder eine 
Kapitalanlagegesellschaft mit Sitz im Inland steht ebenfalls 
an der Spitze des Finanzkonglomerats und die Banken- und 
Wertpapierdienstleistungsbranche ist stärker vertreten als 
die Versichemngsbranche (Umsetzung von Artikel 10 
Abs. 2 Buchstabe a der Finanzkonglomeraterichtlinie), ln 
den Fällen des Absatzes 3 Satz 6 Nr. 2 und Nr. 3 steht eine 
gemischte Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz im Inland 
(Nr. 2) oder mit Sitz in einem andern Staat des Europäi- 
schen Wirtschaftsraums (Nr. 3) an der Spitze des Finanz- 
konglomerats, der mindestens ein Erstversichemngsunter- 
nehmen mit Sitz im Inland als Tochtemntemehmen nach- 
geordnet ist (Umsetzung von Artikel 10 Abs. 2 Buchstabe b 
(i bis iii) der Finanzkonglomeraterichtlinie). 

Absatz 3 Satz 7 setzt Artikel 10 Abs. 2 Buchstabe b (iv) der 
Finanzkonglomeraterichtlinie um und bestimmt das beauf- 
sichtigte Unternehmen mit der höchsten Bilanzsumme in 
der am stärksten vertretenen Finanzbranche als übergeord- 
netes Unternehmen, wenn an der Spitze des Finanzkonglo- 
merates keine gemischte Finanzholding-Gesellschaft als 
Mutteruntemehmen steht. 


Nach Absatz 3 Satz 8 kann die Aufsichtsbehörde abwei- 
chend von Satz 6 Nr. 1 bis 3 und Satz 7 unter Berücksichti- 
gung der Struktur des Finanzkonglomerats ein Erstversiche- 
rungsuntemehmen als übergeordnetes Finanzkonglomerats- 
unternehmen bestimmen; die Regelung setzt Artikel 10 
Abs. 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie um. 

Zudem kann auch eine gemischte Finanzholding-Gesell- 
schaft als übergeordnetes Finanzkonglomeratsuntemehmen 
bestimmt werden. Dies kommt insbesondere bei Rückversi- 
chemngsuntemehmen, die im Sinne der Finanzkonglomera- 
terichtlinie als gemischte Finanzholding-Gesellschaften zu 
qualifizieren sind, national hingegen mit Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Ändemng des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
und anderer Gesetze vom . . . (BGBl. IS. . . .) einer unmittel- 
baren Aufsicht unterliegen, in Betracht. Zugleich sind die 
betroffenen Unternehmen vor der im Ermessen der Bundes- 
anstalt stehenden Entscheidung anzuhören. 

Im Sinne des Absatzes 3 stärker vertreten ist jeweils die Fi- 
nanzbranche mit dem höchsten durchschnittlichen Anteil 
nach § 104n Abs. 3. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 setzt Artikel 5 Abs. 4 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie um. Die branchenübergreifende Tätigkeit von 
Finanzkonglomeraten kann neue, für die Aufsicht rele- 
vante Risiken schaffen oder bestehende verschärfen. Das 
Ziel der Finanzkonglomeraterichtlinie ist es, diese Risiken 
durch eine wirksame und angemessene zusätzliche Beauf- 
sichtigung auf der Ebene des Konglomerats abzudecken. 
Um dieses Ziel zu erreichen, muss die zusätzliche Beauf- 
sichtigung der Erstversicherungsuntemehmen, Einlagen- 
kreditinstitute, E-Geld-Institute, Wertpapierhandelsunter- 
nehmen und Kapitalanlagegesellschaften eines Finanzkon- 
glomerats alle Konglomerate, die in erheblichem Umfang 
branchenübergreifend tätig sind, unabhängig von ihrer 
Struktur erfassen. Artikel 5 Abs. 4 der Finanzkonglomera- 
terichtlinie soll Untemehmensgruppen erfassen, die kein 
Finanzkonglomerat bilden, bei denen jedoch eine zusätzli- 
che Beaufsichtigung unter Berücksichtigung der Ziele der 
Finanzkonglomeraterichtlinie erforderlich ist. Die Auf- 
sichtsbehörde kann in diesen Fällen die Vorschriften über 
die zusätzliche Beaufsichtigung auf Konglomeratsebene 
ganz oder teilweise auf die betroffenen beaufsichtigten 
Finanzkonglomeratsuntemehmen anwenden und eines der 
Unternehmen als übergeordnetes Finanzkonglomeratsun- 
ternehmen bestimmen. Bei grenzüberschreitenden Finanz- 
konglomeraten entscheidet die Aufsichtsbehörde im Ein- 
vernehmen mit den zuständigen Stellen der anderen Mit- 
glied- oder Vertragsstaaten. 

Zu Absatz 5 

Danach kann die Aufsichtsbehörde auf die Eigenmittel des 
Finanzkonglomerats einen Korrekturposten festsetzen, 
wenn unbeschadet der Erfüllung der Anfordemngen nach 
§§ 104q Abs. 1, 104r oder 104s eine Gefahr für die Solvabi- 
lität des Finanzkonglomerats besteht oder bedeutende gmp- 
peninterne Transaktionen innerhalb des Finanzkonglome- 
rats oder bedeutende Risikokonzentrationen auf Konglome- 
ratsebene die Finanzlage des Finanzkonglomerats gefähr- 
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den; die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 16 
Unterabsatz 1 der Finanzkonglomerateriehtlinie. 

Zu Absatz 6 

Gemäß Absatz 6 Satz 1 ist das übergeordnete Finanzkon- 
glomeratsuntemehmen für die angemessene Eigenmittelaus- 
stattung des Finanzkonglomerats verantwortlich. Absatz 6 
Satz 2 bestätigt den Vorrang des allgemein geltenden Ge- 
sellschaftsrechts. 

Zu Absatz 7 

Diese Vorschrift verpflichtet die in die Berechnung der 
Eigenmittel auf Konglomeratsebene einzubeziehenden 
Unternehmen, die für die zusätzliche Beaufsichtigung erfor- 
derlichen Angaben dem nach Absatz 2 anzeigepflichtigen 
Unternehmen zur Verfügung zu stellen. Darüber hinaus ver- 
pflichtet Absatz 7 Satz 1 die in die Eigenmittelberechnung 
auf Konglomeratsebene einzubeziehenden Unternehmen, 
eine ordnungsgemäße Organisation und angemessene in- 
terne Kontrollverfahren einzurichten, damit die für die Be- 
rechnung erforderlichen Daten entsprechend zusammen- 
gestellt, weitergeleitet und auf ihre Richtigkeit überprüft 
werden können (Umsetzung von Artikel 9 Abs. 4 der Fi- 
nanzkonglomeraterichtlinie). Erhält das nach Absatz 2 an- 
zeigepflichtige Unternehmen die erforderlichen Angaben 
nicht, sieht Absatz 7 Satz 3 eine Abzugspfhcht vor. Von den 
Eigenmitteln des übergeordneten Finanzkonglomeratsunter- 
nehmens sind nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 Satz 2 die auf das in die Berechnung der Eigenmit- 
tel auf Konglomeratsebene einzubeziehende Unternehmen 
entfallenden Buchwerte abzuziehen. Übermittelt eine ge- 
mischte Finanzholding-Gesellschaft dem anzeigepflichtigen 
Unternehmen nicht die erforderlichen Angaben, kann die 
Aufsichtsbehörde Maßnahmen nach § 104t Abs. 1 ergrei- 
fen. Probleme dürfte es insoweit nur mit nachgeordneten 
Finanzkonglomeratsuntemehmen mit Sitz außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums geben, da die Finanzkon- 
glomeraterichtlinie die Mitglieds- und Vertragsstaaten 
verpflichtet, den für die zusätzliche Aufsicht auf Konglo- 
meratsebene erforderlichen Informationsfluss zu gewähr- 
leisten. 

Zu Absatz 8 

Nach Absatz 8 muss ein Finanzkonglomerat, das selbst 
einem anderen Finanzkonglomerat nachgeordnet ist, die Ei- 
genmittelanforderung nach Absatz 1 nicht noch zusätzlich 
auf der Ebene der Untergruppe erfüllen (Umsetzung von 
Artikel 5 Abs. 2 Unterabsatz 2 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie). Die konglomeratsangehörigen Unternehmen 
sind folgerichtig auf der Ebene der Untergruppe von den 
Anforderungen nach Absatz 6 und 7 befreit. 

Zu Absatz 9 

Absatz 9 Satz 1 bis 3 setzt Artikel 6 Abs. 5 der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie um. Danach brauchen einzelne nachge- 
ordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen nach § 104q 
Abs. 3 Satz 5 nicht in die Berechnung der Eigenmittel auf 
Konglomeratsebene einbezogen zu werden, wenn sie für die 
Aufsicht auf Konglomeratsebene von untergeordneter Be- 
deutung sind. Eine Freistellung ist gemäß Satz 2 nicht mög- 
lich, wenn mehrere nachgeordnete Finanzkonglomeratsun- 


ternehmen die Voraussetzung für eine Freistellung zwar er- 
füllen, aber die Gesamtheit dieser Unternehmen für die Auf- 
sicht auf Konglomeratsebene nicht von untergeordneter 
Bedeutung ist. Nach Satz 3 ist eine Befreiung einzelner 
nachgeordneter Finanzkonglomeratsuntemehmen von der 
Einbeziehung in die Eigenmittelberechnung auf Konglome- 
ratsebene zulässig, wenn diese Unternehmen nach Auffas- 
sung der Aufsichtsbehörde für die Einbeziehung in die Auf- 
sicht auf Konglomeratsebene ungeeignet oder irreführend 
sind. Welche Fälle dies betrifft, entscheidet die Aufsichts- 
behörde im Einzelfall. 

Freistellungen nach Absatz 9 Satz 1 oder 3 können auf An- 
trag des übergeordneten Erstversichemngsunternehmens 
oder von Amts wegen erfolgen. 

Zu § 104r Risikokonzentration und gruppeninterne 
Transaktionen von Finanzkonglomeraten 

Zur Beurteilung der Finanzlage eines Finanzkonglomerats 
durch die Aufsichtsbehörde zielt die Richtlinie nicht allein 
auf dessen Solvabilität ab, sondern verlangt als zentrale An- 
satzpunkte auch die Überwachung der Risikokonzentratio- 
nen auf Konglomeratsebene und der gmppenintemen Trans- 
aktionen innerhalb eines Finanzkonglomerats. 

Die Erfassung gmppenintemer Transaktionen soll vor allem 
Kapitaltransfers des beaufsichtigten Unternehmens an an- 
dere Unternehmen des Finanzkonglomerats mit möglichen 
Negativimplikationen auf die Solvabilität und Liquidität des 
beaufsichtigten Unternehmens unterbinden und damit mög- 
liche Ansteckungseffekte bei finanziellen Schwierigkeiten 
eines einzelnen beaufsichtigten Unternehmens innerhalb 
des Finanzkonglomerats verhindern. Durch die Berücksich- 
tigung von Risikokonzentrationen sollen Sachverhalte er- 
fasst werden, bei denen das Gleichgewicht zwischen einer 
möglicherweise gebotenen Spezialisiemng und einer man- 
gelnden Diversifikation der Risiken auf der Ebene des Fi- 
nanzkonglomerats überschritten wird. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 setzt die Anzeigepflicht nach Artikel 7 Abs. 2 und 
Artikel 8 Abs. 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie um. Die 
erforderlichen Angaben sind von dem übergeordneten Fi- 
nanzkonglomeratsuntemehmen im Sinne des § 104q Abs. 3 
Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 (Erstversichemngsuntemehmen 
oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft) einzureichen; 
ist ein Einlagenkreditinstitut, E-Geld-Institut, Wertpapier- 
handelsuntemehmen, eine Kapitalanlagegesellschaft oder 
eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft im Sinne des 
§ 10b Abs. 3 Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 des Kreditwesengeset- 
zes übergeordnetes Finanzkonglomeratsuntemehmen, ist 
dieses nach § 13d Abs. 1 des Kreditwesengesetzes anzeige- 
pflichtig. Nähere Bestimmungen über Art, Umfang, Zeit- 
punkt und Form der Angaben sowie über die zulässigen 
Datenträger und Übertragungswege bleiben der Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 2 Satz 1 Vorbehalten. 

Zu Absatz 2 

Diese Vorschrift enthält eine Ermächtigung sgmndlage zum 
Erlass einer Rechtsverordnung, die nähere Bestimmungen 
festlegt über die Arten der anzuzeigenden Risikokonzentra- 
tionen und gmppenintemen Transaktionen sowie die 
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Schwellenwerte, anhand derer diese als bedeutend anzuse- 
hen sind. Die Festlegung von Obergrenzen für Risikokon- 
zentrationen und bedeutenden gruppeninternen Transaktio- 
nen, Beschränkungen hinsichtlich der Art gruppenintemer 
Transaktionen sowie nähere Bestimmungen über die einzu- 
reichenden Angaben bleiben ebenfalls der Rechtsverord- 
nung Vorbehalten. Die Verlagerung auf die Ebene der 
Rechtsverordnung ist angesichts der Vielzahl möglicher Ri- 
sikokonzentrationen und gruppeninterner Transaktionen 
und wegen der insoweit notwendigen Flexibilität erforder- 
lich. Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung 
werden durch die europäischen Rahmenregelungen, insbe- 
sondere die Finanzkonglomeraterichtlinie bestimmt. Künf- 
tige Änderungs- und Folgerichtlinien werden miterfasst; 
Artikel 80 Grundgesetz steht der dynamischen Verweisung 
auf höherrangiges Recht nicht entgegen. 

Die Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, ist vom Bundesministerium der Finanzen 
im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank zu erlassen. 
Die Verordnungsermächtigung kann auf die Aufsichts- 
behörde mit der Maßgabe übertragen werden, dass die 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen 
Bundesbank ergeht. Die Belange der Versicherungs- und 
Kreditwirtschaft werden dadurch gewahrt, dass der Versi- 
cherungsbeirat und die Spitzenverbände der Institute vor Er- 
lass der Rechtsverordnung angehört werden müssen. 

Zu Absatz 4 

Danach ist das übergeordnete Finanzkonglomeratsunterneh- 
men dafür verantwortlich, dass bedeutende Risikokonzent- 
rationen auf Konglomeratsebene oder gruppeninteme 
Transaktionen innerhalb des Finanzkonglomerats die in der 
Rechtsverordnung genannten Obergrenzen ohne die vorhe- 
rige Zustimmung der Aufsichtsbehörde nicht überschreiten. 
Die Aufsichtsbehörde entscheidet im Rahmen ihres Ermes- 
sens. Satz 2 bestätigt den Vorrang des allgemeinen Gesell- 
schaftsrechts. Die Regelung zur Verantwortlichkeit lehnt 
sich an den bisherigen Bestimmungen des Großkreditre- 
gimes in § 13b Abs. 4 Satz 2 und 3 des Kreditwesengeset- 
zes an. Nach Absatz 4 Satz 5 Nr. 1 kann die Aufsichts- 
behörde bei einer Überschreitung der Obergrenzen für Risi- 
kokonzentrationen die Unterlegung des Überschreitungsbe- 
trages mit Eigenmitteln des Finanzkonglomerats verlangen. 
Die Höhe der Unterlegung wird durch die Rechtsverord- 
nung bestimmt. Verstöße gegen Beschränkungen hinsicht- 
lich der Art gruppenintemer Transaktionen kann die Auf- 
sichtsbehörde nach Absatz 4 Satz 4 Nr. 2 durch geeignete 
und erforderliche Maßnahmen unterbinden; dies kann auch 
die Rückabwicklung der Transaktion beinhalten. Hierdurch 
werden Möglichkeiten eines Finanzkonglomerats zur Auf- 
sichtsarbitrage eingeschränkt. Die Umgehung branchenspe- 
zifischer Vorschriften zur Risikokonzentration durch das 
Verlagern bestimmter Geschäfte auf andere Unternehmen 
des Finanzkonglomerats wird erschwert. Einzelheiten blei- 
ben angesichts der Vielzahl möglicher Risikokonzentratio- 
nen und gmppenintemer Transaktionen und wegen der inso- 
weit notwendigen Flexibilität ebenfalls der Rechtsverord- 
nung nach Absatz 2 Vorbehalten. 

Bis zur weiteren Koordiniemng der Bestimmungen über Ri- 
sikokonzentrationen und gmppeninteme Transaktionen auf 
europäischer Ebene soll von der Ermächtigung zum Erlass 


der Rechtsverordnung nach Absatz 2 abgesehen werden, um 
für inländische Erstversichemngsunternehmen Wettbe- 
werbsverzerrungen zu vermeiden. Die Übergangsregelung 
nach § 123a Nr. 1 und Nr. 2 sieht daher bis zum Erlass der 
Rechtsverordnung für die aufsichtsrechtliche Behandlung 
von Risikokonzentrationen auf Konglomeratsebene und 
gmppenintemen Transaktionen innerhalb eines Finanzkon- 
glomerats lediglich Anzeigepflichten vor. Darüber hinaus 
haben konglomeratsangehörige Erstversichemngsuntemeh- 
men bereits vor Erlass der Rechtsverordnung die Vorschrif- 
ten über die einstimmige Beschlussfassung nach Absatz 3 
einzuhalten. 

Zu § 104s Besondere organisatorisehen Pfliehten von 
F inanzkonglomer aten 

Die Vorschrift setzt Artikel 9 der Finanzkonglomeratericht- 
linie um. Danach müssen die beaufsichtigten Finanzkonglo- 
meratsunternehmen sicherstellen, dass auf Konglomerats- 
ebene ein angemessenes Risikomanagement und angemessene 
interne Kontrollmechanismen, einschließlich ordnungsge- 
mäßer Geschäftsorganisation und Rechnungslegungsverfah- 
ren vorhanden sind. 

Angemessenes Risikomanagement umfasst 

a) fachmännisches Führen und Management mit Ge- 
nehmigung und regelmäßiger Überprüfüng der 
Strategien und Maßnahmen durch die jeweiligen 
Leitungsgremien auf Konglomeratsebene hinsicht- 
lich aller eingegangenen Risiken; 

b) eine angemessene Politik der Eigenkapitalausstat- 
tung, welche die Auswirkungen der Geschäftsstra- 
tegie auf das Risikoprofil und auf die gemäß Arti- 
kel 6 und Anhang I ermittelten Eigenkapitalanfor- 
derungen im Vorhinein berücksichtigt; 

c) geeignete Verfahren, die sicherstellen, dass die 
Systeme zur Risikoüberwachung angemessen in 
die Geschäftsorganisation integriert sind und durch 
entsprechende Maßnahmen gewährleistet ist, dass 
die in den der zusätzlichen Beaufsichtigung unter- 
liegenden Unternehmen angewandten Systeme 
miteinander vereinbar sind, damit alle Risiken auf 
Konglomeratsebene quantifiziert, überwacht und 
kontrolliert werden können. 

Die internen Kontrollmechanismen umfassen 

a) geeignete Mechanismen in Bezug auf die Eigenka- 
pitalausstattung zur Ermittlung und Quantifizierung 
aller wesentlichen Risikoposten und auf die ange- 
messene Unterlegung dieser Risiken mit Eigen- 
mitteln; 

b) ein ordnungsgemäßes Berichtswesen und ordnungs- 
gemäße Rechnungslegungsverfahren zur Ermitt- 
lung, Quantifizierung, Überwachung und Kontrolle 
gruppenintemer Transaktionen und der Risikokon- 
zentration. 

Verantwortlich für die ordnungsgemäße Umsetzung der 
Vorgaben nach Satz 1 sind die Geschäftsleiter des überge- 
ordneten Erstversichemngsuntemehmens oder, wenn die 
gemischte Finanzholding-Gesellschaft (Rückversichemngs- 
unternehmen) als übergeordnetes Finanzkonglomeratsunter- 
nehmen bestimmt ist, die Personen, die die Geschäfte dieser 
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Holdinggesellschaft tatsächlich führen. Satz 3 regelt die 
Eingriffsbefugnisse der Aufsichtsbehörde sowohl gegen- 
über dem übergeordneten als gegenüber den nachgeord- 
neten beaufsichtigten Finanzkonglomeratsuntemehmen zur 
etwaigen Durchsetzung der Anforderungen nach Satz 1 . 

Zu § 104t Maßnahmen bei unznreichenden Eigenmit- 
teln anf Konglomeratsebene 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält die Maßnahmen, die die Aufsichtsbe- 
hörde gegenüber dem übergeordneten Finanzkonglomerats- 
untemehmen oder der gemischten Finanzholding-Gesell- 
schaft ergreifen kann, wenn ein Finanzkonglomerat über 
unzureichende Eigenmittel verfügt. Nach Absatz 1 Nr. 1 
kann die Aufsichtsbehörde gegenüber einem Erstversiche- 
mngsuntemehmen als übergeordnetem Finanzkonglome- 
ratsuntemehmen nach § 81 Abs. 2 und § 81b Abs. 1 und 2 
treffen. Die Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 2 richten sich 
gegen die gemischte Finanzholding-Gesellschaft und se- 
hen insbesondere die Untersagung oder die Beschränkung 
von Entnahmen durch Inhaber oder Gesellschafter und die 
Gewinnausschüttung vor. Die Maßnahmen zielen darauf 
ab, einen zusätzlichen Eigenmittelabfluss zu verhindern. 
Die Verhängung von Zwangsmaßnahmen bei unzureichen- 
der Eigenmittelausstattung eines Finanzkonglomerats sieht 
Artikel 16 Unterabsatz 1 und 2 der Finanzkonglomerate- 
richtlinie vor. 

Zu Absatz 2 

Da die Maßnahmen nach Absatz 1 erheblich in die Ge- 
schäftspolitik eines Finanzkonglomerats eingreifen, muss 
ihnen eine erfolglose Abmahnung vorausgehen. Nach Ab- 
satz 2 kann die Aufsichtsbehörde die Maßnahmen deshalb 
erst dann ergreifen, wenn das übergeordnete Finanzkonglo- 
meratsuntemehmen oder die gemischte Finanzholding-Ge- 
sellschaft den Mangel nicht innerhalb einer von der Auf- 
sichtsbehörde zu bestimmenden Frist behoben hat. 

Zu § 104u Maßnahmen gegenüber gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaften 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 kann die Aufsichtsbehörde einer gemischten 
Finanzholding-Gesellschaft die Stimmrechtsausübung an 
den übergeordneten und den anderen nachgeordneten Fi- 
nanzkonglomeratsuntemehmen untersagen, wenn entweder 
die gemischte Finanzholding-Gesellschaft dem anzeige- 
pflichtigen beaufsichtigten Finanzkonglomeratsunterneh- 
men die erforderlichen Angaben nach § 104q Abs. 8 Satz 2 
oder § 104q Abs. 8 Satz 2 in Verbindung mit § 104r Abs. 4 
Satz 2 nicht übermittelt (Absatz 1 Nr. 1) oder wenn Tatsa- 
chen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass eine Person, die 
die Geschäfte der gemischten Finanzholding-Gesellschaft 
tatsächlich führt, nicht zuverlässig ist oder nicht die zur 
Fühmng der Geschäfte erforderliche fachliche Eignung hat 
(Absatz 1 Nr. 2). Diese Regelung ergänzt die neu in das Ge- 
setz aufgenommenen Anfordemngen an die Leitungsorgane 
einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft (§ 7a Abs. 3) 
und zielt darauf ab, eine schädliche Einflussnahme nicht 
qualifizierter Leitungsorgane auf das übergeordnete Finanz- 
konglomeratsunternehmen im Sinne von § 104q Abs. 3 


Satz 6 bis 8 oder Abs. 4 und den anderen nachgeordneten 
Finanzkonglomeratsunternehmen zu verhindern. Weniger 
belastende Maßnahmen gegenüber der gemischten Finanz- 
holding-Gesellschaft stehen nicht zur Verfügung, sofern sie 
der Aufsicht der Aufsichtsbehörde auf Einzelebene nicht 
unterliegt. Die Ermächtigung im ersten Halbsatz ermöglicht 
Verfügungen der Aufsichtsbehörde gmndsätzlich gegenüber 
inländischen und ausländischen gemischten Finanzhol- 
ding-Gesellschaften möglich, da der Regelungsgegenstand 
die Beteiligungen an einem Unternehmen mit Sitz im Inland 
sind. 

Zu Absatz 2 

Diese Vorschrift enthält Regelungen für den Fall, dass die 
Aufsichtsbehörde der gemischten Finanzholding-Gesell- 
schaft die Ausübung ihrer Stimmrechte untersagt. 

Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 gelten die betroffenen Unternehmen nicht als 
nachgeordnete Unternehmen der gemischten Finanzhol- 
ding-Gesellschaft im Sinne von § 104q Abs. 3 Satz 3, so- 
lange die Untersagungsverfügung nach Absatz 1 in Kraft 
ist. 

Zu Absatz 4 

Als weitere Maßnahme sieht Absatz 4 für den Fall der Un- 
zuverlässigkeit oder fehlender fachlicher Eignung der Lei- 
tungsorgane einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft 
vor, dass, wenn gesellschaftsrechtliche Möglichkeiten zur 
Abberufung der Person, die die Geschäfte der Finanzhol- 
ding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Ge- 
sellschaft tatsächlich führen, nicht zur Verfügung stehen 
oder solche zwar vorhanden sind, aber ihre Ausschöpfung 
erfolglos geblieben sind, die Aufsichtbehörde auch gegen- 
über dem übergeordneten Finanzkonglomeratsuntemehmen 
anordnen kann, Weisungen der gemischten Finanzhol- 
ding-Gesellschaft nicht zu befolgen. 

Zu § 104v Mutterunternehmen mit Sitz in einem Dritt- 
staat 

Mit der Vorschrift werden Artikel 5 Abs. 3 und Artikel 18 
der Finanzkonglomeraterichtlinie umgesetzt. Sie regeln den 
Fall, dass ein beaufsichtigtes Unternehmen mit Sitz im In- 
land einem Muttemntemehmen mit Sitz in einem Drittstaat 
angehört. Unterliegt dieses Muttemntemehmen durch die 
Drittlandsbehörde keiner der Finanzkonglomeraterichtlinie 
gleichwertigen Aufsicht, so kann die Aufsichtsbehörde die 
Vorschriften über die Beaufsichtigung von Finanzkonglo- 
meraten entsprechend anwenden. Sie kann dem Ziel der an- 
gemessenen Beaufsichtigung im Einzelfall jedoch auch auf 
andere Weise Rechnung tragen und kann dabei insbeson- 
dere auch verlangen, dass eine gemischte Finanzhol- 
ding-Gesellschaft mit Sitz im Inland gegründet wird, auf 
welche dann die Vorschriften über die zusätzliche Beauf- 
sichtigung auf Konglomeratsebene als Muttemntemehmen 
entsprechend anzuwenden sind. 

Die Frage, wann eine gleichwertige Beaufsichtigung im 
Drittland gewährleistet ist, wird von der Richtlinie selbst 
nicht definiert. Sie kann aber durch den noch einzusetzen- 
den Finanzkonglomerateausschuss nach Artikel 21 der Fi- 
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nanzkonglomeraterichtlinie, welcher in dieser Frage eine 
allgemeine Orientierung geben soll, auf europäischer Ebene 
näher bestimmt werden. 

Zu § 104w Grenzüberschreitende Auskünfte und 
Prüfnngen 

Mit dieser Vorschrift wird Artikel 14 Abs. 1 der Finanzkon- 
glomeraterichtlinie umgesetzt. Danach sind Rechtsvorschrif- 
ten in der Bundesrepublik, welche die Übermittlung von Da- 
ten beschränken, nicht anzuwenden, wenn die Datenüber- 
mittlung zur Erfüllung von Bestimmungen der Aufsicht auf 
Konglomeratsebene über ein Unternehmen mit Sitz in einem 
anderen Land erforderlich ist. Mit Satz 2 wird die Aufsichts- 
behörde ermächtigt einem Erstversicherungsuntemehmen 
und einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft die Über- 
mittlung von Daten in einen Drittstaat zu untersagen. Hier- 
durch kann der Datenfluss an ausländische Unternehmen oder 
Aufsichtsbehörden in Staaten unterbunden werden, die auf 
Grund ihrer nationalen Gesetzgebung ebenfalls keinen freien 
Datentransfer für aufsichtsrechtliche Zwecke aus ihrem Land 
zulassen und hierdurch die Aufsicht auf Konglomeratsebene 
durch die Aufsichtsbehörden erschweren. 

Zu Nummer 20 (§ Ulf; Informationspflicht und Zu- 

sammenarbeit der Aufsicht bei verbun- 
denen Unternehmen und Finanzkonglo- 
meraten) 

Die Vorschrift setzt Artikel 12 Abs. 1 Unterabsatz 1 (Ab- 
satz 1), Artikel 12 Abs. 3 Unterabsatz 1 (Absatz 2), Arti- 
kel 15 Abs. 2 (Absatz 3) und Artikel 28 Nr. 2, der Arti- 
kel 6 Abs. 3 der Versicherungsgruppenrichtlinie ändert 
(Absatz 4) um. 

Zu Nummer 20a (§ 111g; Umfang der Meldepflicht) 

Die Änderung dient der Umsetzung von Artikel 18 Abs. 3 
Satz 4 der Finanzkonglomeraterichtlinie. 

Zu Nummer 21 (§ 123c; Übergangsvorschriften zum 

Finanzkonglomeraterichtlinie-Umset- 
zungsgesetz) 

Die neue Vorschrift enthält durch die Umsetzung der Richt- 
linie bedingte Übergangsbestimmungen bis zum Inkrafttre- 
ten der neuen Begleitverordnung zu § 104r Abs. 2. 

Die Finanzkonglomeraterichtlinie enthält im Hinblick auf 
Risikokonzentrationen auf Gruppenebene bislang keine 
vollumfänglichen und abschließenden Vorgaben. Insbeson- 
dere legt die Richtlinie, anders als in einigen einschlägigen 
sektoralen Vorschriften, keine quantitativen Grenzen fest, 
sondern überlässt dies bis zu einer weiteren Koordinierung 
auf europäischer Ebene den zuständigen Behörden der Mit- 
gliedstaaten (Artikel 8 Abs. 3 der Finanzkonglomeratericht- 
linie). Entsprechendes gilt für gruppeninteme Transaktionen 
(Artikel 7 Abs. 3 der Finanzkonglomeraterichtlinie), wobei 
allerdings bis zur Festlegung von Schwellenwerten gemäß 
Anhang II Absatz 1 letzter Satz der Richtlinie gruppenin- 
teme Transaktionen als bedeutend anzusehen sind, wenn ihr 
Umfang 5 vom Hundert der Eigenkapitalanfordemng auf 
Finanzkonglomeratsebene übersteigt (Artikel 8 Abs. 2 


Satz 2 der Finanzkonglomeraterichtlinie). Zwingende quan- 
titative Obergrenzen sieht die Richtlinie für gmppeninteme 
Transaktionen und für Risikokonzentrationen nicht vor. 

Zu Absatz 1 

Mit diesen Regelungen wird von der Ermächtigung nach 
Artikel 7 Abs. 3 und Artikel 8 Abs. 3 entsprechend An- 
hang II dritter Absatz der Finanzkonglomeraterichtlinie Ge- 
brauch gemacht, für die Übergangszeit bis zur weiteren 
Harmonisierung der EU-Regelungen die branchen- bzw. 
sektorspezifischen Vorschriften auch auf Konglomerats- 
ebene anzuwenden, soweit solche vorhanden sind. 

Nummer 1 erfasst Risikokonzentrationen der Aktivseite 
beschränkt auf Adressenausfall-ZKreditrisiken und Anlage- 
risiken. Ihre Meldeschwelle beträgt analog zum Großkredit- 
regime im Kreditwesengesetz 10 Prozent der Eigen- 
kapitalanfordemng auf Konglomeratsebene. Die Risiken 
sind adressenbezogen zu ermitteln und zusammenzufassen. 
Marktrisiken und operationeile Risiken bleiben bei dieser 
Betrachtung zunächst außer Ansatz. Die etwaige Einfüh- 
mng von nach der Finanzkonglomeraterichtlinie möglichen 
quantitativen Beschränkungen bleibt der Rechtsverordnung 
Vorbehalten. 

Mit Nummer 2 und 3 werden die Versichemngsrisiken erfasst. 
Auch für diese Risikoart, die auf der Passivseite von Versi- 
chemngsuntemehmen abgebildet wird, sind zunächst nur An- 
zeigepflichten vorgesehen. Das übergeordnete Finanzkon- 
glomeratsunternehmen hat der Aufsichtsbehörde und der 
Deutschen Bundesbank die aus Versichemngsrisiken resul- 
tierenden, auf Basis des internen Risikomanagementsystems 
als bedeutend identifizierten Risikokonzentrationen, die sich 
aus Großrisiken und sog. Kumulrisiken sowie Risiken mit 
langer Entwicklungsphase bei unsicherer Ursachenkette 
(long tail) ergeben, anzuzeigen. Soweit solche Risiken sich 
auch auf einzelne Adressen unmittelbar auswirken, ist dies in 
der Anzeige, aufgeschlüsselt nach Einzeladressen, ebenfalls 
anzugeben. Das Versichemngsrisiko besteht in der möglichen 
Inanspruchnahme, die unter Berücksichtigung der vertragli- 
chen Versichemngssumme unter Einbeziehung der Rückver- 
sichemng, der Schadenerfahmngen der Vergangenheit und 
mathematischer Modelle zu bestimmen ist. Zusätzlich hat das 
übergeordnete Finanzkonglomeratsuntemehmen der Auf- 
sichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank über Risiken, 
die sich durch eine Kombination aus und durch Wechselwir- 
kungen zwischen den einzelnen Risikoarten ergeben, eben- 
falls fortlaufend zu berichten. 

In Nummer 4 wird in Bezug auf gmppeninteme Transaktio- 
nen die Definition solcher Geschäfte nach § 104e Abs. 2 des 
Versichemngsaufsichtsgesetzes übernommen. Artikel 8 
Abs. 2 Satz 2 der Richtlinie wird in Bezug auf die einzelne 
Transaktion umgesetzt. Um ein Umgehen der Fünf-Pro- 
zent-Meldeschwelle durch eine Aufspaltung einer an sich 
bedeutenden gmppeninternen Transaktion in mehrere Ein- 
zeltransaktionen zu verhindern, sind die einzelnen Transak- 
tionen adressatenbezogen zusammenzufassen und einmal 
jährlich zu melden, auch wenn der Schwellenwert bei der 
einzelnen Transaktion nicht erreicht wird. Auf die Festle- 
gung quantitativer Obergrenzen wird bis zum Erlass der 
Rechtsverordnung verzichtet. 
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Zu Absatz 2 

Nach Artikel 4 tritt das Gesetz in Umsetzung des Artikels 32 
Abs. 2 der Richtlinie 2002/87/EG einheitlich zum 1. Januar 
2005 in Kraft. 

Da die Bestimmung für die erstmalige Anwendung aller Vor- 
schriften „auf die aufsichtliche Prüfung der Abschlüsse für 
das Geschäftsjahr mit Beginn am 1 . Januar 2005 oder wäh- 
rend dieses Kalenderjahres“ abstellt, führt dies im Hinbliek 
auf die übliche Erstellung der Jahresabsehlüsse zum Ende 
eines Kalenderjahres dazu, dass die Identifizierung von Fi- 
nanzkonglomeraten letztlich erst im Jahre 2006 auf der Basis 
der Jahresabschlussdaten zum 3 1 . Dezember 2005 erfolgen 
könnte. Um dies zu vermeiden, legt Absatz 2 Satz 1 als Basis 
für die Ermittlung und Identifizierung die Jahresabschluss- 
daten für das in 2003 beendete Geschäftsjahr fest. Wesent- 
liehe Änderungen, die während des Jahres 2004 eintreten und 
die Einstufung einer Untemehmensgruppe als Finanzkonglo- 
merat beeinflussen können, sind zu berücksichtigen. 

Da die Anzeigen über Risikokonzentrationen und gruppen- 
interne Transaktionen keiner zwingenden Anknüpfung an 
Jahresabschlüsse bedürfen, wird mit Absatz 2 Satz 3 die 
erstmalige Einreichung der jährlichen Anzeigen auf den 
15. Januar 2006 festgelegt. Davon unberührt bleiben die in 
diesem Zusammenhang unverzüglieh zu erfüllenden Anzei- 
gepfliehten ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

Die erstmalige Berechnung der angemessenen Eigenkapital- 
ausstattung der identifizierten Finanzkonglomeratsebene, 
kann angesichts des insoweit eindeutigen Wortlauts von 
Artikel 32 Abs. 2 der Richtlinie 2002/87/EG zwingend erst 
auf der Grundlage der Jahresabschlüsse des im Jahre 2005 
beendeten Geschäftsjahres erfolgen. Dies wird mit Absatz 2 
Satz 2 klargestellt. 

Zu Nummer 22 (§ 144; Bußgeldvorsehriften) 

Durch die Änderung von Absatz la Nr. 2 werden die Ver- 
stöße gegen die mit § 13e Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 Satz 1 
sowie Abs. 3 Satz 1 neu eingefügten Anzeigepflichten zur 
Ordnungswidrigkeit erklärt. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Gesetzes über die Er- 
richtung eines Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungswesen) 

Die Regelung dient der Erleiehterung und Vereinfaehung 
der mit der Umsetzung der Finanzkonglomerateriehtlinie 


neu zu implementierenden Verfahrensabläufe. Im Rahmen 
der Umsetzung der allein materiell komplexen Regelungen 
der Finanzkonglomeraterichtlinie ist ein nicht minder kom- 
plexes Kooperationssystem zur Sicherstellung einer effekti- 
ven Zusammenarbeit der für die Beaufsiehtigung von Un- 
ternehmen der Kredit- und Wertpapierdienstleistungsbran- 
che und der Versicherungsbranche zuständigen Behörden, 
zu etablieren. Neben der gegenseitigen Unterrichtung und 
Konsultation erfordern etliehe Vorgänge und Maßnahmen 
auf Konglomeratsebene die Herstellung des Einvernehmens 
mit jeweils allen anderen national und supranational zustän- 
digen Stellen. Um auch weiterhin eine effektive Aufsicht 
über die Finanzmärkte sieherzustellen und da es praktiseh 
undenkbar ist, das der zuständigen Versieherungsaufsiehts- 
behörde eines Landes die nach Artikel 10 der Richtlinie vor- 
gesehene Funktion des Koordinators der zusätzlichen Be- 
aufsiehtigung nach Maßgabe der Richtlinie Zuwachsen 
könnte, - dies wird auf nationaler Ebene bei Vorliegen der 
nach der Richtlinie dafür notwendigen Vorgaben aus- 
schließlich die Bundesanstalt sein — , ist es im Interesse einer 
Vereinfachung und Straffung der Verfahrensabläufe auf 
nationaler Ebene - nieht zuletzt auch der betroffenen Unter- 
nehmen - geboten und saehlieh gerechtfertigt, unter Lan- 
desaufsicht stehende Erstversicherungsuntemehmen, die 
einem Finanzkonglomerat angehören, in diesem Fall der 
Bundesaufsieht zu unterstellen. Landesinteressen in Bezug 
auf die im Übrigen weiterhin unveränderte Zuständigkeit 
für Versicherungsuntemehmen unter Landesaufsicht, blei- 
ben davon ebenso unberührt, wie von den auf dieser Ebene 
der Aufsicht nicht einschlägigen Bestimmungen auf Kon- 
glomeratsebene. Durch die rechtzeitige Information der 
zuständigen Landesbehörde durch die Bundesanstalt, ist die 
verwaltungstechnisch reibungslose Übertragung der Auf- 
sicht sichergestellt. Entfällt in den Fällen nach Satz 2 der 
Grund für die Zuständigkeit der Bundesanstalt, kann sie die 
Aufsicht mit Zustimmung der zuständigen Landesbehörde 
wieder auf diese zurückübertragen. 


Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz tritt einheitlich zum 1 . Januar 2005 in Kraft. Da- 
mit wird Artikel 32 Abs. 2 der Richtlinie 2002/87/EG um- 
gesetzt, der hinsichtlich der erstmaligen Anwendung aller 
Vorschriften „auf die aufsichtliche Prüfung der Abschlüsse 
für das Geschäftsjahr mit Beginn am 1. Januar 2005 oder 
während dieses Kalenderjahres“ abstellt. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 802. Sitzung am 9. Juli 2004 be- 
schlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe a (§ 10 Abs. 1 Satz 2 

und 3 KWG) und 

Nr. 16 (§ 10b Abs. 1 Satz 2 und 3 KWG) 

In Artikel 1 sind in Nummer 14 Buchstabe a § 10 Abs. 1 
Satz 2 und 3 sowie in Nummer 16 § 10b Abs. 1 Satz 2 
und 3 jeweils nach den Wörtern „durch Rechtsverord- 
nung“ ein Komma und die Wörter „die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf,“ einzufügen. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf enthält Ermächtigungen, wesent- 
liche Bestimmungen über die Eigenmittelanforderungen 
für Institute, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen, 
Finanzkonglomerate, gemischte Finanzholding-Gesell- 
schaften und gemischte Unternehmen im Rahmen der 
Vorgaben des Rechts der Europäischen Gemeinschaft 
durch Rechtsverordnungen zu erlassen. Die Ermächti- 
gungen zum Erlass der Rechtsverordnungen sehen die 
Delegation vom Bundesministerium der Finanzen auf 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht vor. 
Es handelt sich bei den Eigenkapitalanforderungen um 
materiell bedeutsame Regelungsbereiche. 

Da die EU-Richtlinien in der Regel Mindestbestimmun- 
gen sind und keine Maximalharmonisierung beinhalten, 
vielmehr den Mitgliedstaaten bei der Umsetzung des 
EU-Rechts in nationales Recht zumeist Wahlmöglich- 
keiten verbleiben, hat der Bundesrat ein elementares In- 
teresse daran, an der Normengebung mitzuwirken. Dies 
gilt vor allem auch deshalb, weil die Eigenmittelanforde- 
rungen an die Kreditwirtschaft sowohl Auswirkungen 
für die Stabilität des Finanzsystems als auch für die 
Finanzierungsmöglichkeiten der gesamten Wirtschaft 
haben. 

Im Übrigen sollte gewährleistet sein, dass im Hinblick 
auf die Aufsichtsregelungen im Bereich der Finanz- 
dienstleistungen eine gewisse Konsistenz gewahrt 
bleibt: Es ist nicht nachvollziehbar, weswegen die Bun- 
desregierung in § 12 Id VAG-E die Zustimmungsbe- 
dürftigkeit von Rechtsverordnungen vorsieht (Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Versicherungsauf- 
sichtsgesetzes und anderer Gesetze; Bundesratsdruck- 
sache 322/04), bei den Parallelregelungen im KWG 
hingegen nicht. Denn es geht zum einen um dieselbe 
Sachmaterie - Solvabilitätsspanne/Unterlegung von Ri- 
siken mit Eigenmitteln - zum anderen sind Finanzkon- 
glomerate gerade dadurch gekennzeichnet, dass Bank- 
und Versicherungsdienstleistungen aus einer Hand an- 
geboten werden können. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 13c Abs. 1 Satz 2 und 3 und 
§ 13d Abs. 2 Satz 1 und 2 KWG) 

In Artikel 1 Nr. 21 sind in § 13c Abs. 1 Satz 2 und 3 so- 
wie in § 13d Abs. 2 Satz 1 und 2 jeweils nach den Wör- 
tern „durch Rechtsverordnung“ ein Komma und die 
Wörter „die der Zustimmung des Bundesrates bedarf,“ 
einzufügen. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf enthält Ermächtigungen, wesentliche 
Bestimmungen für gemischte Unternehmen und für Fi- 
nanzkonglomerate durch Rechtsverordnungen zu erlas- 
sen. Die Ermächtigungen zum Erlass der Rechtsverord- 
nungen sehen die Delegation vom Bundesministerium 
der Finanzen auf die Bundesanstalt für Finanzdienstleis- 
tungsaufsicht vor. Durch die Rechtsverordnungen kann 
insbesondere Folgendes näher bestimmt werden: 

- Arten der anzuzeigenden Transaktionen und Risiko- 
konzentrationen, Schwellenwerte, anhand derer diese 
als bedeutsam anzusehen sind, und 

- Obergrenzen für gruppeninteme Transaktionen bzw. 
für bedeutsame Risikokonzentrationen sowie Be- 
schränkungen hinsichtlich der Art gruppeninterner 
Transaktionen. 

Es handelt sich hierbei um materiell bedeutsame Rege- 
lungen mit Auswirkungen auf die Unterlegung von Risi- 
ken mit Eigenmitteln. 

Da die EU-Richtlinien in der Regel Mindestbestimmun- 
gen sind und keine Maximalharmonisierung beinhalten, 
vielmehr den Mitgliedstaaten bei der Umsetzung des 
EU-Rechts in nationales Recht zumeist Wahlmöglich- 
keiten verbleiben, hat der Bundesrat ein elementares In- 
teresse daran, an der Normengebung mitzuwirken. Dies 
gilt auch deshalb, weil die Eigenmittelanforderungen an 
die Kreditwirtschaft Auswirkungen auf die gesamte 
Wirtschaft haben. Hinzu kommt, dass in der Ermächti- 
gung nach § 13c Abs. 1 KWG-E keine Einschränkung 
auf den Rahmen der Vorgaben des Rechts der Europäi- 
schen Union vorgenommen wurde. 

Im Übrigen sollte gewährleistet sein, dass im Hinblick 
auf die Aufsichtsregelungen im Bereich der Finanz- 
dienstleistungen eine gewisse Konsistenz gewahrt bleibt: 
Es ist nicht nachvollziehbar, weswegen die Bundesregie- 
rung in § 12 Id VAG-E die Zustimmungsbedürftigkeit 
von Rechtsverordnungen vorsieht (Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
und anderer Gesetze; Bundesratsdrucksache 322/04), bei 
den Parallelregelungen im KWG hingegen nicht. Denn 
es geht zum einen um dieselbe Sachmaterie - Solvabili- 
tätsspanne/Unterlegung von Risiken mit Eigenmitteln - 
zum anderen sind Finanzkonglomerate gerade dadurch 
gekennzeichnet, dass Bank- und Versicherungsdienst- 
leistungen aus einer Hand angeboten werden können. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


1. Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe a (§ 10 Abs. 1 Satz 2 

und 3 KWG) und 

Nr. 16 (§ 10b Abs. 1 Satz 2 und 3 KWG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Die Überwachung der Solvenz der Kreditinstitute und 
Finanzdienstleistungsinstitute (kurz: Institute) erfolgt in 
bundeseigener Verwaltung. Da die Länder an der Aus- 
führung der Vorschriften nach dem Kreditwesengesetz 
(KWG) nicht beteiligt sind, erfolgt aus der Grundregel 
des Artikels 80 Abs. 2 GG auch keine Zustimmungsbe- 
dürftigkeit von Rechtsverordnungen auf Grund des Kre- 
ditwesengesetzes. Die Ermächtigung des Bundesminis- 
teriums der Finanzen nach § 10 Abs. 1 Satz 2 KWG zum 
Erlass einer Rechtsverordnung im Benehmen mit der 
Deutschen Bundesbank zwecks Festlegung näherer Be- 
stimmungen über die angemessene Eigenmittelausstat- 
tung der Institute und außerdem die Möglichkeit der 
Übertragung der Ermächtigung auf die BaFin unter den 
Bedingungen nach § 10 Abs. 1 Satz 3 KWG entspricht 
deshalb insoweit auch der bisherigen Rechtslage. 

Im Unterschied dazu ist die Ausführung der versiche- 
rungsaufsichtsrechtlichen Vorschriften nach dem Ver- 
sicherungsaufsichtsgesetz (VAG) geregelt. Die Aufsicht 
über bestimmte Versicherungsuntemehmen, welche auf 
Landesebene tätig sind, wird nach dem Versicherungs- 
aufsichtsgesetz von den Verwaltungen der Länder ausge- 
übt. Demzufolge ist die Zustimmungsbedürftigkeit des 
Bundesrates beim Erlass einer Rechtsverordnung nach 
§ 12 Id VAG-E (Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
versicherungsrechtlicher Vorschriften; Bundesratsdruck- 
sache 322/04) vorgesehen. 

Der Hinweis auf die Bedeutung der Institute für die Fi- 
nanzmarktstabilität und die Finanzierungsmöglichkeiten 
der Wirtschaft insgesamt legt keineswegs die Einfüh- 
rung einer Zustimmungsbedürftigkeit des Bundesrates 
bei Erlass der besagten Rechtsverordnung nahe. Die seit 
dem Erlass des Kreditwesengesetzes im Jahre 1961 be- 
stehende Ausübung der Aufsicht über die Institute nach 
dem Kreditwesengesetzes in bundeseigener Verwaltung 
bleibt von solchen Erwägungen unberührt. Aus Anlass 
der Änderung und Ergänzung der KWG- Vorschriften 
über die zusätzliche Beaufsichtigung von Instituten, die 
einem Finanzkonglomerat angehören, braucht die 1961 
getroffene Grundentscheidung deshalb auch nicht geän- 
dert zu werden. 

Die vorstehend genannten Argumente gelten im Hin- 
blick auf den Erlass einer Rechtsverordnung nach § 10b 
Abs. 1 Satz 2 und 3 KWG zur Regelung näherer Bestim- 
mungen bei der Überprüfung der Eigenmittelausstattung 
von Finanzkonglomeraten entsprechend. Der Anwen- 
dungsbereich der Rechtsverordnung zielt ab auf solche 
Finanzkonglomerate, bei denen ein den Vorschriften des 
KWG unterliegendes Institut - nicht aber ein Versiche- 
rungsunternehmen - als das übergeordnete Finanzkon- 


glomeratsuntemehmen anzusehen ist. Im Übrigen blei- 
ben die branchenspezifischen Solvenzbestimmungen im 
Versicherungsbereich, für die dem Bundesrat ein Zu- 
stimmungsrecht zusteht (insbesondere nach § 12 Id 
VAG-E), unberührt. Die nach 10b Abs. 1 Satz 3 KWG 
vorgesehene Anhörung des Versicherungsbeirats gemäß 
§ 92 VAG erfolgt im Hinblick auf die Versicherungs- 
untemehmen, welche als nachgeordnete Unternehmen 
einem Finanzkonglomerat angehören. Unabhängig da- 
von, fällt die Ausfühmng der KWG- Vorschriften auf die 
Institute in den Bereich der alleinigen bundeseigenen 
Verwaltung. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 13c Abs. 1 Satz 2 und 3 und 
§ 13d Abs. 2 Satz 1 und 2 KWG) 

Die Bundesregiemng lehnt den Vorschlag ab. 

Die nach § 13c Abs. 1 Satz 2 KWG vom Bundesministe- 
rium der Finanzen im Benehmen mit der Deutschen 
Bundesbank zu erlassende Rechtsverordnung regelt die 
näheren Bestimmungen im Hinblick auf die Pflicht zur 
Anzeige gmppenintemer Transaktionen solcher Einla- 
genkreditinstitute, E-Geld-Institute oder Wertpapiemn- 
temehmen, welche Tochtemntemehmen eines gemisch- 
ten Unternehmens sind (d. h. eines nicht unmittelbar der 
Aufsicht unterliegenden Unternehmens an der Spitze 
von Gmppen mit nachgeordneten Unternehmen aus 
dem Finanzdienstleistungsbereich). § 13c Abs. 1 Satz 3 
KWG sieht die Möglichkeit der Übertragung der Verord- 
nungsermächtigung auf die BaFin mit der Maßgabe vor, 
dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der 
Deutschen Bundesbank zu erlassen ist. 

Weil die Länder bei der Anwendung der einschlägigen 
Vorschriften nach dem KWG auf die besagten Institute 
und Unternehmen weder bislang noch in Zukunft betei- 
ligt sind, folgt auch hier keine Zustimmung des Bundes- 
rates beim Erlass einer Rechtsverordnung nach § 13c 
Abs. 1 Satz 2 KWG. Der Verweis auf die Zustimmungs- 
bedürftigkeit des Bundesrates beim Erlass einer Rechts- 
verordnung nach § 12 Id VAG-E (Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung versicherungsrechtlicher Vorschriften; 
Bundesratsdrucksache 322/04) trägt demgemäß auch in- 
soweit nicht, als Versicherungsuntemehmen durch diese 
Bestimmungen nicht berührt werden. 

Zu § 13c Abs. 1 Satz 3 KWG wird auf die Ausfühmngen 
zu § 10 Abs. 1 Satz 3 KWG unter Nummer 1 oben ver- 
wiesen. 

Hinsichtlich der nach § 13d Abs. 2 Satz 1 KWG vom 
Bundesministerium der Finanzen im Benehmen mit der 
Deutschen Bundesbank zu erlassenden Rechtsverord- 
nung, die nähere Bestimmungen zu Risikokonzentratio- 
nen und gmppenintemen Transaktionen innerhalb eines 
Finanzkonglomerats enthalten wird, gelten die Ausfüh- 
mngen zu § 10b Abs. 1 Satz 2 und 3 KWG und § 13c 
Abs. 1 Satz 2 KWG entsprechend. 
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